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1. Hintergrund 

„Die raumstrukturelle Realität ist geprägt durch die unmittelbare Nach-
barschaft von Zentralen Orten, die Überlagerung von Einzugsberei-
chen, Zentralen Orten ohne übergemeindliche Versorgungsfunktion 
sowie der besonderen Dominanz des Oberzentrums bzw. der Oberzen-
tren.“ 

(Gutachterliche Stellungnahme für ein Konzept zu künftigen Festlegung 
zentraler Orte im Rhein-Main-Gebiet unter besonderer Berücksichtigung 
der Mittelzentren 2019) 

Am 20. August 2018 haben die Stadtverordneten der Stadt Hanau einstim-
mig beschlossen, zum 1. April 2021 kreisfrei werden zu wollen. In ihrem 
Beschluss wird das Land Hessen gebeten ein Gesetz zu verabschieden, 
das die Auskreisung der Stadt Hanau aus dem Main-Kinzig-Kreis und damit 
die Kreisfreiheit der Stadt Hanau reguliert. Als Grundlage wurde auf Ent-
scheidung des Magistrats hin bereits ein internes Konzept zur Kreisfreiheit 
verfasst, das die Motivation der Stadt sowie die Potentiale einer Auskrei-
sung ausführlich darlegt. Dabei bezieht sich die Stadt in erster Linie auf Art. 
28 Abs. 2 S. 1 Grundgesetz (GG), welcher den Gemeinden das Recht ge-
währleistet, alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen 
der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Dem internen Konzept der 
Stadt Hanau ist ein verfassungsrechtliches Gutachten beigefügt, welches 
diesen Anspruch nach Art. 28 Abs. 2 GG und Art. 137 HV bestätigt und 
somit die Kreisfreiheit Hanaus als geboten sieht. 

Gestützt wird das historische Vorhaben kreisfrei zu werden seitens weiter 
Teile der Hanauer Bevölkerung. Hanau war in seiner Stadtgeschichte lange 
Zeit Kreisstadt oder kreisfrei. Seit der Gebietsreform 1974 ist die Stadt je-
doch eine kreisangehörige Sonderstatusstadt. Die Stadt ist damit die größte 
von sieben Sonderstatusstädten in Hessen. 

Position des Landes Hessen 

Eine Auskreisung muss gemäß § 14 Abs. 1 der HKO durch Gründe des 
öffentlichen Wohls gerechtfertigt sein. Für die Auslegung des Begriffs ist die 
verfassungsrechtliche Selbstverwaltungsgarantie von großer Bedeutung. 
Abschließende Kriterien, nach denen eine Kreisfreiheit anerkannt werden 
kann, wie etwa eine Mindesteinwohnerzahl, enthält das hessische Landes-
recht nicht. Jedoch sind 100.000 Einwohner in den meisten Bundesländern 
ein Richtwert. Zudem verweist Prof. Dr. jur. Georg Hermes in seinem Gut-
achten auf die verfassungsrechtlichen Grundlagen, die in dem gesetzlichen 
Anspruch auf Kreisfreiheit der Stadt Hanau herangezogen werden müssen. 
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Eine Abwägung der Entscheidung erfolgt u.a. zusätzlich auch auf Grund-
lage der Leistungsfähigkeit des betroffenen Landkreises sowie dem Inte-
resse des Landes an ausgewogenen Kommunalstrukturen. Zur erfolgrei-
chen Umsetzung des Vorhabens kann eine bilaterale Verständigung zwi-
schen Stadt und Landkreis über die Einzelheiten der Rechtsfolgen, des Auf-
gabenüberganges etc. wesentlich beitragen.  

Das Land Hessen sieht die Überlegungen der Stadt Hanau hinsichtlich der 
angestrebten Kreisfreiheit als spezifisch gelagerten Einzelfall. Grundsätz-
lich sieht die Hessische Landesregierung weiterhin vor, verstärkte kommu-
nale Zusammenarbeit bis hin zu freiwilligen Gemeindefusionen wesentlich 
stärker zu unterstützen (vgl. Kleine Anfrage Hessischer Landtag 2018, Aus-
sagen Peter Beuth). Anderseits ist auch bei einer Kreisfreiheit Hanaus die 
Möglichkeit gegeben, weiterhin in vielen Bereichen mit benachbarten Kom-
munen zusammenzuarbeiten. 

Motivation für die Kreisfreiheit 

Aufgrund struktureller Gegebenheiten des Main-Kinzig-Kreises sind die In-
teressenlagen der Kommunen im Kreisgebiet sehr unterschiedlich. Auf der 
einen Seite stehen die Interessen der Stadt Hanau, die mit ihrer derzeitigen 
Entwicklung der Einwohnerzahl bald auf großstädtisches Niveau heran-
wachsen wird, auf der anderen Seite die der eher ländlich geprägten Kom-
munen des Landkreises. Hanau würde als zukünftige Großstadt seine Po-
tentiale und Interessen im großstädtischen Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main – auch im Sinne der Region und des öffentlichen Wohls – gerne stär-
ker vertreten und nutzen. In der Kreisfreiheit sieht Hanau deshalb eine Mög-
lichkeit, regionale Aufgaben gezielter wahrzunehmen und der Verantwor-
tung als Oberzentrum für den Main-Kinzig-Kreis und die Metropolregion 
FrankfurtRheinMain besser nachzukommen. 

Der Landkreis könnte sich durch die Kreisfreiheit der Stadt Hanau ebenso 
stärker als bisher auf seine eigenen Interessen stützen. Denn es ist davon 
auszugehen, dass das kontinuierliche Wachstum Hanaus tendenziell zu ei-
ner weiteren Zunahme der Interessenunterschiede zwischen Stadt und 
Land führen wird. Dies widerspräche dabei jedoch dem erklärten Interesse 
der Landesregierung an einer ausgewogenen Kommunalstruktur.  

Bereits jetzt erfüllt die Stadt Hanau zahlreiche Aufgaben einer Kreisstadt. 
Diese beinhalten unter anderem die Schulträgerschaft, Jugendhilfe, Bau-
aufsichtsbehörde, Untere Naturschutzbehörde, Ausländerbehörde, eine ei-
gene Wohnungsbaugesellschaft und eigene Verkehrsbetriebe. Angestrebt 
wird in dem Beschluss eine Aufgabenerweiterung, insbesondere in den Be-
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reichen Sozialwesen, Abfallwirtschaft, Rettungswesen und Katastrophen-
schutz, Gesundheits- und Veterinärwesen, Immissionsschutz sowie der Un-
teren Wasserbehörde und erweiterte Kompetenz der Ordnungsbehörde. 
Unklarheiten hinsichtlich der Zuständigkeiten von Stadt- und Kreisverwal-
tung, wie sie vielfach in der Bürgerschaft wahrgenommen werden, können 
so minimiert werden. 

Raumordnerische Folgen der Auskreisung 

Eine Auskreisung bleibt nie ohne Folgen für die betreffende Stadt und die 
Umland-Kommunen bzw. ländlichen Kommunen. Hanau müsste und kann 
die für eine Auskreisung nötigen Verwaltungsstrukturen aufbauen - entwe-
der durch eigenes Personal oder durch Übernahme des Personals des 
Main-Kinzig-Kreises. Da der Kreissitz des Main-Kinzig-Kreises bereits in 
Gelnhausen niedergelassen ist, müsste kein Umzug oder vollständiger Auf-
bau neuer Strukturen erfolgen. Nach einer Auskreisung Hanaus bliebe der 
Landkreis einer der größten Hessens. Die größte Stadt im Main-Kinzig-
Kreis wäre dann die Stadt Maintal.  

Kooperationen werden durch eine Auskreisung von Seiten der Stadt Hanau 
nicht ausgeschlossen – im Gegenteil. Geschichtlich und aufgrund der be-
stehenden Struktur sind der Main-Kinzig-Kreis und Hanau eng miteinander 
verbunden. Diese Verbundenheit könnte auch im Rahmen einer Kreisfrei-
heit weiterhin auf Augenhöhe genutzt und ausgebaut werden. Kooperatio-
nen könnten die logische Schlussfolgerung dessen sein und die Verbun-
denheit zudem manifestieren.  

Beachtet werden soll bei alledem, dass eine Auskreisung der Stadt Hanau 
dem Staatsziel der „gleichwertigen Lebensverhältnisse in allen Teilräumen“ 
und dem Anspruch eines ausgewogenen Interessenausgleichs entspre-
chen muss. 

Perspektive der Studie 

Diese Studie stellt keine betriebs- oder volkswirtschaftliche Betrachtung ei-
nes Auskreisungsszenarios dar, noch betrachtet sie im Detail die Auswir-
kungen auf die jeweiligen Verwaltungsstrukturen im Fall einer Kreisfreiheit 
Hanaus. Vielmehr sieht sie den angestoßene Prozess und die vorhandene 
Diskussion zur Kreisfreiheit der Stadt Hanau als Teil der aktuellen raumord-
nerischen Debatte. Selbstverständlich müssen im Rahmen der Entschei-
dungsfindung kommunalwirtschaftliche Aspekte, Themen der Verwaltungs-
organisation und politische Argumente erarbeitet und ausgetauscht werden. 
Jedoch ist der raumordnerische Blick für Fragen der raumstrukturellen Ord-
nung von enormer Bedeutung. 
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Aufgabe der Raumordnung ist es, Gebietseinheiten anhand raumordneri-
scher Instrumente planmäßig so zu ordnen, dass deren dauerhafte Nutzung 
und die Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse gewährleistet sind. Da 
die Stadt- und Kommunalentwicklung stets dauerhaften Veränderungspro-
zessen unterlegen ist, müssen die Anforderungen zur Zielerreichung immer 
wieder neu abgestimmt, Konflikte ausgeglichen und langfristige Entwick-
lungsoptionen offen gehalten werden. Auf Bundesebene findet das Thema 
im Rahmen der Arbeit der jüngst ins Leben gerufenen Kommission „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse“ eine herausragende Beachtung. 

Die vorliegende Studie untersucht, ob eine Auskreisung Hanaus aus dem 
Main-Kinzig-Kreis einen Beitrag zum Erhalt gleichwertiger Lebensverhält-
nisse in der Region liefern kann. Mit einem vor allem raumordnerischen 
Blick wird daher im Folgenden zuerst das Leistungsspektrum des modernen 
Raums erarbeitet. Dabei sollen die aktuellen Herausforderung, Leistungs-
ansprüche und zur Verfügung stehenden Instrumente der Raumordnung 
identifiziert werden. Es folgt eine ausgewählte Standortbeschreibung des 
Main-Kinzig-Kreis und der Stadt Hanau, um einen Eindruck des Status Quo 
zu erhalten. Anschließend werden zwei Szenarien für die Zukunft des Main-
Kinzig-Kreis gegenüberzustellen. Die Szenarien werden dabei den Verbleib 
Hanaus im Kreis und die Kreisfreiheit der Stadt abbilden. Dieser Diskussion 
folgt eine raumordnerische Handlungsempfehlung.  

Als Fazit wird diese Studie eine „Neue Vision für den Raum“ vorstellen. Sie 
trägt den Ergebnissen der vorgenommen Untersuchung Rechnung und 
fasst die Potentiale einer neuen Raumordnung zusammen. Die zehn The-
sen zum Thema „Zukunft des Main-Kinzig-Kreises“ dienen dabei als Ein-
stieg in die Diskussion und als Zusammenfassung der folgenden Argumen-
tation.



2. Zehn Thesen 
1. Mit der Auskreisung der Stadt Hanau aus dem Main-Kinzig-Kreis ist langfristig (Horizont 

2040) die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in der Region möglich. 

2. Die aktuellen und zukünftigen Herausforderungen des Main-Kinzig-Kreises und der Stadt 
Hanau unterscheiden sich signifikant. 

3. Je stärker sich die Anforderungen und Herausforderungen des Raumes zwischen den Ge-
meinden eines Landkreises unterscheiden, desto weiter sind auch die Gemeindeinteres-
sen voneinander entfernt. Die Aushandlung von Schnittstellen und eine darauf aufbauende 
Entscheidungsfindung werden erschwert. 

4. Durch die Auskreisung würde die Übereinstimmung von politischem und administrativem 
Verwaltungsbereich mit der raumstrukturellen Lebenswirklichkeit hergestellt. Damit würde 
eine fokussierte Problembearbeitung und Gestaltung der Zukunft unterstützt. 

5. Solange die Stadt Hanau Teil des Main-Kinzig-Kreises ist, besitzt diese eine zu starke 
statusgefährdende Konkurrenz für die Mittelzentren im Kreis. Die Auskreisung der Stadt 
Hanau bietet den Mittelzentren im Main-Kinzig-Kreis die einmalige Chance, aktiv die 
grundlegenden Funktionen der Mittelzentren exemplarisch für das Land Hessen zu stärken 
und mitzugestalten. 

6. Die aktuelle Struktur der Mittelzentren in Hessen und dem Main-Kinzig-Kreis entspricht 
nicht den angestrebten raumordnerischen Strukturen des Landes Hessen. Von einer lang-
fristigen Anpassung der Förderlandschaft für Mittelzentren durch die Landesregierung ist 
auszugehen. Der Main-Kinzig-Kreis könnte sich als Pilot für die Umsetzung eines zentral-
örtlichen Kooperationsraumes profilieren.  

7. Eine neue Entwicklungsachse Frankfurt-Fulda funktioniert ausschließlich mit starken Mit-
telzentren, die sich dem Regionalverband FrankfurtRheinMain durch eine Gebietserweite-
rung anschließen. 

8. Die Verlegung des Kreissitzes nach Gelnhausen im Jahr 2005 zeigt eine weitsichtige the-
matische Schwerpunktverschiebung in den ländlichen Raum und nimmt die Auskreisung 
der Stadt Hanau strategisch vorweg. Gleichzeitig beweist die konsequente Ausrichtung der 
Stadt Hanau in den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main eine thematische Schwerpunkt-
verschiebung in Richtung Großstadt in der Metropolregion. 

9. Ein Verbleiben der Stadt Hanau im Main-Kinzig-Kreis würde zwingend eine intensive Neu-
ausrichtung der Prioritätensetzungen des Kreises sowie der Kooperationsstrukturen zur 
Bewältigung der sich weiter auseinander entwickelnden Herausforderungen erfordern. 

10. Der Kreisaustritt der Stadt Hanau als eine der Großstädte Hessens ist intrinsisch und raum-
ordnerisch richtig. Aufgrund der Wachstumsprognosen anderer hessischer Sondersta-
tusstädte (Flächenverfügbarkeit) sind explizit bis 2050 keine weiteren Kreisaustritte zu er-
warten.  
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3. Leistungsspektrum des modernen Raums 

Der Wunsch der Stadt Hanau kreisfreie Stadt zu werden und die damit ein-
hergehende Debatte verweisen auf die Relevanz räumlicher Strukturen hin-
sichtlich der Erfüllung verschiedener Anforderung an die Raumordnung. 
Seit der Gründung der Bundesrepublik Deutschland gibt es zahlreiche Dis-
kussionen über Zuschnitte von Landkreisen und Kommunen, was den ste-
tigen Wandel der Anforderungen an den Raum und der damit verbundenen 
Raumordnung andeutet. Dabei stellt die Änderung und Anpassung von Ord-
nungseinheiten keinen Selbstzweck, sondern vielmehr eine Reaktion und 
ein Ergebnis angesichts neuer Anforderungen und Herausforderungen dar.  

Als bekanntes Beispiel für einen solchen Prozess kann die Hessische Ge-
bietsreform von 1969 bis 1979 genannt werden, im Zuge derer die Anzahl 
der Gemeinden und Landkreise drastisch reduziert wurde. Mit der Zusam-
menlegung und Neuordnung von Gemeinden und Landkreisen, der Einglie-
derung kreisfreier Städte in die umgebenden Landkreise, sowie deren Auf-
wertung zu Sonderstatusstädten verfolgte die Landesregierung das Ziel, 
größere und leistungsfähigere Verwaltungseinheiten zu schaffen und den 
wachsenden Abhängigkeiten und Verflechtungen zwischen Stadt und Um-
land Rechnung zu tragen.  

In jüngster Zeit gibt es in der Bundesrepublik wiederum Bestrebungen ver-
schiedener Kommunen, Raumzuschnitte und Gebietskörperschaften zeit-
gemäß anzupassen. So machte die Stadt Reutlingen mit ihrem Versuch ein 
eigenständiger Stadtkreis zu werden, auf sich aufmerksam. Der baden-
württembergische Landtag lehnte dieses Vorhaben jedoch zunächst ab, da 
er hierbei keine wichtigen Gründe des öffentlichen Wohls sah. Die Stadtver-
ordnetenversammlung der Stadt Reutlingen erhob am 29.01.2019 eine Ver-
fassungsklage gegen dieses Urteil, wodurch der rechtliche Anspruch über 
eine Kreisfreiheit der Stadt Reutlingen bisher noch nicht endgültig entschie-
den ist. Auch die Stadt Neu-Ulm verfolgte das Ziel, den gleichnamigen um-
gebenden Landkreis zu verlassen. Dieses Vorhaben wurde, da man keine 
Effizienzsteigerung bei der Erfüllung von Verwaltungsaufgaben und demzu-
folge keinen Mehrwert für die Bürger des Kreises erkennen konnte, vom 
bayrischen Innenministerium abgelehnt.  

Den aktuellen Diskussionen folgen auf sich stetig wandelnde Leistungsan-
sprüche, welche sich u.a. durch gesellschaftliche und wirtschaftliche Pro-
zesse verändern. Insbesondere tiefgreifende Strukturwandel und starke 
Entwicklungstrends wie z.B. Industrialisierung, Tertiärisierung der Wirt-
schaft, demographischer Wandel oder die Digitalisierung bringen stetig 
räumliche Auswirkungen mit sich, so dass auch entsprechende kommunal- 
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und verwaltungstechnische Veränderungen mit betrachtet werden müssen. 
Auch in Hessen äußern sich diese Entwicklungen und finden Eingang in die 
Diskussion über eine zeitgemäße Anpassung der räumlichen Strukturen. 
Als Grundlage für diese Diskussion werden in der vorliegenden Studie des-
halb die aktuellen Anforderungen an den Raum erläutert. Maßgeblich ist 
dabei das übergeordnete Raumordnungsziel der Schaffung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse, der Interessenausgleich zwischen unterschiedlichen 
Raumstrukturen, die Darstellung aktueller Herausforderungen an den 
Raum sowie ein Überblick über die aktuelle Raumordnungspolitik des Lan-
des. 

3.1 Gleichwertige Lebensverhältnisse 

Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist eines der zentralen 
Ziele der Raumordnung. Politisch herrscht weitestgehend Konsens dar-
über, dass gleichwertige Lebensverhältnisse anzustreben sind. Juristisch 
ist das Ziel auf mehreren Ebenen verankert – etwa im Grundgesetz Artikel 
72 oder im Raumordnungsgesetz § 1 Abs. 2 und § 2 Abs. 2 Nr. 1 (Städtetag 
2018, S. 22). In den Landesverfassungen von Baden-Württemberg, Bayern, 
Brandenburg und Bremen ist es Staatsziel, für gleichwertige Lebensverhält-
nisse zu sorgen. Neu aufgenommen in die Hessische Verfassung wurde 
nach dem erfolgreichen Verfassungsreferendum vom 28.10.2018 der Arti-
kel 26d: „Der Staat, die Gemeinden und Gemeindeverbände fördern die Er-
richtung und den Erhalt der technischen, digitalen und sozialen Infrastruktur 
und von angemessenem Wohnraum. Der Staat wirkt auf die Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse in Stadt und Land hin.“ Vor allem die Verfas-
sungsänderung in Hessen und die Zusammenkunft der Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ auf Bundesebene deuten auf eine 
Dringlichkeit und hohe Aktualität der Thematik hin.  

Dennoch lässt sich die Forderung „Schaffung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse“ nicht einfach definieren und unterliegt zudem immer den aktuellen 
Herausforderungen und Prioritäten des jeweiligen Jahrzehnts. So war etwa 
vor der Föderalismusreform im Jahre 1994 noch von einer Einheitlichkeit 
statt einer Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse die Rede (Deutschland-
funk Kultur 2018). War es lange Zeit tatsächlich noch Ziel, annähernd und 
absolut gleiche Lebensverhältnisse, sowohl in der Stadt als auch auf dem 
Land zu schaffen, hat sich diese Sichtweise bis zum heutigen Tag u.a. auch 
aufgrund von starken und schnellen strukturellen Veränderungen geändert. 
Vielerorts ist es nicht (mehr) möglich, die Infrastruktur im ländlichen Raum 
mit der einer Stadt gleichzusetzen. Zum anderen gab es auch eine Abkehr 
von dieser Zielsetzung hin zu einer Herangehensweise, die auf die raum-
spezifischen Begebenheiten, Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken 
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abzielt. Dies betrifft ebenso Themen wie die Erreichbarkeit von Nahversor-
gungs-, Bildungs- und Freizeiteinrichtungen sowie medizinischer Versor-
gung. Tendenziell geht es daher aus heutiger Sicht um die Sicherstellung 
individueller Chancengerechtigkeit unabhängig vom Wohnort, oder – wie es 
der Deutsche Städtetag prägnant formuliert: „Die Zukunftschancen eines 
Kindes dürfen nicht davon abhängen, in welcher Region es aufwächst“ 
(Städtetag 2017). 

Derzeit reicht die Debatte über die Schaffung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse bis in die höchsten politischen Ebenen. Im September 2018 bildete 
sich die Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse“, deren Vorsitz das 
Bundesinnenministerium und deren Co-Vorsitz das Bundesfamilienministe-
rium sowie das Bundeslandwirtschaftsministerium innehaben. Ziel ist es, 
Vorschläge für eine gerechte Verteilung von Ressourcen und Möglichkeiten 
für alle in Deutschland lebenden Menschen zu erarbeiten Im Juli 2019 will 
die Kommission dafür konkrete Ergebnisse vorlegen. 

Auch im wissenschaftlichen Diskurs erfährt das Thema aktuell hohe Beach-
tung. Dr. Thomas Terfrüchte von der Fakultät für Raumplanung an der Uni-
versität Dortmund etwa geht davon aus, dass räumliche Disparitäten in der 
Bundesrepublik allgegenwärtig sind, allerdings nicht von vornherein als 
schlecht angesehen werden müssen. Weitergefasst, lässt sich eine Eintei-
lung in „besser“ oder „schlechter“ in Bezug auf das Stadt-Land-Gefälle nicht 
in ein Verhältnis zueinander bringen. Diese klassische ordinale Einteilung 
von Teilräumen ist deshalb kontraproduktiv und sollte durch eine nominale 
ersetzt werden. Gleichwertige Lebensverhältnisse können demnach nur 
existieren, „wenn unterschiedliche Lebensverhältnisse den gleichen Wert 
haben können“ (Terfrüchte). Zudem „bedarf es einer grundsätzlichen Ab-
kehr von der Input-Orientierung hin zu einer Outcome-Orientierung“ (Ter-
früchte). Dies meint die Abkehr von der Vorhaltung von ressourcenintensi-
ven Infrastrukturen hin zu bedarfsabdeckenden Angeboten. Input-Orientie-
rung fördert lediglich bestimmte Infrastrukturen (Arztpraxen, Straßen, 
Schwimmbäder) und strebt nach der bestmöglichen Versorgung der Bevöl-
kerung. Bei einer Outcome-Orientierung sollen dagegen bestimmte Min-
deststandards erreicht und gehalten werden. Gewissermaßen ähneln diese 
Orientierungen den ökonomischen Grundsätzen des Maximalprinzip (Input-
Orientierung) und des Minimalprinzip (Outcome-Orientierung). Am Beispiel 
eines Schwimmbades in einer Kommune wäre es gemäß Input-Orientierung 
das Ziel, in jeder Kommune ein Schwimmbad zu errichten und zu betreiben. 
Die Outcome-Orientierung setzt hingegen das Ziel, dass allen Kindern die 
Möglichkeit gegeben wird, schwimmen zu lernen, ohne dass jede Kommune 
ein eigenes Schwimmbad aufweist. Vielmehr müssen die vorhanden 
Schwimmbäder in anderen Kommunen durch intelligente Vernetzung und 
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Mobilitätsangebote Kindern aus anderen Kommunen zur Verfügung gestellt 
werden. 

Zukünftig sollte der Fokus deshalb vermehrt auf interkommunalen Koope-
rationen liegen, um einen gewissen Infrastrukturellen Standard einhalten zu 
können. Im Falle des Schwimmbades kann dies eine interkommunale Trä-
gerschaft sein, die festlegt, wie Kinder die Möglichkeit bekommen das 
nächste Schwimmbad zu erreichen und die beteiligten Kommunen sich die 
Kosten für den Betrieb teilen. Einen wichtigen Beitrag bei der Aufgabener-
füllung können innovative Techniken leisten. Wesentlich für die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse sei zudem, dass Raumordnung und Re-
gionalpolitik „nur gemeinsam durch die Verzahnung ordnungs- und entwick-
lungspolitischer Instrumente und Maßnahmen einen entscheidenden Bei-
trag leisten“ (Terfrüchte).  

Auch hinsichtlich der räumlichen Entwicklung des Main-Kinzig-Kreises mit 
all seinen Städten und Gemeinden hat das Raumordnungsziel der Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse höchste Relevanz. Mit ihren unter-
schiedlichen Ausgangs- und Rahmenbedingungen stehen die Städte und 
Gemeinden des Kreises vor teils stark unterschiedlichen Herausforderun-
gen, denen möglichst individuell und spezifisch begegnet werden muss. Es 
ist davon auszugehen, dass sowohl die Stadt Hanau als Großstadt, als auch 
der verbleibende Main-Kinzig-Kreis, bei getrennter Problembearbeitung 
sich gezielter um ihre Aufgaben und spezifischen Probleme kümmern könn-
ten.  

Die jeweiligen Verwaltungseinheiten könnten individuell dafür Sorge tragen, 
dass das Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnisse auf die jeweiligen 
Problemlagen abgestimmt und lösungsorientiert erreicht wird. Auch die je-
weiligen Interessen der Stadt und der umliegenden Kommunen spielen eine 
wesentliche Rolle bei der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Zu 
betonen ist hierbei, dass diese Herangehensweise dem allgemein aner-
kannten Handlungsansatz der interkommunalen Kooperationen und Zu-
sammenarbeit nicht zuwiderläuft, sondern aufgrund der Profilierung der 
Verwaltungseinheiten vielmehr auch klarere Grundlagen für diese schaffen 
kann. Hinsichtlich eines notwendigen Interessensausgleichs kann dies ein 
lösungsorientiertes Vehikel darstellen.  
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3.2 Interessenausgleich  

Der Landkreis als Interessensgemeinschaft 

Die unterschiedlichen Anforderungen und Herausforderungen zwischen 
ländlichen und urbanen Regionen an den modernen Raum wirken sich auch 
auf die Entscheidungsprozesse innerhalb der strategischen Steuerung ei-
nes Landkreises aus. Denn als Zusammenschluss verschiedener Gemein-
den vereint der Landkreis unterschiedliche raumstrukturelle Bedarfssituati-
onen, die sich aus den Anforderungen und Herausforderungen des Raums 
ergeben. Um den eigenen räumlichen Bedarfssituationen entgegenzukom-
men, formulieren sich deshalb notwendigerweise auch unterschiedliche In-
teressenspositionen zwischen unterschiedlichen Gemeinden.  

Ein Landkreis, der rechtlich gesehen nicht nur Gebietskörperschaft sondern 
auch Gemeindeverband ist, ist daher auch immer eine Interessensgemein-
schaft. Seine Aufgabe besteht darin, Schnittpunkte zwischen den sich intern 
unterscheidenden Interessenspositionen auszuhandeln, um die verschie-
denen Handlungsinteressen in praktische Handlungsentscheidungen um-
zusetzen. Dieser Aushandlungsprozess steht im Zentrum einer jeden de-
mokratischen Entscheidungsfindung. 

Stabilisations- und Orientierungspunkte eines Landkreises und der intern 
variierenden Bedarfssituationen sind dabei die geteilten Ideen aller Gemein-
den über die Zukunft des Kreises als Ganzes. Trotz divergierenden Bedarfs-
situationen ist eine Übereinstimmung der geteilten Ideen notwendig, um ei-
nen gemeindeübergreifenden Konsens auf Kreisebene bilden zu können. 

Die Interessenpositionen der einzelnen Gemeinden setzen sich, zum einen 
aus der praktischen Konkretisierung der verfügbaren Ideen über die Zukunft 
der Gemeinde selbst, ihrer Rolle als Teil des Landkreises und dem Land-
kreis als Ganzes, zum anderen aus der jeweiligen Bedarfssituation als Re-
sultat der Herausforderung des Raumes zusammen.  

Interessensausgleich innerhalb eines Landkreises 

Der Landkreis als verwaltungstechnischer Akteur und politischer Entschei-
dungsträger bildet dabei den situativen Kontext, in dem der Aushandlungs-
prozess zwischen verschiedenen Gemeinden mit unterschiedlichen Hand-
lungsinteressen stattfindet.  

Je stärker sich die Anforderungen und Herausforderungen des Raumes 
zwischen den Gemeinden eines Landkreises intern unterscheiden, desto 
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weiter sind auch die Gemeindeinteressen voneinander entfernt. Die Aus-
handlung von Schnittstellen und eine darauf aufbauende Entscheidungsfin-
dung werden durch starke Differenzierung der Interessen erschwert. 

Weichen die Ideen und Bedarfssituationen der Gemeinden so stark vonei-
nander ab, dass keine Schnittpunkte zwischen den Gemeindeinteressen 
herausgestellt werden können, so verhindert die Unterschiedlichkeit der Ge-
meinden in den Herausforderungen und Anforderungen auch einen inter-
nen Interessensausgleich und letztendlich auch den kooperativen Ansatz. 
Die stark divergierenden Interessenspositionen versperren dadurch eine 
Entscheidungsfindung und die Möglichkeit einer Konkretisierung von prak-
tischen Handlungsinteressen auf Kreisebene. Der demokratische Aushand-
lungsprozess des Landkreises neigt dadurch zur Stagnation oder ist von 
den Handelnden einzelner Kommunen abhängig. 

Besteht ein Landkreis im Gegensatz dazu aus einem Zusammenschluss 
interessengleicher Positionen, entfällt der Aushandlungsprozess einer de-
mokratischen Entscheidungsfindung zu Gunsten der Gleichheit an Interes-
sen. Ein homogener Zusammenschluss von Interessenpositionen führt des-
halb ebenso zur verwaltungstechnischen und politischen Stagnation des 
Landkreises, da der konstruktive Diskurs unterschiedlicher Positionen und 
Interessen ausbleibt.   

Eine konstruktive Kreisentwicklung wird deshalb durch eine möglichst nahe 
Abbildung der Raumordnung in Bezug auf die raumstrukturelle Realität der 
Bevölkerung gefördert. Die Bedarfssituationen und Handlungsinteressen 
der Gemeinden dürfen dafür nicht zu weit oder zu nah voneinander positio-
niert sein, sodass sich ein Interessensausgleich herausstellen kann. 

Erst durch die Übereinstimmung zwischen der raumstrukturellen Ordnung 
einer Region und deren politischem und verwaltungstechnischem Tätig-
keitsbereich, spiegelt der Aushandlungsprozess und die Entscheidungsfin-
dungen eines Landkreises das Verhältnis der Diversität an Interessenspo-
sitionen und die Lebenswirklichkeit der Bewohner in demokratischer und 
repräsentativer Form wider. 

Interessensausgleich zwischen Landkreisen 

Die Orientierung zur Rahmung des politischen Tätigkeitsbereichs eines 
Landkreises an der raumstrukturellen Ordnung und Lebenswirklichkeit der 
Bewohner ist dabei nicht gleichzusetzen mit einem regionalen Protektionis-
mus. Denn damit sich ein Landkreis auch auf längere Sicht hin konstruktiv 
entwickeln kann, bedarf es Kooperationen über die Kreisgrenzen hinaus, 
um die eigenen raumstrukturellen Limitationen zu überwinden.  
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Dabei gilt, dass erst wenn die Grundversorgung der internen Herausforde-
rungen und Anforderungen des Raumes beantwortet werden, Kooperatio-
nen auf Augenhöhe zwischen Landkreisen bzw. kreisfreien Städten gegrün-
det werden können. Ein Interessensausgleich zwischen unterschiedlichen 
räumlichen Einheiten besteht daher im Ausgleich der räumlichen Möglich-
keiten beider Kooperationspartner. Die räumliche Ergänzung durch den Ko-
operationspartner trägt dabei maßgeblich zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse bspw. im ländlichen und urbanen Raum bei, ohne die 
ländlichen Regionen zu urbanisieren und die städtischen Räume zu „ver-
ländlichen“.  

Unterschiede im intraregionalen Interesse zwischen bspw. den ländlichen 
und urbanen Räumen treffen sich dadurch auf Ebene der Kooperation über 
Kreisgrenzen hinweg. Ziel der Kreiskooperationen ist es, die besonderen 
Möglichkeiten der raumstrukturellen Alleinstellungsmerkmale für den Ko-
operationspartner niedrigschwellig zugänglich und attraktiv zu machen.  

Diese Kooperationen sind dabei keine Angelegenheiten des Bundeslandes, 
die sich als Top-Down-Ansatz verordnen lassen, sondern sich bestenfalls 
zwischen den Kreisen und kreisfreien Städten ansiedeln und vom Land be-
gleitet werden. Es liegt daher in der Bereitschaft der Kreise selbst, Koope-
rationsmöglichkeiten wahrzunehmen und zu gestalten. Das Bundesland 
kann dabei nur die Rahmenbedingungen festlegen. Kooperationen in diver-
sen Themengebieten lassen dabei vielfältige Ausgestaltungsmöglichkeiten 
zu. Dabei würden die Partner eigene kommunale Möglichkeiten erweitern 
und Besonderheiten des Partners hervorgehoben werden. Daran schließen 
sich u.a. Bereiche wie Bildung, Tourismus, technische und soziale Infra-
struktur, Erreichbarkeit sowie Naherholung als konstruktive Möglichkeit zur 
Kooperation an.  

Durch die Kooperationen profitiert dabei nicht nur eine Seite der Kooperati-
onspartner durch den Zulauf der anderen Seite. In ihrer Folge wirken sich 
die Kooperationen auch positiv auf die interne Bedarfssituation aus. Über 
den eigenen kommunalen Rahmen hinweg können so Erfahrungen gesam-
melt werden, die als Ergänzungsansatz in die eigene strategische Steue-
rung des Landkreises einfließen können.  

Zudem erlauben Kooperationen zwischen unterschiedlichen Gebietskörper-
schaften auch die Entwicklung eines Bewusstseins für übergeordnete The-
men, wie beispielsweise soziale Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit, Gesundheit 
oder die Bewältigung der digitalen Transformation, indem Grenzen über-
wunden werden. 
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Ein interkommunaler Interessensausgleich – im Sinne der Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Gebietskörperschaften - ließe sich daher erstens auf der 
Ebene innerhalb eines Landkreises und zweitens über Kreisgrenzen hinweg 
wiederfinden.  

1) Indem die Übereinstimmung zwischen dem politischen- und verwal-
tungstechnischen Tätigkeitsbereichen des Landkreises und der 
raumstrukturellen Lebenswirklichkeit der Bewohner eine bedarfsge-
rechtere und repräsentativere Steuerung der Handlungsinteressen 
ermöglicht. 

2) Indem Kooperationspartnerschaften einen niedrigschwelligen Zu-
gang zu den raumstrukturellen Möglichkeiten und Besonderheiten 
anderer Landkreise ermöglichen und so zu gleichwertigen Lebens-
verhältnissen beitragen. 

Kooperation zwischen Landkreisen und kreisfreien Städten stellt kein 
neues, aber nach wie vor ein nützliches Instrument zur nachhaltigen und 
bedarfsorientierten Raumentwicklung dar. Gleichzeitig muss festgestellt 
werden, dass der Ansatz im Main-Kinzig-Kreis entsprechend des dargeleg-
ten theoretischen Hintergrunds aktuell nicht seine volle Stärke entfaltet, 
sondern vielmehr einer Optimierung bedarf. 

Eine wesentliche Ursache mag darin bestehen, dass die einzelnen Gemein-
den mit ihren unterschiedlichen Rahmenbedingungen und Herausforderun-
gen weit auseinander liegen. Unterschiede der Interessenspositionen von 
Hanau und den übrigen Gemeinden des Main-Kinzig-Kreises ergeben sich 
vor allem aus den verschiedenen raumstrukturellen Anforderungen, bezie-
hungsweise den Unterschieden der daraus abzuleitenden Entwicklungs-
ziele. Während sich die Stadt Hanau und die umliegenden Gemeinden als 
Teile des Verdichtungsraumes Frankfurt-Rhein-Main mit den Anforderun-
gen moderner Ballungsräume konfrontiert sehen, stehen zahlreiche Kom-
munen des Landkreises vor der Aufgabe, auf die aktuellen Probleme und 
Handlungsbedarfe, die sich für den ländlichen Raum ergeben, reagieren zu 
können.  
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3.3 Herausforderungen im ländlichen und urbanen Raum 

Im Folgenden möchte die Studie die Herausforderung des ländlichen und 
urbanen Raums darstellen. Die Kategorien „ländlicher Raum“ und „urbaner 
Raum“ bilden das zentrale Gegensatzpaar der Raumordnung. Sie verdeut-
lichen exemplarisch, welche ungleichen Strukturen und Herausforderungen 
durch die strukturellen Gegebenheiten unterschiedlicher Räume entstehen, 
ohne diese zu bewerten. 

Ländlicher Raum 

Zwar gibt es keine allgemeingültige Definition für die Kategorie „ländlicher 
Raum“, jedoch werden gemeinhin Indikatoren wie die Bevölkerungsdichte, 
die Beschäftigungssituation, der Siedlungsflächenanteil und die Zentralität 
der Lage für eine Bewertung herangezogen. Gängige Charakteristika von 
ländlichen Räumen sind eine durch Land- und Forstwirtschaft geprägte Flä-
chennutzung, ein von Dörfern, sowie kleinen und mittleren Städten be-
stimmtes Landschaftsbild und eine von kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen dominierte Wirtschaft.  

Gemeinden im ländlichen Raum weisen jedoch ebenfalls eine starke Diffe-
renzierung auf. Besonders die überregionale Lage, also die Nähe und Er-
reichbarkeit von Verdichtungsräumen mit guten Versorgungs- und Bil-
dungsangeboten stellt sich als strukturelles Unterscheidungsmerkmal her-
aus. Ländliche Gemeinden mit guter Anbindung an Ballungsräume ver-
zeichnen tendenziell einen Bevölkerungszuwachs, während peripher gele-
gene Kommunen von einer Abwanderung in die Städte bedroht werden. 
Dies ist häufig auf ein mangelhaftes Angebot an Arbeitsplätzen, fehlende 
Bildungsmöglichkeiten und den unzureichenden Ausbau der Verkehrs- und 
Versorgungsinfrastruktur zurückzuführen. Folgephänomene der negativen 
Bevölkerungsentwicklung sind das Absinken der Kaufkraft, eine Verminde-
rung des Fachkräfteangebots und ein Rückgang der Steuereinnahmen. Den 
Gemeinden fehlt also in der Folge die finanzielle Ausstattung, um neue Ent-
wicklungen anzustoßen und eine Negativspirale zu vermeiden. Dement-
sprechend gilt es als eine der wichtigsten raumordnerischen Aufgaben der 
Zukunft, den Auswirkungen des demographischen und wirtschaftsstruktu-
rellen Wandels auf die öffentliche Daseinsvorsorge in schrumpfenden Re-
gionen zu begegnen und eine ausreichende und ausgeglichene Versorgung 
sicherzustellen. 
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Herausforderungen des ländlichen Raums 

Im Folgenden werden einige zentrale Themenfelder beschrieben, in denen 
zukünftig und bereits aktuell große Herausforderungen für den ländlichen 
Raum bestehen. 

Wohnen 

In ländlichen Regionen wird dem Wohnen aufgrund der Flächenverfügbar-
keit mehr Raum gegeben. Gärten, Grundstücke, Häuser und Wohnungen 
sind großzügiger konzipiert als in urbanen Wohngegenden. In Regionen, 
die von einer negativen Bevölkerungsentwicklung betroffen sind, sinken 
dennoch die Grundstückspreise und es kommt vermehrt zu Leerständen. 
Durch die Ausweisung von Neubaugebieten versuchen betroffene Gemein-
den daher Anreize für junge Familien zu schaffen. Dies hat neue Flächen-
versiegelungen zur Folge und führt vielerorts zu einer Abwertung der Orts-
kerne. Besonders schrumpfende Gemeinden mit einem hohen Anteil älterer 
Menschen müssen gewährleisten können, dass die Versorgungsfunktion 
der Ortszentren nicht verloren geht. Durch die Sanierung von Altbauten im 
Ortskern kann der optischen Verwahrlosung durch Leerstände entgegen-
gearbeitet werden, altersgerechte Wohnkonzepte und Mehrfunktionshäuser 
erweisen sich an dieser Stelle als sinnvolle Alternativstrategien. 

Wirtschaft und Beschäftigung 

Auch auf dem Land ist der Dienstleistungssektor mittlerweile der wichtigste 
Arbeitgeber. Im  produzierenden Sektor, der vorwiegend mittelständisch ge-
prägt ist, dominieren die Branchen Maschinenbau sowie Werkstoff- und 
Nahrungsmittelproduktion. Wissens- und forschungsintensive Berufe sind 
im ländlichen Raum selten zu finden. Um ein vielfältigeres Arbeitsangebot 
zu schaffen, müssen neue Geschäftsfelder erschlossen und neue Beschäf-
tigungsformen genutzt werden. Die Digitalisierung bietet hier beispielsweise 
in Form von Homeoffice oder Co-Working großes Potential. In struktur-
schwachen Gegenden mit naturnaher Umgebung erweist sich beispiels-
weise die Förderung des Tourismus als zielführend. Zudem kann die stei-
gende Nachfrage nach Biorohstoffen, erneuerbaren Energien und regiona-
len Produkten für neue Impulse und Innovationen der Wirtschaft im ländli-
chen Raum sorgen. 

Flächennutzung 

Der große Anteil an Freiflächen und Natur ist charakteristisch für den länd-
lichen Raum. Dieser schrumpft in Deutschland jedoch stetig zugunsten von 
Siedlungs- und Verkehrsflächen, aber auch Flächen zur Energiegewinnung 
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beanspruchen zunehmend Platz. Die Flächenumwidmung in wachsenden 
Regionen geht dabei hauptsächlich zulasten landwirtschaftlicher Nutzflä-
che, wobei auch häufig Wälder und Freiräume zerschnitten werden. Die na-
turbelassene Umgebung trägt erheblich zur Attraktivität von Gemeinden im 
ländlichen Raum bei. Die in Folge der fortschreitenden Flächenversiegelung 
oder Bodenspekulationen steigenden Agrarlandpreise stellen zudem vieler-
orts eine Belastung für die Geschäftsgrundlage landwirtschaftlicher Be-
triebe dar. Kommunen im ländlichen Raum sollten daher eine nachhaltigere 
Nutzung ihrer Gemeindeflächen anstreben. Dies kann durch Entsiegelungs-
maßnahmen oder die Umnutzung bestehender Bau- oder Brachflächen so-
wie Nachverdichtungen erreicht werden und ist Neubauprojekten „auf der 
grünen Wiese“ vorzuziehen. Des Weiteren kann eine Aktivierung von Orts-
kernen zu einer Attraktivitätssteigerung und damit einem vitalen Dorfleben 
beitragen.   

Mobilität 

Auf dem Land werden rund zwei Drittel aller Wege mithilfe des motorisierten 
Individualverkehrs (MIV) zurückgelegt. Öffentliche Verkehrsmittel genießen 
hier nur eine geringe Priorität. Dies ist vor allem für nicht mehr, oder nur 
bedingt fahrtüchtige Altersgruppen wie Schüler oder alten Menschen prob-
lematisch, die zur Erreichung von Bildungs- und Versorgungseinrichtungen 
zum Teil erhebliche Wegstrecken zurücklegen müssen. Mobilität ist im länd-
lichen Raum von besonderer Priorität, damit Versorgungs- und Konsuman-
gebote flächendeckend für die Bevölkerung im ländlichen Raum verfügbar, 
beziehungsweise erreichbar bleiben. Um dies zu gewährleisten, lassen sich 
bedarfsorientierte Konzepte wie Rufbusse oder Sammeltaxis etablieren. 
Zusätzlich können Online-Lieferdienste und digitale Bildungs- Beschäfti-
gungs- und Versorgungsangebote dazu beitragen real zurückgelegte We-
gestrecken zu vermeiden. 

Bildung und Soziales 

Besonders in ländlichen Regionen gehen die Schülerzahlen zurück, was 
vielerorts zu Schulschließungen führt. Auch das Kita-Netz ist in ländlich ge-
prägten Regionen oft lückenhaft. Da Bildungseinrichtungen in der Folge 
meistens an zentralen Orten gebündelt werden, verlängern sich die Schul-
wege und periphere Kommunen verlieren für junge Familien weiter an At-
traktivität. Der flächendeckende Zugang zu Bildungs- und Kulturangeboten 
ist essentiell für junge Menschen im ländlichen Raum. Um den anhaltenden 
Überalterungstrend der Bevölkerung zu stoppen und Schulschließungen zu 
verhindern, bieten sich beispielsweise mediengestützte Kooperationen zwi-
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schen verschiedenen Schulen an. Auch jahrgangsübergreifende Lerngrup-
pen, zeitlich aufgeteilter Unterricht  oder die Integration von Freizeit-und 
Kulturangeboten in Kita- und Schuleinrichtungen könnten helfen, Bildungs-
angebote langfristig aufrechtzuerhalten. 

Gesundheit und Umweltverträglichkeit 

Ärzteniederlassungen sind in Deutschland sehr ungleich verteilt. In Bal-
lungszentren und wohlhabenden Regionen gibt es deutlich mehr Ärzte und 
Apotheken pro Einwohner, als im ländlichen Raum. Dies stellt sich insbe-
sondere in Anbetracht des höheren Anteils älterer Menschen in ländlichen 
Regionen als strukturelles Problem dar. Die medizinische Versorgung ist 
auch in strukturschwachen Gegenden langfristig sicherzustellen. Dies kann 
durch Anreizsysteme geschehen, durch die der ländliche Raum für Medizi-
ner attraktiver wird. Busse und Sammeltaxen bieten sich für entlegene Kom-
munen an, die in erheblicher Distanz zur nächstgelegenen medizinischen 
Einrichtung liegen. Kooperationen zwischen Ärzten oder die Gründung von 
Ärztehäusern können helfen, die medizinische Grundversorgung sicherzu-
stellen. Eine weitere Möglichkeit bietet die Telemedizin, die die Begutach-
tung von Befunden, Röntgenbildern und Liveaufnahmen durch Fachärzte 
über das Internet – unabhängig von deren Standort – ermöglicht. Hierfür ist 
jedoch der Ausbau von Breitbandnetzen erforderlich. 

Versorgung 

Seit den 1960er Jahren gehen Versorgungsangebote in deutschen Dörfern 
zurück. Besonders bevölkerungsarme Kommunen sind betroffen, da die 
Versorgungsleistungen von einer schrumpfenden Anzahl an Abnehmern 
getragen werden muss. Die Daseinsvorsorge auf dem Land ist langfristig 
zu gewährleisten, um die Lebensgrundlage der ansässigen Bevölkerung zu 
sichern. Hierfür bietet es sich für betroffene Kommunen an, das bürger-
schaftliche Engagement zu fördern. So können beispielsweise Nachbar-
schaftsläden die Nahversorgungsfunktion übernehmen. Darüber hinaus 
können interkommunale Kooperationen und flexible überkommunale Ange-
botsplanungen helfen, eine flächendeckende Versorgung strukturschwa-
cher Gebiete zu gewährleisten.  

Freizeit/Tourismus/Kultur 

Der ländliche Raum ist nach wie vor ein beliebtes Ziel für Touristen und 
Erholungssuchende. Trends wie die Rückbesinnung auf Regionalität, Au-
thentizität, Nachhaltigkeit, Gesundheit oder Entschleunigung sind mit dem 
Image ländlicher Urlaubsregionen vereinbar. Der Auslandstourismus kon-
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zentriert sich dagegen stark auf die Großstädte und generiert kaum Einnah-
men auf dem Land. Kommunen im ländlichen Raum können ihre Attraktivi-
tät für Auslandstouristen durch zielgerichtete Marketingstrategien verbes-
sern. Für den Ausbau touristischer Infrastrukturangebote und die Entwick-
lung und Herausarbeitung einer regionalen Identität ist das Engagement lo-
kaler Akteure von Nöten. Darüber hinaus bietet es sich an, Vermarktungs-
konzepte und Maßnahmenplanungen interkommunal abzustimmen. 

Klimaschutz 

Besonders im Hinblick auf die Funktionen Erholung, Freizeit bzw. Touris-
mus, Frischluft- und Trinkwasserlieferant, sowie Landwirtschaft (Lebensmit-
telproduzent), wird dem sich ändernden Klima mit Sorge entgegengeblickt. 
Häufiger auftretende Extremwetterereignisse wie Starkregen, Hagel oder 
längere Dürreperioden und Hitzewellen führen zu Überflutungen, Erdabtra-
gungen, Austrocknungen und geringeren Ernteerträgen. Dem Klimaschutz 
in der Peripherie kommt daher ein großer Stellenwert zu Teil. Nachhaltige 
Landwirtschaft und Hochwasserschutz können die Auswirkungen zum Teil 
abmildern. Beachtenswert ist, dass der Ländliche Raum in den letzten Jahr-
zehnten eine Hauptrolle in der Energiewende eingenommen hat und als 
Energieproduzent dient. Zahlreiche Solarparks und Windenergieanlagen 
sind im gesamten Bundesgebiet entstanden. Der ländliche Raum dient zu-
dem als Lebensraum zahlreicher Tier- und Pflanzenarten, die in urbanen 
Gegenden nicht (mehr) vorkommen. Diese schützenswerte Flora und 
Fauna gilt es auch für die Zukunft zu erhalten. 

Urbaner Raum 

Im Gegensatz zum Ländlichen Raum sind für den urbanen Raum eine hohe 
Bevölkerungsdichte, ein hoher Anteil an Siedlungs- und Verkehrsflächen 
und eine ausgeprägte Versorgungsinfrastruktur charakteristisch. Die Wirt-
schaft wird in der Regel vom Dienstleistungssektor dominiert. Je nach Um-
fang, Dichte, Vernetzung und funktionaler Spezialisierung ergeben sich un-
terschiedliche Anforderungen an die zukünftige Entwicklung von urbanen 
Räumen. So muss die Wirtschaft in der Zeit der Globalisierung auf dem 
Weltmarkt konkurrenzfähig bleiben, ohne das Ziel einer nachhaltigen Lokal-
wirtschaft zu vernachlässigen. Gleichzeitig sind urbane Räume in der Regel 
von einem starken Bevölkerungswachstum betroffen. Dies führt zu einem 
wachsenden Wohnungsduck, was langfristig Segregations- und Verdrän-
gungsprozesse zur Folge haben kann. Darüber hinaus stellen gesamtge-
sellschaftlich relevante Themen wie der Klimawandel, weltweite Migrations-
bewegungen und die fortschreitende Digitalisierung urbane Räume zukünf-
tig vor neue Herausforderungen. 
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Herausforderungen des urbanen Raums 

Im Folgenden werden einige zentrale Themenfelder beschrieben, in denen 
zukünftig und bereits aktuell große Herausforderungen für den urbanen 
Raum bestehen. 

Wohnen 

Aufgrund der anhaltenden Tendenz der Binnenzuwanderung aus dem länd-
lichen Raum in die Städte, Arbeitsmigration aus der Europäischen Union 
und wegen der Migration aus Kriegs- und Krisengebieten, die sich ebenfalls 
vorwiegend im urbanen Raum niederschlägt, mangelt es zahlreichen Städ-
ten an Wohnraum. Dies führt wiederum zu steigenden Mietpreisen, der Ver-
drängung einkommensschwächerer Schichten und einer sozialen Entmi-
schung der Wohnquartiere. Die Segregation einkommensschwacher oder 
sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen ist wiederum Ursache für die 
Verschärfung sozialer Spannungen und Probleme. Um dem Wohnraum-
mangel und den Folgeproblemen entgegenzuarbeiten, ist es also notwen-
dig, ausreichend bezahlbaren Wohnraum in urbanen Gebieten zu schaffen 
und die soziale Durchmischung desselben zu erhalten, beziehungsweise zu 
fördern. Hinzu kommt das Bedürfnis nach neuen Wohnformen, wie etwa 
Mehrgenerationenwohnen, gemischten Wohngemeinschaften, Altersresi-
denzen usw. Auch der steigenden Anzahl an Single-Haushalten muss die 
Stadt gerecht werden. 

Wirtschaft und Beschäftigung 

Im Zuge der Globalisierung liefern sich Metropolen und Ballungsräume ei-
nen immer stärkeren Wettbewerb um die Funktionen der Produktion, Kon-
sumption und Kontrolle. Dies führt zu einer wachsenden Relevanz von Maß-
nahmen, mit denen das Profil des Standorts definiert, geschärft und die At-
traktivität desselben gestärkt werden soll. Die dafür gewählten Strategien 
umfassen die Entwicklung halbstaatlicher Steuerungstechniken, die Kon-
zentration auf städtebauliche Leuchtturmprojekte und Großveranstaltun-
gen, die Privatisierung öffentlichen Eigentums und öffentlicher Dienstleis-
tungen, sowie die Profilierung der Städte als Wohnstandorte und Erlebnis-
räume. Dabei ist zu beachten, dass solche Maßnahmen vorwiegend ein-
kommensstarken Bevölkerungsgruppen und internationalen Unternehmen 
zugutekommen. Sozial benachteiligte und einkommensschwache Teile der 
Bevölkerung laufen – ebenso wie Kleinst- und Kleinunternehmen – Gefahr, 
durch diese Entwicklung abgehängt zu werden. Um neben der internationa-
len Profilierung nicht Gefahr zu laufen, die lokale Wirtschaft zu vernachläs-
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sigen, müssen Ballungsgebiete und Metropolen in Zukunft neue Wege fin-
den, diese bisher unvereinbar erscheinenden Interessen angemessen ab-
zuwägen und auszugleichen. 

Flächennutzung 

In Folge der wachsenden Nachfrage nach Wohn- und Gewerbeflächen und 
der geringen Flächenverfügbarkeit im städtischen Raum kommt es vieler-
orts zu Flächenaneignungen im Außenbereich. Da durch die extensive Be-
siedelung und Versiegelung von Naturräumen und Agrarland zunehmend 
ökologische und klimatische Risiken zu befürchten sind, müssen Gemein-
den und Städte mit einem hohen Bedarf an Wohn- und Gewerbeflächen 
zukünftig der Innenentwicklung Priorität einräumen. Hierbei stellen die Kom-
plexität und die Dauer solcher Prozesse die Städte vor große Herausforde-
rungen. 

Die angestrebte Nachhaltigkeit in der Bodennutzung des städtischen Rau-
mes kann unter anderem durch bauliche Verdichtungsmaßnahmen, die 
Konversion von Brachflächen und die Etablierung von Nutzungsmischun-
gen realisiert werden, wobei Aktivierungshemmnisse hier massiv eine Nut-
zung verhindern. Weiterhin besteht die Gefahr, dass die Flächennutzungs-
konflikte zwischen Verkehrs- Gewerbe- und Wohnflächen sich weiter ver-
stärken. 

Mobilität 

Der Straßenverkehr ist die Hauptquelle für Luftverschmutzung und Emissi-
onen im städtischen Raum und damit für einen großen Teil der Treibhaus-
gasemissionen von Städten verantwortlich. Dies erklärt sich zudem durch 
die Verteilung der gewählten Verkehrsmittel. So werden im städtischen 
Raum durchschnittlich über ein Drittel aller Wegestrecken mit dem PKW 
zurückgelegt. Da ein weiterer Anstieg der Verkehrslast im urbanen Raum 
abzusehen ist, stehen Städte und Ballungsräume vor der Herausforderung, 
die Verkehrsführung in Zukunft umweltfreundlicher zu gestalten. Dies um-
fasst die Förderung und bessere Vernetzung des schienengebundenen und 
motorisierten ÖPNV, ein Ausbau der Ladeinfrastruktur für elektrisch betrie-
bene Verkehrsmittel, die Implementierung von Auto- und Fahrradleihange-
boten, sowie die integrierte Planung der verschiedenen Mobilitätssysteme 
zur Förderung der Intermodalität. Ein weiteres Ziel ist die Verkürzung der 
alltäglichen Wegestrecken. Dies kann durch eine enge Mischung der Funk-
tionen Wohnen, Arbeiten, Einkaufen und Erholung erreicht werden und soll 
dazu führen, dass mehr Mobilitätsentscheidungen zugunsten nicht motori-
sierter Fortbewegungsarten getroffen werden. 
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Bildung und Soziales  

In Städten und Ballungsgebieten treffen Menschen unabhängig von Her-
kunft, Kultur, Religion, Bildungsstand und Einkommen aufeinander. Auf-
grund ihrer breiten Spektren an Erwerbsmöglichkeiten und Bildungsange-
boten sind urbane Zentren und industrielle Verdichtungsräume für verschie-
dene Bevölkerungsgruppen attraktiv. Gleichzeitig sind aber auch Armut und 
Arbeitslosigkeit Phänomene, die vor allem im urbanen Raum auftreten. Die 
Arbeitslosen- und Kaufkraftkennziffern der Städte unterscheiden sich von 
den Vergleichswerten ländlicher Regionen. Die Problematik verschärft sich 
durch die erhöhte Armutsmigration, die ebenfalls vorrangig den städtischen 
Raum zum Ziel hat. Die hohen Mietpreise in Ballungsräumen sorgen in der 
Folge dafür, dass sich gesellschaftlich unterprivilegierte Gruppen an Orten 
konzentrieren, die nur geringfügig mit Bildungsangeboten und sozialer Inf-
rastruktur ausgestattet sind, wodurch sich die ungleichen Vorrausetzungen 
der entsprechenden Gruppen verstetigen. Es ist daher im Interesse der 
Städte, die räumliche Konzentration von bildungsfernen und einkommens-
schwachen Milieus zu verhindern, ein umfassendes Angebot an Integrati-
ons- und Bildungsmöglichkeiten bereitzustellen und der sozialen Grundsi-
cherung in Zukunft mehr Aufmerksamkeit zu widmen.  

Gesundheit und Umweltverträglichkeit 

Der Einfluss des Klimawandels ist in zahlreichen Städten bereits spürbar 
und wird sich in Zukunft weiter verstärken. Mikroklimatische Effekte führen 
im Zuge der allgemeinen Erwärmung zu lokalen Hitzeereignissen in urba-
nen Räumen, sogenannten Hitzeinseln, die gesundheitliche Risiken für die 
Bevölkerung bereithalten. Als weitere Folge des Klimawandels werden Ext-
remwetterereignisse wie Starkregen oder Dürreperioden mit wachsender 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten sein. Die daraus resultierenden Gefahren 
sind vorbeugend bei der Planung und Entwicklung von Flächen im urbanen 
Raum zu berücksichtigen. Die Immissionswerte durch Feinstaub, verunrei-
nigter Luft und Lärm sind in Städten bedingt durch die bauliche Dichte, In-
dustrie und dem hohen Verkehrsaufkommen höher als in ländlichen Regio-
nen und tragen zur gesundheitlichen Mehrbelastung der städtischen Bevöl-
kerung bei. 

Versorgung 

Unter dem Einfluss der Digitalisierung hat sich die Struktur des Einzelhan-
dels in deutschen Städten bereits erheblich verändert. Online-Händler neh-
men einen immer größeren Marktanteil ein. Auch setzt sich der Trend der 
Filialisierung der Innenstädte fort. Gleichzeitig werden immer noch autokun-
denorientierte Einkaufsstandorte in den Außenbereichen erschlossen. Dies 
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bringt vor allem kleine und mittlere Einzelhändler in den Stadtteil- und Quar-
tierszentren in Bedrängnis und gefährdet langfristig die Sicherstellung der 
Nahversorgung. Städte sind daher angehalten, Strukturen zu schaffen und 
Impulse zu setzen, um den stationären Einzelhandel in den Zentren zu stär-
ken und zu fördern. 

Freizeit/Tourismus/Kultur 

Im internationalen Wettbewerb der Städte und Ballungsräume um Unter-
nehmen und Fachkräfte gewinnen weiche Standortfaktoren wie die Wohn- 
und Lebensqualität einer Stadt immer mehr an Bedeutung. Entsprechend 
wächst auch die Nachfrage nach öffentlichen Naherholungsmöglichkeiten, 
Freizeit-, Sport- und Kulturangeboten. Zudem werden öffentliche Räume 
und städtische Einrichtungen, in Folge der zunehmenden Diversifizierung 
von Lebensstilen in der Gesellschaft, mit einer Vielzahl konkurrierender Nut-
zungsansprüche konfrontiert. Die Bereitstellung und Gestaltung attraktiver, 
flexibel nutzbarer und bewegungsfreundlich konzipierter öffentlicher Räume 
stellt dementsprechend ein wichtiges Steuerungsinstrument der Stadtpla-
nung dar, um die Wohn- und Lebensqualität im urbanen Raum zu erhalten 
und zu verbessern.  

Klimaschutz 

Der Klimawandel stellt aus verschiedenen Perspektiven eine Herausforde-
rung für die Städte und Ballungsräume der Zukunft dar. Mehr als 70 % der 
weltweit vom Menschen produzierten Treibhausgase entstehen in urbanen 
Gebieten. In Deutschland ist der Straßenverkehr die Hauptquelle für die 
Luftbelastung durch Stickoxide, Ozon, Kohlenmonoxid, Feinstaub und Ruß. 
Neben dem Verkehr stellt auch die Bebauung eine schwerwiegende Ursa-
che für die Entstehung von Treibhausgasen dar. Die für die Gebäude auf-
gewendete Energie macht etwa ein Fünftel der energiebezogenen Treib-
hausgasemission aus. Eine weitere Problematik ist der hohe Versiege-
lungsgrad, ein kleinerer Grünflächenanteil und die große Bebauungsdichte, 
die in Städten vorherrscht. Diese Faktoren befördern ein unfreundliches 
Stadtklima. Bei Entwicklungs-, Sanierungs- und Neubaumaßnahmen im 
städtischen Raum wird daher in Zukunft darauf zu achten sein, möglichst 
energie- und ressourcenschonend vorzugehen und nachhaltige, umwelt-
freundliche Bebauungsformen zu wählen. 
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Zusammenfassung 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass der ländliche und der urbane 
Raum zwar grundsätzlich mit den gleichen Trends wie z.B. dem wirtschaft-
lichen Strukturwandel, der demographischen Entwicklung und den gesell-
schaftlichen Veränderungsprozessen konfrontiert werden, jedoch dass sich 
die entsprechenden Herausforderungen in ländlichen Regionen und in 
Großstädten unterschiedlich darstellen. Die Tabelle auf der folgenden Seite 
gibt einen zusammenfassenden Überblick für die Kategorien ländlicher und 
urbaner Raum. 

Für Mittelstädte lässt sich feststellen, dass die spezifischen Herausforde-
rungen dabei weniger leicht zu kategorisieren sind. Vielmehr ergeben sich 
diese stets aus der konkreten raumstrukturellen Lage des jeweiligen Mittel-
zentrums. Während einige Mittelstädte viele Herausforderungen mit dem 
ländlichen Raum teilen, besitzen einige, gerade im Einzugsbereich von 
Großstädten und Metropolregionen, Herausforderungen aus dem urbanen 
Raum. Aus diesem Grund ist eine Kategorisierung in ähnlicher Weise nicht 
zielführend. 
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Zusammenfassung der aktuellen und zukünftigen Herausforde-

rungen 
 

Ländlicher Raum Urbaner Raum 
Wohnen 

- Ortskerne aktivieren 
- Leerstandkonversion 
- altersgerechtes Wohnen 

- Schaffung neuer Wohnungen 
- Verdrängung/Segregation 
- neue Wohnformen 

Wirtschaft und Beschäftigung 
- Fachkräftebedarfe sichern 
- Digitalisierung für neue Be-

schäftigungsformen nutzen, 
Co-Working o.ä. 

- Positionierung und Profilierung auf dem 
globalem Markt 

- steigender Wettbewerb zwischen Städ-
ten 

- Anziehungskraft für Fachkräfte bestimm-
ter Branchen 

Flächennutzung 
- Baulücken schließen 
- Leerstände nutzen 
- Neuausweisungen reduzieren 

 

- geringe Flächenverfügbarkeit 
- Innenentwicklung: Nachverdichten, 

Brachflächenkonversion  
- Flächennutzungskonflikt (Verkehr, Ge-

werbe, Wohnen) 
Mobilität 

- Alternative Mobilitätskonzepte  
- Elektromobilität 

- Stadt der kurzen Wege 
- Elektromobilität 
- Intermodalität im ÖPNV 

 Bildung und Soziales  
‐ Bildung (Erreichbarkeit) 
‐ Digitale Bildungsangebote 

- Verteilung und Gleichwertigkeit von Bil-
dungsangeboten 

- Soziale Grundsicherung (Effizienz stei-
gern) 

-  Integrationsangebote schaffen 
Gesundheit und Umweltverträglichkeit 

- Ärztemangel  
- Erreichbarkeit (Telemedizin) 
- Kooperationen/Ärztehäuser 

- Hitzeereignisse 
- Starkregen/Überschwemmung 
- hohe Immission 

Versorgung 
- Alternative Versorgungskon-

zepte 
- Nischenprodukte/Spezialisie-

rung 

- Filialisierung der Innenstädte 
- sich änderndes Konsumverhalten und 

ändernde Vertriebskanäle 

Freizeit/Tourismus/Kultur 
- Markenbildung/Image 
- Natur als Ressource 

- Freiraumentwicklung 
- Sport- und Kulturangebote 

Klimaschutz 
- Energieproduzent (So-

lar/Windkraft) 
- Funktionen durch Klima-

wandel gefährdet 

- Klimaneutrale Stadt 
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3.4 Die Raumordnung in Hessen 

Raumordnung als Instrument 

Die Raumordnung hat die Aufgabe, die vielfältigen Nutzungsansprüche, die 
an Räume gestellt werden, zu koordinieren und Entscheidungen über deren 
Nutzung und weitere Entwicklungen zu treffen. Dabei muss zwischen den 
unterschiedlichen Interessen und Belangen vermittelt werden, um die ver-
schiedenen Anforderungen an den Raum aufeinander abstimmen zu kön-
nen. Zentrale Leitvorstellung in der Raumordnung ist die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse in allen Teilgebieten eines Planungsraums. 
Damit ist nicht die Vereinheitlichung der Lebensverhältnisse gemeint, son-
dern die Bestrebung, einen Rahmen zu schaffen, in dem die Bürger die 
Möglichkeit besitzen, ihr Leben unter Bedingungen zu gestalten, die sich 
zwar individuell unterscheiden, aber von annähernd gleichem Wert sind. 
Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, eine ausgewogene räumliche Ent-
wicklung zu fördern, die Daseinsvorsorge in Kooperation und Koordination 
öffentlicher, privater und zivilgesellschaftlicher Angebote zu sichern, sowie 
Entwicklungspotentiale auszubauen. 

Dies lässt sich auf soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische und 
kulturelle Aspekte beziehen und umfasst Zielsetzungen wie die Sicherung 
einer nachhaltigen Daseinsvorsorge und vorhandener Entwicklungspotenti-
ale, die Unterstützung eines nachhaltigen Wirtschaftswachstums und inno-
vativer Entwicklungen, sowie den nachhaltigen Schutz von Ressourcen. 
Diese Aufgaben sind gleichermaßen in Ballungsräumen wie in ländlichen 
Räumen, in strukturschwachen wie in strukturstarken Regionen zu erfüllen.  

Das Zentrale-Orte-Konzept 

Im Raumordnungsgesetz (ROG) wird diesem Anspruch in Form des Zent-
rale-Orte-Konzepts Rechnung (ZOK) getragen (§ 2 Abs. 2). Grundlegender 
Ansatz des ZOK ist dabei die Bündelung von Daseinsvorsorgeeinrichtungen 
an zentralen Orten, die die Versorgung der Umgebung gewährleisten sol-
len. Die Größe des zugeordneten Versorgungsbereichs hängt von der Er-
reichbarkeit und Ausstattung des jeweiligen Zentrums ab. Die Konzeption 
des ZOK erfolgt auf Ebene der Regional- beziehungsweise der Landespla-
nung. Bundesweit werden dabei in Anlehnung an die Festlegungen der Mi-
nisterkonferenz für Raumordnung (MKRO) aus den Jahren 1968 und 1970 
ähnliche Herangehensweisen verfolgt. In dieser wurde eine Einteilung zent-
raler Orte anhand der von ihnen erbrachten Versorgungsleistung in die drei 
Kategorien Ober-, Mittel-, und Grundzentren empfohlen. Darüber hinaus 
wurden drei Stufen von Versorgungsbereichen (Ober-, Mittel- und Nahbe-
reiche) definiert.  
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Grundzentren 

Grundzentren sind Standorte zur Bündelung von Einrichtungen der überört-
lichen Grundversorgung mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Be-
darfs. Hierzu zählen Bildungsgänge bis einschließlich der Mittelstufe, eine 
öffentliche Bibliothek, Bürgerhäuser oder vergleichbare Einrichtungen, eine 
hausärztliche Grund- und eine ambulante Pflegedienstversorgung, Sport-
angebote, Haltpunkte im ÖPNV, eine Gemeindeverwaltung und eine Poli-
zeistation. 

Die Festlegung von Grundzentren ist Aufgabe der Regionalplanung und er-
folgt entsprechend regionaler Gegebenheiten, sowie allgemeiner Indikato-
ren. Ein Grundzentrum soll demnach etwa 3.000 Einwohner im städtischen 
Kern vorweisen können und die Grundversorgung von 10.000 (im ländli-
chen Raum) bis 15.000 (im Ordnungs- und Verdichtungsraum) Einwohnern 
im Versorgungsbereich gewährleisten. Dieser entspricht von seinem Um-
fang mindestens den Gemeindegrenzen, geht in der Regel aber darüber 
hinaus.  

Mittelzentren 

Mittelzentren sind Standorte für gehobene Einrichtungen im wirtschaftli-
chen, kulturellen, sozialen und politischen Bereich, sowie für private Dienst-
leistungen. Dementsprechend gehören Behörden der unteren Verwaltungs-
ebene, Gerichte der unteren Instanz, Krankenhäuser der Zentral-, Regional- 
und Grundversorgung, eine umfassende Facharztversorgung, soziale Be-
ratungsstellen, Frauenhäuser, regional bedeutsame Sportstätten, Halte-
punkte im schienengebundenen Regionalverkehr mit Verknüpfung zum 
straßengebundenen ÖPNV, Stadtbussysteme, öffentliche Bibliotheken mit 
hauptberuflicher Leitung, regional bedeutsame Museen, berufs- oder stu-
dienqualifizierende Bildungsgänge, sowie sonderpädagogische Beratungs- 
und Förderzentren zur notwendigen Ausstattung mittelzentraler Orte.  

Mittelzentrale Festlegungen erfolgen auf der Ebene der Landesplanung und 
werden mithilfe von Bevölkerungszahlen und Strukturdaten bestimmt. Eine 
Mindesteinwohnerzahl von 7.000 im zentralen Ortsteil wird empfohlen, wäh-
rend der Versorgungsbereich mindestens 20.000 (ländlicher Raum) bis 
40.000 (Ordnungs- und Verdichtungsraum) Einwohner umfassen sollte. Die 
Ausdehnung der Versorgungsbereiche von Mittelzentren orientiert sich an 
der Erreichbarkeit über MIV und ÖPNV. Eine Stunde Fahrtzeit wird dabei 
als Maximalwert betrachtet. Mittelzentren können auf Grund ihrer Größe, 
regionalen Bedeutung und Ausstattung mit oberzentralen Einrichtungen in 
Teilbereichen Versorgungsaufgaben für den Oberbereich erfüllen. 
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Oberzentren 

Oberzentren sind Städte, die als Standorte hochwertiger spezialisierter Ein-
richtungen mit zum Teil landesweiter, nationaler oder internationaler Bedeu-
tung genutzt werden. Sie bieten Agglomerationsvorteile für die gesamte Re-
gion und sind Verknüpfungspunkte großräumiger und regionaler Verkehrs-
systeme. Dementsprechend sind hier Hochschulen, Zentral- und Fachbibli-
otheken, überregional bedeutsame Museen, Kongresszentren oder ver-
gleichbare Mehrzweckhallen, Krankenhäuser der Maximalversorgung, 
Frauenhäuser, überregional bedeutsame Sportstätten, ICE/IC-Haltepunkte, 
ein innerstädtisches öffentliches Verkehrsnetz, Behörden höherer, oder 
mittlerer Verwaltungsebene, sowie Gerichte höherer oder mittlerer Instanz 
vorzufinden. 

Oberzentren sind Städte, die im Ansatz einen großstädtischen Charakter 
oder mindestens 100.000 Einwohnern im städtebaulich zusammenhängen-
den Bereich vorweisen. Der zugehörige Versorgungsbereich eines Ober-
zentrums sollte 250.000 (im ländlichen Raum) bis 500.000 (im Ordnungs- 
und Verdichtungsraum) Einwohner umfassen und innerhalb von einer 
Stunde mit dem Auto erreichbar sein. 

Raumordnung in Hessen / ZOK in Hessen (LEP 2000) 

In Hessen wurden für den Landesentwicklungsplan 2000 (inklusive der Ver-
änderungsverfahren 2007, 2013 und 2018) zehn Oberzentren, 95 Mittelzen-
tren und 318 Grundzentren festgelegt. Zwar wurde in diesem Rahmen auch 
eine Differenzierung nach den drei Raumkategorien Ländlicher Raum, Ord-
nungsraum und Verdichtungsraum vorgenommen, die Ausweisung von 
Zentralen Orten erfolgte aber nach einheitlichen Kriterien, ohne die Unter-
schiede in der Raum- und Siedlungsstruktur des Landes zu berücksichti-
gen. 

So wird Südhessen mit dem Ballungsraum um Frankfurt am Main, Wiesba-
den und Darmstadt durch einen großflächigen Verdichtungsraum geprägt, 
der neben fünf Oberzentren mehr als 30 Mittelzentren umfasst, während in 
Mittel- und Nordhessen größtenteils ländliche Strukturen vorherrschen und 
Ober- sowie Mittelzentren auf eine viel größere Fläche verteilt sind. Durch 
die hohe Konzentration an Mittelzentren im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main sind diese vor allem auf die Versorgung der eigenen Gemeinde aus-
gerichtet, während die Mittelzentren im Ländlichen Raum Mittel- und Nord-
hessens die Versorgung der umliegenden Gemeinden gewährleisten müs-
sen.  
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Metropolregiongesetz 

Ziel des Metropolregiongesetzes ist es, durch neue regionale Kooperations-
formen die kommunalen Kräfte zu vereinigen und zu fördern. Um die Ent-
wicklungsziele im Ballungsraum zu erreichen wurde ein Regionalverband 
gegründet, welcher für die Steuerung und Koordinierung gemeinschaftliche 
Aufgabenwahrnehmung zuständig ist. 

Das Metropolgesetz zur Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main ist für 75 
Kommunen mit rund 2,3 Millionen Einwohnern gültig. Es ist am 08. März 
2011 in Kraft getreten und ist, wie die meisten hessischen Rechtsvorschrif-
ten, ein befristetes Gesetz. Der Grund einer solchen Befristung ist, dass die 
Hessische Landesregierung immer darum bemüht ist, Gesetze zu optimie-
ren, damit sie die Herausforderungen der Zeit bewältigen können. Gesetze, 
die nicht mehr zeitgemäß sind, können so abgeschafft werden. Die letzte 
Reformierung des Metropolgesetzes wurde am 24. August 2018 (GVBl. S. 
387) vorgenommen und die Geltungsdauer bis zum 31. Dezember 2029 
verlängert. 

Das Gesetz über die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main bietet eine ge-
setzliche Grundlage der Zusammenarbeit im Ballungsraum Frank-
furt/Rhein-Main. Den gesetzlichen Aufgaben nach ist der Regionalverband 
dazu verpflichtet, das Wohlergehen und die Verbundenheit der Metropolre-
gion im Einklang mit den Interessen seiner Mitgliedskommunen zu fördern. 
Das Prinzip der freiwilligen Zusammenarbeit in bedeutsamen regionalen 
Aufgabenfeldern ist im Grundsatz fest verankert.  

Ein weiterer inhaltlicher Schwerpunkt ist die gebietliche Abgrenzung des 
Ballungsraumes Frankfurt/Rhein-Main, welche beibehalten wird. Für Kom-
munen und Gemeinden aus dem dicht angrenzenden Umland besteht die 
Möglichkeit, dem Ballungsraum beizutreten, sofern der Wunsch und das In-
teresse eines Beitritts bestehen. Die Einzugsgebiete können bei der Wei-
terentwicklung der Metropolregion mitwirken und Aufgaben in den Berei-
chen Verkehrsnetze, Datennetze, Wirtschaftsförderung sowie Kulturförde-
rung wahrnehmen. Zudem ist seit dem 01. April 2011 aus dem ehemaligen 
Planungsverband Ballungsraumes Frankfurt/Rhein-Main der Regionalver-
band Frankfurt/Rhein-Main geworden.  

Der Regionalverband ist für die Flächennutzungs- und die Landschaftspla-
nung sowie für die strategische Steuerungs- und Koordinationsaufgaben für 
die Entwicklung der Region zuständig. Der Rat der Region wurde aufgelöst 
und durch einen erweiterten Regionalvorstand ersetzt. Ihm gehören bis zu 
zwei hauptamtliche Vorstandsmitglieder und bis zu acht ehrenamtliche Bei-
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geordnete, die Oberbürgermeister der kreisfreien Städte Frankfurt und Of-
fenbach sowie die Landräte der Landkreise Main-Taunus, Hochtaunus, 
Wetterau, Main-Kinzig, Offenbach und Groß–Gerau an. 

Im Rahmen der dritten Änderung des LEP Hessen 2000 stand für die ein-
berufene Kommission vor allem eine Überprüfung der mittelzentralen 
Ebene im Zentrale-Orte-Konzept des Landes Hessen im Fokus. Hier wurde 
im Vorhinein der größte Handlungsbedarf wahrgenommen. Des Weiteren 
wurden Empfehlungen für eine Neuabgrenzung der hessischen Raumstruk-
turen formuliert, in denen der hohen Bedeutung des ländlichen Raumes für 
die Landespolitik Rechnung getragen werden soll. Letztendlich setzte sich 
die Kommission auch mit dem Kommunalen Finanzausgleich auseinander, 
der in Anbetracht der empfohlenen Neuordnung im mittelzentralen Bereich 
einer Anpassung bedarf. 

Aktuelle Debatte zur Raumordnungspolitik 

Seit der letzten Festlegung der zentralen Orte 1990 ist die Entwicklung in 
den Landesteilen Hessens demographisch und wirtschaftlich (Verkehrsan-
gebote, Mobilitätsmuster, räumliche Verflechtungen, Digitalisierung) unter-
schiedlich verlaufen. Davon ausgehend hat eine Expertenkommission des 
Landes Hessen im Mai 2018 im Rahmen eines Berichts den Anspruch for-
muliert, das System der zentralen Orte zu überprüfen und sachgerecht wei-
terzuentwickeln. Eine Weiterentwicklung sollte das Auf- und Abstufen von 
zentralen Orten ermöglichen und etwaige Auswirkungen auf den ländlichen 
Raum bzw. das hoch verdichtete Rhein-Main-Gebiet berücksichtigen.  

Die Kommission empfiehlt u.a. den raumordnerischen Stellenwert von Mit-
telzentren hinsichtlich Ausstattungsqualität, Mitversorgungsgrad und Lage 
im Raum neu zu definieren. Im ländlichen Raum sollten etwa mittelzentrale 
Verbundlösungen gestärkt und eingefordert werden, während im hoch ver-
dichteten Rhein-Main-Gebiet eine weitere Binnendifferenzierung der Mittel-
zentren sinnvoll erscheint – mit der Empfehlung, kooperative Zentrenver-
bünde für Teilräume des gesamten Verdichtungsraums anzustreben. Die 
Entwicklungsachse Frankfurt-Fulda, auf der in den kommenden Jahren 
weitreichende Entwicklungsimpulse gesetzt werden, sollte zukünftig dem 
Verdichtungsraum Frankfurt Rhein-Main zugeordnet werden und somit die-
sen mit dem Oberzentrum Fulda verbinden. Eine Übersichtskarte des Vor-
schlags zeigt folgende Karte. 



 

33 
 

  

  



 

34 
 

Im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main bedeutet dies vor allem eine Stär-
kung der Region durch funktionale und räumliche Spezialisierung. Zwar fo-
kussiert sich die Expertenkommission auf die Rolle der Mittelzentren, je-
doch wird die stärkere Spezialisierung auch auf die Oberzentren Einfluss 
nehmen. Hanau als Oberzentrum kann mit seiner besonderen Wirtschafts-
struktur (z.B. Materialtechnik) eine herausragende Rolle im Ballungsraum 
einnehmen. Eine stärkere Übernahme spezieller räumlicher Funktionen und 
damit auch eine stärkere Ausrichtung als Großstadt innerhalb der Metropo-
lregion gehen damit einher. 

Hanau liegt darüber hinaus auf der Entwicklungsachse Frankfurt-Fulda, die 
zukünftig dem Verdichtungsraum Frankfurt Rhein-Main zugeordnet werden 
soll. Hanau wird damit zu einem zentralen Baustein der Entwicklungsachse 
und rückt geographisch noch deutlicher ins Zentrum des Ballungsraums. 
Die Rolle der Stadt innerhalb der Region wird auch hierdurch im Sinne des 
neuen Zentrale Orte Konzeptes gestärkt. 

Für den Main-Kinzig-Kreis sieht der Expertenbericht eine strukturräumliche 
Verschiebung. Anstatt wie bisher als „ländlicher Raum“ raumordnerisch ka-
tegorisiert zu werden, würden zukünftig weite Teile des Kreises nun als „ver-
dichteter Raum“ gelten. Dies soll nach Meinung der Expertenkommission 
zu einer anderen Verteilung der Mittel aus dem kommunalen Finanzaus-
gleichs führen. Die empfohlene stärkere Differenzierung der Mittelzentren 
im Main-Kinzig-Kreis soll dabei helfen, die geforderte Entwicklungsachse 
Frankfurt-Rhein-Main-Fulda zu bilden. 

Auch wenn die Vorschläge der Expertenkommission bisher noch kontrovers 
diskutiert werden und eine konkrete Ausgestaltung oder Umsetzung noch 
nicht absehbar ist, zeigt sich, dass die Raumordnung im Wandel begriffen 
ist. Um den beschrieben Herausforderungen des modernen Raums zu be-
gegnen, werden raumordnerische Veränderungen notwendig sein. Die 
mögliche Auskreisung der Stadt Hanau zeigt sich ebenfalls als Ausdruck 
der notwendigen Anpassungen der Raumordnung.  

Die folgenden Kapitel werden mit einer Standortbeschreibung des Main-
Kinzig-Kreis und der Stadt Hanau den Status Quo dokumentieren und auf-
zeigen, welche ausgewählten raumordnerischen Entwicklungen und The-
mensetzungen bisher stattgefunden haben.  
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4. Der Main-Kinzig-Kreis 2020  
4.1 Standortbeschreibung  

Mit rund 417.000 Einwohnern ist der Main-Kinzig-Kreis der bevölkerungs-
reichste Landkreis in ganz Hessen. Entstanden ist der Kreis 1974 im Zuge 
der 1969/1970 begonnenen hessischen Gebiets- und Verwaltungsreform. 
Zuvor war das Gebiet in die drei, 1821 in der kurhessischen Verwaltungs-
reform gegründeten Altkreise Hanau, Gelnhausen und Schlüchtern sowie 
in die kreisfreie Stadt Hanau gegliedert.  

In seiner heutigen Form umfasst der Main-Kinzig-Kreis 29 Kommunen, da-
runter 12 Städte und 17 Gemeinden. Mit rund 98.000 Einwohnern im Jahr 
2018 ist das am südwestlichen Rand des Kreises gelegene Hanau die mit 
deutlichem Abstand größte Kommune. Das benachbarte Maintal folgt mit 
einer Bevölkerungszahl von 39.193 auf dem zweiten Platz. Gelnhausen be-
legt mit 23.011 Einwohnern den dritten Rang. Obwohl nicht die größte Stadt, 
wurde Gelnhausen als Sitz der Kreisverwaltung politisch beschlossen. Die 
Kreissitzverlegung wurde 2005 abgeschlossen. Im Verwaltungsgebäude 
sind zudem auch das Main-Kinzig-Forum, das Bürgerportal des Kreises zu 
finden, sowie ein zugehöriges Café und der MKK-Laden.  

Die beiden Flüsse Main und Kinzig geben dem Kreis nicht nur seinen Na-
men, sondern prägen auch sein Erscheinungsbild und weite Teile seiner 
Landschaft. Der Main fließt im Südwesten durch das Kreisgebiet und bildet 
dabei in Abschnitten die Grenze zur benachbarten Stadt sowie zum Land-
kreis Offenbach. Neben dem Main ist die Wetterau prägend für das Land-
schaftsbild im westlichen Main-Kinzig-Kreis. Die Kinzig, ein fast 100 Kilo-
meter langer Nebenfluss des Mains, durchquert den Kreis von Nordosten 
nach Südwesten, bis sie schließlich in Hanau in den Main mündet. Im östli-
chen Teil des Main-Kinzig-Kreises erstrecken sich zu beiden Seiten der Kin-
zig die Hügel des Vogelsbergs und des Spessarts, ganz im Osten Ausläufer 
der Rhön. Der Main-Kinzig-Kreis ist reich an Waldgebieten und besonderen 
Lebensräumen, wie den Auenlandschaften des Kinzigtals. Gleichzeitig liegt 
er angrenzend zu einer urban geprägten und wirtschaftlich starken Region.  

Der Main-Kinzig-Kreis gehört zum Regierungsbezirk Darmstadt. Außerdem 
ist er mit der Region Hanau Teil des Ballungsraums Frankfurt/Rhein-Main. 
Die gesamte Metropol-region FrankfurtRheinMain hatte 2018 ca. 5,7 Millio-
nen Einwohnern und erstreckt sich über drei Bundesländer. Ein Bruttoin-
landsprodukt von rund 250 Milliarden Euro macht sie zu einer der bedeu-
tendsten Metropolregionen Deutschlands. Vor allem Frankfurt am Main als 
Zentrum und der Frankfurter Flughafen tragen zu der besonderen Stellung 
als internationale Verkehrsdrehscheibe, Messe- und Finanzplatz sowie als 
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Wirtschafts- und Dienstleistungsstandort bei. Der Main-Kinzig-Kreis grenzt 
direkt an das Frankfurter Stadtgebiet. Der westliche Teil des Kreises, unter 
anderem die Kommunen Maintal und Hanau, gehört daher auch dem Regi-
onalverband FrankfurtRheinMain an. Im Süden und Südosten grenzt der 
Main-Kinzig-Kreis unmittelbar an das Bundesland Bayern, unter anderem 
an die Regionen Aschaffenburg und Bad Brückenau. Im Nordosten angren-
zend liegt die hessische Region Fulda.  

4.2 Vollzogene Entwicklung seit der Jahrtausendwende  

Bevölkerungsentwicklung  

Die günstige Lage im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main, die die direkte 
Nachbarschaft zum Wirtschafts- und Finanzzentrum Frankfurt am Main mit 
Naturnähe verbindet, macht den Main-Kinzig-Kreis zu einem attraktiven 
Wohnstandort. Seit Beginn der 1990er Jahre verzeichnet der Kreis daher 
eine stetig wachsende Einwohnerzahl und spiegelt damit die allgemeine 
Entwicklung in Hessen wider. Zwischen 2011 und 2016 nahm die Bevölke-
rung im Landkreis insgesamt um 3,7 % zu. Dieser Wert sagt jedoch nichts 
über die Verteilung der Einwohner innerhalb des Kreises aus. Zwar zeigt 
sich in der größten Stadt des Kreises Hanau ein starker Anstieg, jedoch 
weisen die Stadt Erlensee und die Gemeinde Hammersbach relativ ein stär-
keres Bevölkerungswachstum auf. Diese weitgehend positive Bevölke-
rungsentwicklung ist ebenfalls in den anderen größeren Kommunen wie der 
Kreisstadt Gelnhausen (23.011 Einwohner 2018) zu beobachten. Kleinere 
Gemeinden wie Birstein (6.224 Einwohner 2018) und Flörsbachtal (2.315 
Einwohner) haben in den vergangenen Jahren jedoch an Einwohnern ver-
loren. Es lässt sich somit ein klares Ost-West-Gefälle im Landkreis ausma-
chen. Im Zeitraum 2006 bis 2016 wiesen die Gemeinden im Westen ein 
relativ starkes Wachstum von 5 bis 10 % (Hanau, Langenselbold, Ronne-
burg) oder gar über 10 % (Erlensee, Niederdorfelden) auf, währenddessen 
sank die Einwohnerzahl in den östlich gelegenen Kommunen um bis zu 10 
%. Besonders stark bemerkbar ist dieser Rückgang in den Kommunen 
Schlüchtern, Sinntal, Steinau an der Straße, Jossgrund und Flörsbachtal.   
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Abbildung 1: Bevölkerungsentwicklung im Main-Kinzig-Keis und Hessen zwischen 2009 und 2018 
(2009=100); Quelle: Eigene Darstellung nach Zahlen des MKK -Leitstelle für ältere Bürger, 2009; 
Hessischen Statistischen Landesamt, 2016; Hessischen Statistischen Landesamt, 2017 & Hessi-
schen Statistischen Landesamt, 2018.  

Die allgemeine Zunahme an Einwohnern geht vornehmlich auf Zuzüge von 
außen zurück. Der Wanderungssaldo lag 2016 bei 9,9 je 1.000 Einwohnern. 
Im gleichen Jahr betrug die natürliche Bevölkerungsentwicklung hingegen -
1,8 je 1.000 Einwohnern. Sie war auch in den letzten Jahren immer negativ.  

Das hängt auch mit der Altersstruktur der Bevölkerung zusammen. Diese 
hat sich in den letzten Jahren nur marginal verändert. 2014 lag das Durch-
schnittsalter auf Kreisebene bei 44,3 Jahren, 2017 bei 44,4. Bei der Zusam-
mensetzung der Altersgruppen zeigen sich innerhalb des Kreises jedoch 
auch deutliche Unterschiede zwischen den größeren Kommunen und den 
ländlichen Gemeinden. So war 2016 der Anteil der unter 18-Jährigen an der 
Hanauer Bevölkerung um 2,3 % größer als in Birstein. Dort lag wiederum 
der Anteil der über 80-Jährigen um 2 Prozentpunkte höher.  
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Abbildung 2: Verteilung der Altersgruppen im Main-Kinzig-Kreis, Hanau und Birstein 2016 in %; 
Quelle: Eigene Darstellung nach Zahlen der Bertelsmann Stiftung, 2019.  

Mit der Anzahl der Einwohner ist entsprechend auch die Bevölkerungs-
dichte gestiegen. 2018 lag sie im Main-Kinzig-Kreis bei 299 Menschen pro 
Quadratkilometer und damit höher als der Bundesdurchschnitt von 231 
Menschen pro km2.  

Der Ausländeranteil lag 2018 bei 14,8 %. Ein Anstieg um 2,8 % im Vergleich 
zu 2014. Es zeigen sich jedoch auch hier wieder deutliche Unterschiede 
innerhalb des Kreises. So lag der Ausländeranteil in Hanau 2016 bei 24,9 
%, in Birstein lediglich bei 5,9 %. 

 

Abbildung 3: Ausländeranteil in % zwischen 2014 und 2016 im Main-Kinzig-Kreis, Hanau und Birs-
tein; Quelle: Eigene Darstellung nach Zahlen der Bertelsmann Stiftung, 2019.  
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Prognosen des IWU gehen im Zeitraum von 2015 bis 2030 von einem wei-
teren Bevölkerungswachstum im Main-Kinzig-Kreis aus. 17.400 (4,2 %) 
mehr Menschen  

Wirtschaftliche Entwicklung  

Als Teil des Rhein-Main-Gebietes gehört der Main-Kinzig-Kreis zu einer 
wirtschaftlich starken Region. In der gesamten Metropolregion Frankfur-
tRheinMain wurde 2015 ein Bruttoinlandsprodukt von rund 257 Milliarden 
Euro erwirtschaftet. Der Main-Kinzig-Kreis trug mit rund 12,8 Milliarden Euro 
dazu bei. Mit diesem BIP von umgerechnet 31.433 Euro je Einwohner lag 
der Kreis unter dem gesamthessischen BIP von 42.732 Euro pro Kopf. Bei 
einer genaueren Betrachtung erwirtschaftete die Stadt Hanau allerdings ein 
überdurchschnittliches BIP in Höhe von 51.393 Euro. Es zeigt sich eine 
deutliche räumliche Differenzierung der Wirtschaftsleistung, trotz der Kreis-
zugehörigkeit der Stadt Hanau. Der Abbau dieser räumlichen Disparität 
kann durch die bestehenden Kreisstruktur nicht abgebaut werden, da eine 
wirtschaftliche Profilierung des restlichen Kreises zu Lasten der Stadt Ha-
nau durch bspw. Beschlüsse des Kreistages nicht zu erwarten sind. 

In den vergangenen 20 Jahren hat die Wirtschaftsleistung auf allen Ebenen 
deutlich zugenommen. So hat sich etwa das BIP des Main-Kinzig-Kreises 
allein zwischen 2008 und 2015 um 16,1 % gesteigert. Große Teile des 
Landkreises gehören dennoch weiterhin zu den Gebieten im Regionalver-
band FrankfurtRheinMain mit Steuereinnahmen von unter 1.000 Euro pro 
Kopf (Stand 2015). Die größeren Kommunen wie Hanau und Maintal errei-
chen hingegen Einnahmen zwischen 1.000 und 2.000 Euro. Im Vergleich 
dazu kommen Frankfurt am Main und Schwalbach auf deutlich über 3.000 
Euro. Spitzenreiter im Regionalverband mit Steuereinnahmen von 6.423 
Euro je Einwohner ist Eschborn.  

Der Main-Kinzig-Kreis hatte von Beginn seines Bestehens an mit finanziel-
len Engpässen zu kämpfen. 1976 betrug das Haushaltsdefizit bereits rund 
60 Millionen DM. In den folgenden 40 Jahren ist es dem Main-Kinzig-Kreis 
nicht gelungen die Schuldenlast dauerhaft zu verringern. Viel mehr hat sich 
der Schuldenstand bis auf ein Maximum von 650 Millionen Euro erhöht. Mit 
der Auflage des Rettungsschirms für Kommunen in Hessen 2010 und wei-
teren Finanzierungshilfen (Entschuldung Hessenkasse, Kommunalinvestiti-
onsprogramm und „KIP macht Schule“) konnte der Kreis seine Verschul-
dung bis heute auf rund 220 Millionen Euro senken. Der Main-Kinzig-Kreis 
gehört dabei mit dem 8. Platz zu den Top-10 Profiteuren der Unterstützung 
durch die Landesregierung mit einer Gesamtsumme an Förderungen (siehe 
Tabelle). Wie bereits erwähnt, hätte eine stärkere Profilierung des Main-
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Kinzig-Kreises und der Stadt Hanau das Potential die wirtschaftliche und 
haushälterische Situation zu verbessern. In der bestehenden Kreisstruktur 
ist eine Profilierung zu Lasten des Anderen nicht zu erwarten.  

 

Abbildung 4: Quelle: https://finanzen.hessen.de, 2019.  

Die Kaufkraft im Main-Kinzig-Kreis lag 2018 bei 24.220 Euro pro Einwohner. 
Damit liegt der Kreis zwar unter dem hessischen Durchschnitt von 24.502 
Euro je Einwohner, aber über dem gesamtdeutschen Schnitt von 23.322 
Euro je Einwohner. Die Gemeinde Biebergemünd  ist mit einer Kaufkraft von 
30.537 Euro pro Kopf Spitzenreiter im Landkreis.  

 

Abbildung 5: Kaufkraft pro Kopf in Euro 2018 Main-Kinzig-Kreis im regionalen und überregionalen 
Vergleich; Quelle: Eigene Darstellung nach Zahlen der IHK Hanau-Gelnhausen-Schlüchtern, 2018. 

Die Bruttowertschöpfung im Main-Kinzig-Kreis hat zwischen 2000 und 2016 
um  37 % zugenommen. Der Großteil findet dabei weiterhin im Bereich der 
Dienstleistungen statt, der unter anderem Branchen wie den Handel, Gast-
gewerbe, Verkehr, öffentliche Dienstleistungen sowie Kreditinstitute und 
Versicherungsunternehmen miteinschließt. 2016 lag ihr Anteil bei 67,1 %, 
2000 waren es 58,6 %. Die Anteile des produzierenden Gewerbes und der 
Land- und Forstwirtschaft an der Bruttowertschöpfung sind im gleichen Zeit-
raum zurückgegangen, von 40,9 % auf 32,6 % bzw. von 0,6 % auf 0,4 %. 
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Neben dem Dienstleistungssektor liegen die Wirtschaftsschwerpunkte im 
Main-Kinzig-Kreis vor allem auf der chemischen Industrie, Automation und 
Materialtechnik sowie auf der Logistikbranche. Der Branchenmix trägt zu 
der positiven wirtschaftlichen Entwicklung bei. Ein entscheidender Stand-
ortfaktor ist zudem die gute Verkehrsanbindung. Der Main-Kinzig-Kreis hat 
einen direkten Anschluss an die Autobahnen A66, A3, A7 und A45. Es ste-
hen zentrale Bahnverbindungen zur Verfügung, beispielweise auch ein di-
rekter Anschluss an ICE-Verbindungen in Städte wie Hamburg, Berlin, Mün-
chen, Wien und Basel. Einen weiteren Zugang zu internationalen Märkten 
bietet der nahgelegene Frankfurter Flughafen. Hanau verfügt zudem über 
einen Binnenhafen am Main. Diese infrastrukturellen Vorteile haben ent-
scheidend zu einer stark wachsenden Exportfähigkeit der lokalen Unterneh-
men in den letzten Jahren beigetragen. Insgesamt sind über 25.000 Unter-
nehmen und Gewerbetreibende im Main-Kinzig-Kreis angesiedelt, darunter 
auch namhafte internationale Firmen wie Heraeus, Evonik, Umicore, 
Goodyear-Dunlop, Engelbert Strauss und Veritas.  

Die positive wirtschaftliche Entwicklung spiegelt sich auch in der Zahl der 
Beschäftigten wider. So gab es im Main-Kinzig-Kreis 2017 mit insgesamt 
162.153 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Wohnort und 
133.194 Beschäftigten am Arbeitsort einen Anstieg von 14,9 % (Beschäf-
tigte am Wohnort) beziehungsweise 20,7 % (Beschäftigte am Arbeitsort), 
gegenüber den Zahlen aus dem Jahr 2010. Bei Betrachtung der Entwick-
lung zwischen 2011 und 2016 auf Kommunalebene lässt sich feststellen, 
dass in allen Kommunen – mit Ausnahme Großkrotzenburgs – eine positive 
Entwicklung der Anzahl an sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten 
vorherrschte. Die größten Zuwächse mit 20 bis 50 % gab es während dieser 
Periode in den Kommunen Erlensee, Freigericht, Ronneburg, Hammers-
bach, Biebergemünd und Flörsbachtal, mit über 50 % Zuwachs sticht Lin-
sengericht heraus.  

Wie in der Einwohnerentwicklung ist auch hier ein leichtes Ost-West-Gefälle 
auszumachen. Den höchsten Wert im gesamten Main-Kinzig-Kreis konnte 
im Jahre 2016 die Stadt Gelnhausen mit 500 bis 1.000 sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten am Arbeitsort je 1.000 Einwohner vorweisen.  Der 
Pendlersaldo von -29.014 ist nach wie vor negativ. So stehen 44.998 Ein-
pendler 74.012 Auspendlern gegenüber (Stau- und Pendlerstudie 2018). 
Dabei zeigt sich die übergeordnete Bedeutung der Metropolregion Frank-
furt-Rhein-Main für die Beschäftigungssituation im Landkreis, da Sie das 
Ziel von über 87 % aller Auspendler aus dem Main-Kinzig-Kreis darstellt.   
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Abbildung 6: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im Main-Kinzig-Kreis zwischen 2010 und 
2017, Quelle: Eigene Darstellung nach Zahlen der IHK Hanau-Gelnhausen-Schlüchtern, 2018. 

Entgegengesetzt zu der Entwicklung der Beschäftigten ist die Zahl der Ar-
beitslosen in den letzten Jahren zurückgegangen. Im April 2016 gab es im 
Main-Kinzig-Kreis insgesamt 10.567 Arbeitslose, im April 2019 waren es 
noch 9.353. Von diesen 9.353 bezogen 6.298 Menschen SGB II. Die Ar-
beitslosenquote ist damit von 4,8 % auf 4,1 % zurückgegangen und liegt 
leicht unter der hessischen Quote von 4,4 %.  

 

Abbildung 7: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen im Main-Kinzig-Kreis zwischen 2016 und 2019; 
Quelle: Eigene Darstellung nach Zahlen der Bundesagentur für Arbeit, 2019. 
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4.3 Räumliche Gliederung und Funktionen  

Das insgesamt 1.397,5 km2 große Kreisgebiet besteht zu 43 % aus Wald-
flächen, während 39 % landwirtschaftlich genutzt werden. 16,1 % der Ge-
samtfläche wird von Siedlungen und Verkehrsanlagen eingenommen und 
1,3 % von Gewässern. Siedlungs- und Landwirtschaftsflächen finden sich 
vor allem im westlichen Teil des Main-Kinzig-Kreises, in dem unter anderem 
die beiden größten Städte Hanau und Maintal liegen. Im östlichen Main-
Kinzig-Kreis konzentriert sich ein Großteil der Kommunen, darunter Wäch-
tersbach, Bad Soden-Salmünster, Steinau an der Straße und Schlüchtern, 
entlang der Kinzig bzw. der A66. Insgesamt ist dieser Teil des Kreises wenig 
verstädtert und wird von größeren Waldgebieten durchzogen. 

Der Main-Kinzig-Kreis entstand am 01. Juli 1974 durch die Fusion der 
Kreise Gelnhausen, Schlüchtern, dem Landkreis Hanau und der kreisfreien 
Stadt Hanau. Aufgrund der Größe des neu geformten Landkreises wurde 
zu Beginn keine Zusammenführung und Zentralisierung der Verwaltung an 
einem Standort beschlossen. Zudem wurde damit auch auf vorhanden Iden-
tifizierung der Menschen mit den Altkreisen Rücksicht genommen. Die Idee 
einer funktionalen Gliederung und Zentralisierung wurde erst im Laufe Zeit 
wieder aufgegriffen. Der politische Beschluss Gelnhausen zur Kreisstadt 
und zentralem Sitz der Verwaltung zu machen wurde vorab und wird bis 
heute politisch kontrovers diskutiert. Trotz der Widerstände und Diskussio-
nen wurde Gelnhausen 2005 Kreisstadt mit Sitz des direkt gewählten Kreis-
tages und des Kreisausschusses, des obersten Verwaltungsorgans, das die 
laufenden Geschäfte führt. 

Mit Hanau befindet sich jedoch auch eine von sieben hessischen Sonder-
statusstädten im Main-Kinzig-Kreis. Dieser Status räumt der Stadt bereits 
jetzt mehr Rechte ein und sorgt dafür, dass sie auch Aufgaben des Kreises 
übernimmt. So ist Hanau unter anderem Schulträger und Träger der Ju-
gendhilfe. Darüber hinaus verfügt die Stadt über ein Krankenhaus der Ma-
ximalversorgung, eine Ausländerbehörde, einen Verkehrsbetrieb, eine ei-
gene Wohnungsbaugesellschaft und eine eigene Wirtschaftsförderung.  

Verkehr und Mobilität 

Die guten Verkehrsanbindungen sind ein entscheidender Standortvorteil für 
den Main-Kinzig-Kreis und essenziell für seine Attraktivität als Wohn- und 
Wirtschaftsstandort. Die Autobahn A66 sowie die A3, A7 und die A45 sor-
gen für eine schnelle Anbindung an ganz Deutschland. Der nahe Flughafen 
Frankfurt und der Hanauer Hafen sind einzigartige infrastrukturelle Voraus-
setzungen. Die Bahntrasse von Maintal, über den Raum Gelnhausen bis in 
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den Osten des Kreises ist zudem eine zentrale Verbindung zwischen dem 
Rhein-Main-Gebiet und den östlichen Bundesländern.  

Bildung 

Der Main-Kinzig-Kreis ist mit einem gut ausgebauten und differenzierten 
Netz von Schulen für alle Altersstufen ausgestattet. Neben den allgemein-
bildenden Schulen, die sich aus 62 Grundschulen und knapp 33 weiterfüh-
renden Schulen zusammensetzen, gibt es 4 Berufsschulen, sowie das Me-
dienzentrum in Gelnhausen. Dies ist eine zentrale Einrichtung der Medien-
bildung für die schulische und außerschulische Bildungsarbeit und bietet 
Arbeitnehmern, die im pädagogischen Bereich tätig sind, multimediale Wei-
terbildungsmöglichkeiten. Die Kopernikusschule in Freigericht ist dabei mit 
2.500 Schülern die größte kooperative Gesamtschule in ganz Hessen. 

Derzeit wird im Main-Kinzig-Kreis ein Schulentwicklungsplan verfolgt, der 
der wachsenden Zahl an Schülern Rechnung tragen und sicherstellen soll, 
dass alle Schüler eine gute Schule in erreichbarer Nähe zu ihrem Wohnort 
vorfinden.  

4.4 Raumordnerische Entscheidungen des Kreises 

und deren Auswirkungen  

Der Main-Kinzig-Kreis ist der sowohl bevölkerungsreichste als auch flä-
chenmäßig größte Landkreis des Landes Hessen. Die Region verfügt über 
einen großen ländlichen Raum, der zukünftig zur Entlastung der Ballungs-
zentren und für die Entstehung neuer Beschäftigungsstellen genutzt werden 
kann. 

Umstrukturierung des Main-Kinzig-Kreis 

Aufgrund der zentralen Lage Gelnhausens beschloss der Main-Kinzig-Kreis 
im Juli 2005 den Sitz seiner Kreisverwaltung von Hanau nach Gelnhausen 
zu verlegen. Seitdem ist Hanau eine kreisangehörige Stadt mit Sondersta-
tus und erstmals in der Geschichte weder Kreisstadt, noch kreisfreie Stadt. 
Bundesweit gibt es nur ein weiteres Beispiel einer solchen Konstellation. Mit 
der Verlegung musste sich der gesamte Landkreis umstrukturieren. Bis auf 
die Zulassungs- und Führerscheinstelle, sowie das Kommunale Center für 
Arbeit (KCA), wurden alle Verwaltungsämter nach Gelnhausen verlegt. Im 
Zuge der Verlegung des Kreissitzes von Hanau nach Gelnhausen 2005 
wollte der Kreis das Autokennzeichen MKK für den Main-Kinzig-Kreis ein-
führen. Das bisher geltende Kennzeichen HU für Hanau sollte durch MKK 
ersetzt werden. Die Stadt Hanau wollte das Kennzeichen HU jedoch beibe-
halten. Dies setzte voraus, dass die Stadt Hanau Zulassungsstelle wird. Auf 
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Antrag der Stadt hat die hessische Landesregierung die Zuständigkeitsver-
ordnung dahingehend angepasst, dass die Stadt Hanau eine eigene Zulas-
sungsbehörde wird. Aufgrund der Kooperation als gemeinsamer Ordnungs-
behördenbezirk hat der Main-Kinzig-Kreis die Aufgaben der Zulassungsbe-
hörde Hanau für Hanau wahrgenommen. Die Zulassungsbehörde im Main-
Kinzig-Kreis besteht seitdem aus den Zulassungsstellen Hanau, Gelnhau-
sen und Schlüchtern. 

Flächenentwicklung und Konversionsflächen   

Seit Jahren ist der Main-Kinzig-Kreis eine aufstrebende Region, welche sich 
fortlaufend wandelt und sich mit einer seit Jahren wachsenden Wirtschaft in 
einer hervorragenden Lage befindet. Dies birgt viele neue Chancen für den 
Landkreis. Viele Unternehmen, darunter mittelständische und moderne 
Großindustrien, haben inzwischen die Region und ihre Vorteile als Wirt-
schaftsstandort für sich entdeckt. Der Landkreis profitiert besonders von 
seiner geographischen Lage und seinen effektiven, infrastrukturellen Mög-
lichkeiten. Das Kreisgebiet erstreckt sich über eine Fläche von rund 140.000 
ha. Der Regionale Flächennutzungsplan und Regionalplan weisen eine Flä-
che von 495 ha als Vorranggebiet für Industrie und Gewerbe im Kreisgebiet 
aus. Hiervon beziehen sich ca. 126 ha auf das Hanauer Stadtgebiet, die 
restliche Fläche auf die anderen Kommunen. Ca. 205 ha (41 %) dieser Flä-
chen waren im Jahr 2017 nicht erschlossen und unbebaut. Die restlichen 
290 ha waren bebaut bzw. teilweise bebaut, zumindest aber erschlossen. 
Weiterhin sind insgesamt 732 ha als Vorranggebiet Siedlung ausgewiesen, 
wovon ca.  
72 % unbebaut waren. Die weitere Flächennutzungsverteilung der Region 
stellt sich wie folgt dar: Die Landwirtschaft beansprucht 43 % der Fläche, 
die Waldfläche nimmt 38 % des Gebietes ein, Verkehrs- und Siedlungsflä-
che benötigt rund 15 % der Gesamtfläche.  

Mit dem schrittweisen Abzug der US Armee und der Bundeswehr seit den 
1990er Jahre wurde ehemals militärisch genutzte Fläche für die zivile Nut-
zung freigegeben. Erfolgreich umgewidmet wurde bereits die Coleman-Ka-
serne in Gelnhausen, auf deren Gelände Gewerbe angesiedelt wurde und 
zahlreiche Behörden eingezogen sind. Eine weitere umgenutzte Konversi-
onsfläche befindet sich in Schöneck, dort entstand in der ehemaligen Nid-
der-Kaserne das Gewerbegebiet Kilianstädten. Der gesamte Abzug der US-
amerikanischen Präsenz aus dem Main-Kinzig-Kreis im Jahre 2008 führte 
schließlich zur letzten Konversionswelle. Derzeit befindet sich der ehema-
lige Fliegerhorst Erlensee-Langendiebach mit einer Fläche von 240 ha in 
der Umnutzung. Es entsteht ein Gewerbegebiet, weite Teile werden zudem 
renaturiert. Mit dem Abzug der US Armee aus dem Hanauer Stadtgebiet 
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wurde hier eine ca. 340 ha große Nutzfläche frei. Knapp die Hälfte dieser 
Fläche wird mittlerweile bereits zivil genutzt. Die restlichen Gebiete wurden 
für Wohnraum, Gewerbe, Schulen und eine Kita planerisch erfasst oder be-
finden sich in der Entwicklung. Aktuell sind zudem noch große Gewerbeflä-
chen in Maintal, Langenselbold, Nidderau, Schöneck, Erlensee und Geln-
hausen in der Umsetzung.  

4.5 Kernthemen und Herausforderungen 

Ländlicher Raum  

Sowohl die Bevölkerungsentwicklung als auch die wirtschaftliche Entwick-
lung sind für den gesamten Main-Kinzig-Kreis genommen seit Jahren posi-
tiv. Es zeigen sich jedoch gleichzeitig große regionale Unterschiede inner-
halb des Kreises. Das Bevölkerungs- und wirtschaftliche Wachstum bezie-
hen sich häufig in erster Linie auf die Städte und größeren Kommunen, die 
sich mit Hanau und Maintal vor allem im Westen des Kreises und im Kin-
zigtal konzentrieren. Kleinere Kommunen wie z.B. Birstein oder Flörsbach-
tal weisen hingegen eher rückläufige Einwohnerzahlen und eine ältere Be-
völkerung auf. Ihre Wirtschaftskraft ist geringer, es mangelt an Arbeitsplät-
zen, es ist viel Leerstand vorhanden und die Grundversorgung ist zuneh-
mend schwächer gewährleistet. Um die Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse innerhalb des Landkreises auszubauen und zu sichern, haben Politik 
und Verwaltung des Kreises daher das Förderprogramm „Ländlicher Raum“ 
entworfen. Kleinere Gemeinden, Orts- und Stadtteile sollen als Wohn- und 
Wirtschaftsstandorte gestärkt werden. Gefördert werden sowohl Projekte 
von Kommunen als auch von Privatpersonen.  

Klima und Hochwasserschutz 

Der Klimawandel ist eines der zentralen und aktuellen Themen in der ge-
sellschaftlichen und politischen Debatte. Das gilt auch für den Main-Kinzig-
Kreis, der schon heute zu den wärmsten Gegenden Hessens gehört, da die 
durchschnittlichen Temperaturen in den Flussniederungen von Main und 
Rhein generell am höchsten sind. Er gehört auch zu jenen Regionen in Hes-
sen, in denen sich die Jahresmitteltemperatur im Zeitraum von 1981 bis 
2010 im Vergleich zu 1951 bis 1980 bereits am stärksten verändert hat. Um 
0,75 bis 1,1 °C ist die Temperatur im Vergleich dieser beiden Zeiträume 
gestiegen. Mit fortschreitendem Klimawandel ist neben weiter steigenden 
Temperaturen auch mit Extremwetterereignissen und Hitzewellen wie dem 
Hitzesommer 2018 zu rechnen. Die steigenden Temperaturen können sich 
negativ auf die Gesundheit der Menschen, auf die Umwelt und die Wirt-
schaft (etwa durch zu niedrige Pegelstände der Flüsse) auswirken. 
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Ein für den Main-Kinzig-Kreis besonders relevantes Thema ist das stei-
gende Risiko von Hochwasser und Überschwemmungen. Durch den Klima-
wandel verschieben sich die Niederschläge zunehmend vom Sommer in 
den Winter. Es ist also mit einer Zunahme der Winterhochwasser zu rech-
nen. Starke lokale Niederschläge können aber auch im Sommer für Über-
schwemmungen sorgen. Durch seine Lage an zwei großen Flüssen ist der 
Main-Kinzig-Kreis für Hochwasserlagen besonders gefährdet. Neben dem 
Main und der Kinzig gibt es zudem zahlreiche Zuflüsse und Bäche aus der 
Wetterau, dem Vogelsberg, dem Spessart und der Vorrhön. Daher beste-
hen Planungen des Landkreises, weitere Rückhaltebecken anzulegen. In 
Ahl gibt es bereits den Kinzig-Stausee, der unter anderem dem Hochwas-
serschutz dient. Um die Genehmigung weiterer Rückhaltebecken ist jedoch 
in den vergangenen Jahren Streit entbrannt. In Bad Soden befürchtete das 
Hessische Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie beispiels-
weise eine hohe Rutschgefahr für Berg- und Talhänge  

SuedLink 

Mit „SuedLink“ ist eine Gleichstromtrasse geplant, die Strom aus Windkraft 
vom Norden Deutschlands in den Süden und Strom aus Sonnenergie vom 
Süden in den Norden transportieren soll. Zunächst hatten die Netzbetreiber 
TenneT und TransnetBW eine Freileitung vorgesehen. Dagegen hatte sich 
der Main-Kinzig-Kreis jedoch als Mitglied des „Hamelner Bündnisses“ zur 
Wehr gesetzt. Nun ist eine unterirdische Trasse auf der östlichen Route 
durch Thüringen vorgesehen. Allerdings ist auch immer noch eine Alterna-
tivroute möglich, die durch Sinntal im Osten des Main-Kinzig-Kreises ver-
laufen würde. Der Landkreis sammelt daher Einwände aus der Bevölke-
rung, um eine fachliche Stellungnahme zu Raumwiderständen zu erstellen.  

Fluglärm  

Die Nähe zum internationalen Frankfurter Flughafen ist ein wichtiger Stand-
ortvorteil für die wirtschaftliche Entwicklung des Main-Kinzig-Kreises. Er ist 
ein zentraler Umschlagspunkt für den Tourismus und die Wirtschaft und 
sorgt, direkt und indirekt, für viele Arbeitsplätze in der Region. Gleichzeitig 
bedingt die Nähe zum Flughafen aber auch eine hohe Lärmbelastung. Ein 
Ausbau des Flughafens führt zu einer Steigerung dieser Belastung. Der 
Kreis setzt sich daher zusammen mit der Stadt Hanau und der Stadt Maintal 
in der Fluglärmkommission für die Bürgerinteressen, für eine Reduzierung 
des Lärms und eine höhere Lebensqualität ein.  

  



 

48 
 

Schienennetz 

Das öffentliche Schienennetz ist im Main-Kinzig-Kreis allgemein gut ausge-
baut, jedoch nicht in allen Teilen mit der Bevölkerung mitgewachsen. Der 
Landkreis fordert daher den Bau der Nordmainischen S-Bahn, den Ausbau 
und Neubau des gesamten Streckenabschnitts zwischen Hanau und Würz-
burg bzw. Fulda, sowie die Elektrifizierung der Niddatalbahn zur Verbesse-
rung des öffentlichen Personennahverkehrs.  

Besonders der Ausbau bzw. Neubau der Bahntrasse von Hanau nach Fulda 
birgt großes Potential aber auch mögliche Konflikte. Die Überlegungen für 
einen solchen Ausbau gehen bis in die 90er Jahre zurück, wobei das Projekt 
aufgrund anderer Dringlichkeiten nach einer Machbarkeitsstudie in den Jah-
ren 2002 und 2003 nicht weiter verfolgt wurde. Erst 2013 hat die Bahn wie-
der Planungen aufgenommen, durch schärfere natur- und umweltrechtli-
cher Rahmenbedingungen mussten die alten Planungen jedoch verworfen 
werden. Ziel dieser Maßnahme, die Bestandteil des Bundesverkehrswege-
plans ist es, die stark befahrene Strecke zu entlasten und die Fahrtzeiten 
zu verkürzen. Auch die Etablierung der neuen Entwicklungsachse Frank-
furt-Rhein-Main-Fulda misst dem Projekt besonderes Gewicht zu. Die Tras-
senführung im ersten Teilabschnitt von Hanau nach Gelnhausen soll dem 
bereits bestehenden Verlauf folgen, da somit das Kinzigtal nicht neu zer-
schnitten wird und die Strecke ohnehin bereits teilweise dreigleisig verläuft. 
Zwischen Gelnhausen und Fulda werden insgesamt sieben Varianten ge-
prüft. Variante IV (über Gelnhausen, Bad Soden-Salmünster, Schlüchtern) 
wird dabei als die Lösung mit dem niedrigsten Einfluss auf Mensch und Um-
welt erachtet und auch wirtschaftlichste und verkehrstechnisch beste ange-
sehen. Diese Vorzugsvariante wird nun in das Raumordnungsverfahren ein-
gebracht.    

Biodiversität   

Das Projekt „Main-Kinzig blüht“ ist 2015 unter Federführung der unteren 
Naturschutzbehörde und des Landschaftspflegeverbandes entstanden. Es 
soll die Biodiversität vor allem in besiedelten Bereichen erhöhen. Dafür wird 
das Projekt für die Jahre 2018/ 2019 vom Land Hessen gefördert.  
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4.6 Stärken und Schwächen  
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5. Die Stadt Hanau in 2020 
5.1 Standortbeschreibung 

Mit rund 98.000 Einwohnern ist Hanau die sechstgrößte Stadt Hessens und 
die größte Stadt des Main-Kinzig-Kreises. Aufgrund ihrer Größe ist die Stadt 
eine von sieben Sonderstatusstädten in Hessen und verfügt dadurch über 
mehr Rechte als andere Gemeinden, während sie zugleich Aufgaben des 
Kreises in einem größeren Umfang wahrnimmt.  

Die Stadt Hanau ist darüber hinaus auch Teil des Ballungsraum Frank-
furt/Rhein-Main, in dessen Osten sie liegt. Der Main fließt nicht nur durch 
Hanau, es befindet sich dort auch sein zweitgrößter Binnenhafen. Ebenso 
liegt die Stadt an der Einmündung des kleineren Flusses Kinzig in den Main. 
Dabei verbinden Main und Kinzig die Stadt Hanau mit den anderen Städten 
und Gemeinden der Region. Während sich in Richtung Schlüchtern das Kin-
zigtal öffnet, liegen in Richtung des Mains die Städte Mülheim am Main und 
Hainburg. Westlich davon befinden sich Offenbach und Frankfurt am Main. 
Südöstlich grenzen Seligenstadt und Aschaffenburg, sowie einige kleinere 
Gemeinden an den Main. Durch ihre geographische Lage, kann die Stadt 
Hanau daher als ein Bindeglied zwischen den ländlicheren Regionen 
Osthessens und der Metropolregion Frankfurt am Main gelten. 

Obwohl Hanau Teil einer stark verstädterten Region ist, zeichnet sich die 
Stadt ebenso durch eine naturnahe Lage aus. So verbindet der sogenannte 
Grüne Ring Hanaus in einem Umkreis von sechzig Kilometern, 13 Natur-
schutzgebiete miteinander. Im Stadtgebiet allein sind neun Naturschutzge-
biete und zehn Landschaftsschutzgebiete ausgewiesen. Hanau betitelt sich 
daher selbst auch als „Stadt im Grünen“.  

Der offizielle Beiname Hanaus lautet jedoch „Brüder-Grimm-Stadt“. Ende 
des 
18. Jahrhunderts wurden sowohl Jacob und Wilhelm Grimm als auch Lud-
wig Emil Grimm in Hanau geboren. Noch heute beziehen sich viele der kul-
turellen und touristischen Angebote der Stadt auf sie. So finden in Hanau 
beispielsweise die Brüder Grimm Festspiele mit jährlich rund 80.000 Besu-
chern statt und auf dem Marktplatz bildet das Nationaldenkmal zu ihren Eh-
ren den Startpunkt der Deutschen Märchenstraße, die von Hanau bis nach 
Bremen führt.  

Charakteristisch für Hanau ist außerdem seine Internationalität und kultu-
relle Diversität, die die Stadtgeschichte und -entwicklung geprägt haben. 
Dazu gehören beispielsweise die Ansiedlung calvinistischer Glaubens-
flüchtlinge im 16. Jahrhundert und die Entwicklung zu einem der größten 
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US-amerikanischen Militärstützpunkte in Europa nach dem Zweiten Welt-
krieg. Auch das Anwerben von Gastarbeitern aus Südeuropa und der Türkei 
für den Industriestandort Hanau hat dazu beigetragen, dass heutzutage 
Menschen aus rund 130 Nationen in der Stadt leben. Aktuell kommen vor 
allem auch Geflüchtete aus Ländern wie Syrien und Afghanistan hinzu. 

5.2 Vollzogene Entwicklung seit der Jahrtausendwende  
 

Bevölkerungsentwicklung 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Hanau zu einem der größten Stütz-
punkte der US-Armee in Europa. In den 1970er und 80er Jahren lebten rund 
30.000 Soldaten in Hanau. Hinzu kamen ihre Familien und zivile Ange-
stellte. In den 1990er Jahren wurde ihre Zahl kontinuierlich reduziert. 2008 
folgte der komplette Abzug der US-Streitkräfte aus der Stadt. Hanau verlor 
somit mehr als ein Drittel (39 %) seiner Bevölkerung. 

Ungeachtet dieses Verlustes ist die Hanauer Bevölkerung in den letzten 
Jahren stetig gewachsen. Wie in Abbildung 7 zu sehen, kann Hanau zwi-
schen 2011 und 2016 ein Bevölkerungswachstum von 9 % vorweisen. Seit 
2012 hat die Stadt über 90.000 Einwohner und nähert sich inzwischen im-
mer mehr der 100.000-Einwohner-Marke und somit dem Status einer Groß-
stadt an. Fast 64 % des Bevölkerungswachstums im Main-Kinzig-Kreis seit 
2011 fanden dabei in Hanau statt. Bei ca.  
23 % an der Gesamtbevölkerung des Landkreises zeigt sich die überpro-
portionale Bedeutung der absoluten Bevölkerungsentwicklung in Hanau. 
Die Stadt wächst somit in Größenordnungen wie andere kreisfreie Groß-
städte in Hessen und in der Bundesrepublik Deutschland.  

 

Abbildung 8: Hanauer Bevölkerungsentwicklung zwischen 2011 und 2017; Quelle: Eigene Darstel-
lung nach Zahlen gem. des Hessisches Statistisches Landesamtes und gem. Einwohnermelderegis-
ter Stadt Hanau, 2018 
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Der Anstieg der Einwohnerzahlen lässt sich dabei nur zu einem geringen 
Anteil auf die natürliche Bevölkerungsentwicklung zurückführen. Bestim-
mender Faktor der Gesamtentwicklung ist die Außenwanderung. So wuchs 
die Stadtbevölkerung zwischen 2011 und 2017 um durchschnittlich 1.320 
Menschen pro Jahr durch Zuwanderung. Ungefähr die Hälfte der Bewohner 
(49 %) in den Konversionsgebieten hat ihren Wohnsitz von außerhalb nach 
Hanau verlegt.  

Der Großteil der Zugezogenen stammt dabei aus den zum Mittelbereich 
Hanau gehörenden Gemeinden. Knapp 14 % davon leben mittlerweile in 
den Konversionsgebieten. Viele der Neubewohner kommen aus Bruchkö-
bel, Maintal sowie Frankfurt am Main und Offenbach und aus Gemeinden 
in den benachbarten Landkreisen Offenbach, Aschaffenburg und dem Wet-
teraukreis. Weitere 10 % der in den Konversionsgebieten wohnenden Per-
sonen kamen aus anderen Gebieten innerhalb Hessens oder des Bundes-
gebietes. Etwa 5 % kamen aus dem Ausland. Ihren vorläufigen Höhepunkt 
erreichten die Zuwandererzahlen im Jahr 2016 bei einem positiven Wande-
rungssaldo von 2.555 Personen.  

Bei der natürlichen Bevölkerungsentwicklung schwanken die Zahlen stär-
ker. Im Jahr 2017 wurden insgesamt 1.054 Hanauer Bewohner geboren. 
Mit 1.024 Sterbefällen von Hanauer Bewohnern steht für das Jahr am Ende 
ein Positiv-Saldo von 30 Personen. 2014 wurden mit einem Negativ-Saldo 
von 54 noch deutlich weniger Kinder geboren als Einwohner verstarben. Im 
gesamten Zeitraum von 2005 bis 2014 gab es nur ein einziges Jahr mit 
einem positiven Saldo. 

Im Vergleich zum Main-Kinzig-Kreis und kleineren Kommunen wie Birstein 
hat Hanau eine jüngere Bevölkerung. 2017 bildeten die 25 bis 64-Jährigen 
mit 55 % die größte Altersgruppe. 26,1 % waren unter 24 und 18,9 % über 
65. Das Durchschnittsalter lag bei 41,8 %. Zu einer Senkung des Alters-
durchschnitts tragen auch die Geflüchteten bei, die die Stadt seit 2015 in 
größerer Zahl erreichen. Im November 2018 lebten 1.349 Geflüchtete in 
Hanau, die meisten davon in der städtischen Gemeinschaftsunterkunft 
„Sportsfield Housing“.  

Heute leben in Hanau Menschen aus rund 130 Nationen. Im Jahr 2018 lag 
der Ausländeranteil bei etwa 25 %. Dieser Ausländeranteil verteilt sich sehr 
unterschiedlich auf die verschiedenen Stadtteile Hanaus. Der Stadtteil Süd-
ost weist den größten Ausländeranteil auf, gefolgt von der Hanauer Innen-
stadt und dem Stadtteil Lamboy. Die wenigsten Menschen mit ausländi-
scher Staatsbürgerschaft leben in den Stadtteilen Mittelbuchen und Klein-
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Auheim. Auch unter den Menschen mit Migrationshintergrund hat der Stadt-
teil Südost den größten Anteil, gefolgt von Lamboy, der Hanauer Innenstadt 
und dem Stadtteil Großauheim.  

Nach den Deutschen stellen die Türken (erste oder zweite Staatsangehö-
rigkeit) mit 7.666 Einwohnerinnen und Einwohnern im Jahr 2013 nach wie 
vor die zweitgrößte Bevölkerungsgruppe in Hanau (Stadt Hanau, 2014). Da-
rauf folgen italienische Staatsangehörige mit 1.967 Einwohnerinnen und 
Einwohnern und Polen mit einer Einwohnerzahl von 1.065. Die hohe Anzahl 
an türkischen und italienischen Einwohnerinnen und Einwohnern ist bedingt 
durch Hanaus Geschichte als Industriestandort und der damit verbundenen 
Anwerbung von „Gastarbeitern“ in der Nachkriegs- und Wirtschaftswunder-
zeit.  

Wirtschaftliche Entwicklung 

Hanau ist als Teil der Metropolregion Rhein-Main in einem starken Wirt-
schaftraum in der Mitte Europas verortet. Im Osten des Rhein-Main-Gebie-
tes gelegen, profitiert die Stadt von der Nähe zum Messe- und Finanzplatz 
Frankfurt und zum Frankfurter Flughafen (Hanau Wirtschaftsbericht Juni 
2018). Außerdem befindet sich in Hanau der zweitgrößte Mainhafen. Durch 
Hafen und Flughafen sowie die gute Einbettung ins Autobahn- und Schie-
nennetz hat die Stadt eine sehr gute Verkehrsanbindung, von der die Wirt-
schaft profitiert.  

Aktuell nimmt die Stadt Hanau im regionalen Kontext vor allem als Standort 
global führender Materialtechnik-Unternehmen eine wichtige Rolle im Netz-
werk Produktion der Region ein. Materialtechnik ist eine Querschnittstech-
nologie, in der Ingenieurswissenschaften wie Maschinenbau, Energie-, Au-
tomobil- oder Medizintechnik mit Naturwissenschaften wie Chemie, Physik 
oder Thermodynamik zusammenfließen. Aufgrund des wachsenden Inno-
vationsdrucks und des Fachkräftemangels in dieser Branche streben viele 
der in Hanau ansässigen Unternehmen Kooperationen mit Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen an. Der Verein Materials Valley e.V. unter-
stützt diese Bestrebungen über eine Informationsplattform mit Vortragsver-
anstaltungen, Seminaren und Workshops. Hierbei wird das Ziel verfolgt, ein 
langfristig angelegtes Forschungsverbundnetz zwischen Forschungsinstitu-
ten und Unternehmen, sowie zwischen Unternehmen verschiedener Bran-
chen in der Region aufzubauen. Die 2012 angesiedelte Fraunhofer-Projekt-
gruppe für Wertstoffkreisläufe und Ressourcenstrategie IWKS unterstützt 
die Unternehmen mit der Erforschung und Entwicklung neuer Recycling-
technologien sowie von Substituten für knappe Roh- und Wertstoffe. 
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Daneben ist der Dienstleistungssektor, insbesondere die Bereiche Handel, 
Logistik, IT, Gastgewerbe sowie die produktionsnahen Branchen in der Brü-
der-Grimm-Stadt stark ausgeprägt. In der jüngeren Vergangenheit profi-
tierte vor allem der Einzelhandel von Hanaus städtebaulicher Entwicklung 
und den durchgeführten Maßnahmen. So stieg der Gesamtumsatz der Ein-
zelhandelsbetriebe in Hanau von 645 Millionen im Jahr 2013 auf 711,2 Mil-
lionen im Jahr 2016 (Quelle: hanau-baut-um.de)  

Von 47.396 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten waren im Jahr 2017 
(Stichtag: 30.06.) 38 % im produzierenden Gewerbe tätig, die restlichen 
Stellen sind dem Dienstleistungssektor zuzuordnen. Die Gesamtzahl sozi-
alversicherungspflichtiger Stellen ist in Hanau seit dem 30.06.2006 um zirka 
5.500 gestiegen. Allein zwischen den Jahren 2013 und 2017 konnte ein Zu-
wachs von 6,5 % (knapp 3.000 Stellen) verzeichnet werden (Quelle: Kenn-
zahlen Stadt Hanau). Damit einhergehend stieg auch die Zahl der Einpend-
ler von 29.703 im Jahre 2010, auf 33.845 im Jahre 2017. Dennoch verrin-
gerte sich das Pendlersaldo in diesem Zeitraum von 12.598 auf 11.791, da 
von 2010 bis 2017 fast 5.000 Auspendler hinzukamen. Hanaus Arbeits-
marktzentralität, die sich aus dem prozentualen Verhältnis zwischen Ein- 
und Auspendlern ergibt, lag 2017 bei 153 %. Damit hebt sich die Brüder-
Grimm-Stadt deutlich von den Zentralitätswerten des Main-Kinzig-Kreises 
(60,8%), oder der benachbarten Stadt Offenbach (89,8 %) ab.   

 
Abbildung 9: Arbeitsmarktzentralität 2017 für Main-Kinzig-Kreis, Hanau, OF Kreis und OF Stadt; 
Quelle: Stau- und Pendlerstudie PERFORM/IHK 2018, eigene Darstellung 

Die Beschäftigtenquote ist in den letzten Jahren in Hanau leicht gestiegen. 
2012 lag sie bei 52,3 %, 2014 bei 53,9 % (Bertelsmann Stiftung, 2015). 
Gesucht werden dabei vor allem Fachkräfte (Gewerbemonitor, 2014).  
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Neben dem Zuwachs an Beschäftigten am Wohnort ist für die wachsende 
Beschäftigtenquote Hanaus auch der rückläufige Anteil arbeitslos gemelde-
ter Personen verantwortlich. Zwischen 2010 und 2017 verringerte sich de-
ren Anzahl in Hanau um 1.300 Personen. Mit einer Arbeitslosenquote von 
7,0 % liegt die Brüder-Grimm-Stadt jedoch immer noch über den Ver-
gleichswerten des Main-Kinzig-Kreises oder des Landes Hessen (je 4,7 %). 
Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Arbeitslosenstatistiken des Main-
Kinzig-Kreis stark durch Hanau beeinflusst werden. So leben in Hanau rund 
39 % aller Arbeitslosen im Main-Kinzig-Kreis und ca. 41 % aller Langzeitar-
beitslosen.  

Gleichzeitig ist Hanau aber auch ein wirtschaftliches Zentrum innerhalb des 
Main-Kinzig-Kreis. Das Bruttoinlandsprodukt der Stadt wächst seit Jahren 
kontinuierlich an und liegt derzeit mit 51.393 Euro pro Einwohner deutlich 
über dem hessischen und dem bundesweiten (39.578 Euro) Durchschnitt. 
Die Kaufkraft in Hanau liegt mit 22.263 Euro pro Kopf jedoch etwas niedriger 
als im kreisweiten Durchschnitt von 24.220 Euro je Einwohner. Es befinden 
sich knapp 36 % aller sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplätze des Krei-
ses in Hanau und die Stadt sorgt für 26 % aller Steuereinnahmen.  
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5.3 Räumliche Gliederung und Funktionen  

Hanau liegt am südwestlichen Rand des Main-Kinzig-Kreises. Die Gemar-
kungsfläche der Gemeinde von insgesamt 76,4 km², wird zu 29,4 % baulich 
genutzt, beziehungsweise ist für bauliche Nutzungen vorgesehen. 35,1 % 
der Fläche sind ausgewiesene Grünflächen und ökologisch bedeutsame 
Flächennutzungen. Die restlichen Flächenanteile entfallen auf den Main, die 
Kinzig, und den Korridor des Regionalparks. Der Main quert das Stadtgebiet 
von Süden nach Westen. Südlich des Flusses liegen nur die Stadtteile 
Steinheim und Klein-Auheim. Westlich der Hanauer Innenstadt fließt die 
Kinzig in den Main. Die Einwohner Hanaus verteilen sich insgesamt auf 
zehn Stadtteile. Der größte Stadtteil ist mit rund 13.051 Einwohnern Groß-
auheim, gefolgt von Steinheim mit 12.744 dort lebenden Menschen (Stadt 
Hanau, 2017). Die Hanauer Innenstadt hat ebenfalls mehr als 12.000 Ein-
wohner. Die Stadtteile Lamboy, Kesselstadt und Nordwest kommen jeweils 
auf mehr als 11.000 Einwohner. Mittelgroße Stadtteile sind Südost (10.170) 
und Klein-Auheim (8.000). Mittelbuchen ist mit 3.962 Einwohnern der 
kleinste Stadtteil Hanaus. Alle Stadtteile haben im Vergleich zu 2015 einen 
Anstieg der Einwohnerzahlen zu verzeichnen. 2015 war Wolfgang (als Teil 
von Großauheim) mit rund 2.344 Einwohnerinnen und Einwohnern noch der 
kleinste Stadtteil. Er hat jedoch durch die Entwicklung der Konversionsflä-
chen (Old Argonner / Lehrhöfer Heide) und „Sportsfield Housing“, wo die 
Mehrzahl der Geflüchteten in Hanau untergebracht ist, stark an Einwohnern 
dazugewonnen.  

Mit dem Hauptbahnhof, dem Mainhafen und zahlreichen internationalen 
Technologieunternehmen umfasst der Stadtteil Südost am nördlichen Main-
ufer den wirtschaftlichen Motor Hanaus. Daneben kann die Innenstadt, die 
großflächig gemischt genutzte Bebauung vorweist und zahlreiche Verwal-
tungs- und Bildungseinrichtungen, sowie attraktive Einkaufsmöglichkeiten 
beherbergt als Versorgungszentrum ausgemacht werden. Die nordwestlich 
gelegenen Stadtteile Lamboy, Nordwest und Kesselstadt liegen durch die 
Kinzig, sowie einen umgebenden Grünzug vom Stadtkern separiert. Wäh-
rend Nordwest und Kesselstadt fast ausschließlich durch Wohnbebauung 
geprägt werden, sind in Lamboy neben den Wohnbauflächen ein Fach-
marktzentrum und zahlreiche Gewerbebetriebe angesiedelt. Der Stadtteil 
Großauheim/Wolfgang im Osten Hanaus bietet aufgrund seiner guten An-
bindung an A66 und A45, dem Status als anerkannter Standort für High-
Tech-Unternehmen und seinen zahlreichen Konversionsflächen auf ehe-
maligen Liegenschaften der US-Armee großes Entwicklungspotential. 
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Innerhalb der Stadtgrenzen befinden sich neun Naturschutzgebiete, zehn 
Landschaftsschutzgebiete und fünf FFH-Gebiete. Im Norden, Nordosten 
und Westen Hanaus schließen sich unmittelbar Waldflächen an. Als Naher-
holungsgebiet „Grüner Ring“ sind in einem Umkreis von 60 km um die Stadt 
dreizehn Naturschutzgebiete miteinander verbunden. In Hanau liegen Stadt 
und Natur somit nah beieinander.  

Sonderstatusstadt 

Hanau ist eine Sonderstatusstadt.  Den hessenspezifischen Begriff einer 
„Sonderstatusstadt“ räumt die Hessische Gemeindeordnung kreisangehöri-
gen Städten ein, die aufgrund ihrer Größe Aufgaben wahrnehmen, die übli-
cherweise vom Landkreis erfüllt werden. Zum Beispiel die eigenständige 
Wahrnehmung von Jugendhilfe, Bauaufsicht, Sozialamt oder Naturschutz. 
Neben Hanau haben diesen Status noch Gießen, Marburg, Rüsselsheim, 
Fulda, Bad Homburg und Wetzlar. Den Titel und die Aufgaben einer „Son-
derstatusstadt“ haben Städte mit mehr als 50.000 Einwohnern im Zuge der 
Gebietsreform 1974 erhalten. Damit wurde auch der Tatsache Rechnung 
getragen, dass verschiedene bisher kreisfreie Städte (wie zum Beispiel Ha-
nau, Fulda oder Marburg) den größten Teil ihrer bisher erfüllten Aufgaben 
auch weiterhin im Sinne der Problemnähe und einer bürgernahen Verwal-
tung weiter wahrnehmen können. Alle Städte mit mehr als 100.000 Einwoh-
nern sind in Hessen generell kreisfrei (Frankfurt, Wiesbaden, Kassel, Offen-
bach, Darmstadt). 

Der Begriff „Sonderstatusstadt“ ist eine hessische Besonderheit. Allerdings 
gibt es in anderen Bundesländern ähnliche kommunale Rechtsstellungen, 
die zum Beispiel mit Titeln wie „Große Kreisstadt“ (z.B. Bayern), „Große 
kreisangehörige Stadt (z.B. Nordrhein-Westfalen, Brandenburg) oder 
„Große selbstständige Stadt“ (Niedersachsen) definiert werden. 

Als Ausgleich für die von den Sonderstatusstädten eigenständig übernom-
menen Aufgaben wurde diesen Städten eine Reduzierung der Kreisumlage 
zugestanden. Dies hat in den Folgejahren (zum Beispiel Anfang der 1990er 
Jahre) immer wieder zu Auseinandersetzungen zwischen den jeweiligen 
Kreisen und dem Land, als dem für den Finanzausgleich zuständigen ver-
antwortlichen Gesetzgeber, geführt. Ursache der Debatten waren die Ver-
änderungen der Aufgabenstellungen, beziehungsweise eine unklare Ab-
grenzung der jeweiligen Aufgaben. 

Auch über den „Sonderstatus“ von Hanau hat es immer wieder Diskussio-
nen gegeben, zum Beispiel bei den Debatten, die Stadt raumordnerisch als 
„Oberzentrum“ einzustufen (was im November 2000 erfolgt ist). In diesem 
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Zusammenhang wurde auch vom Main-Kinzig-Kreis gefordert, den Sonder-
status für Hanau aufzulösen und die Stadt in die Kreisfreiheit zu entlassen 
(„Die Kreisfreiheit biete Hanau mehr Handlungsfreiheit und Gestaltungs-
spielraum… Es gehöre zum Selbstverständnis eines Oberzentrums das die-
ses kreisfrei ist“ so Landrat Karl Eyerkaufer in einer Pressekonferenz laut 
Hanauer Anzeiger vom 5.10.2000). Als Oberzentrum verfügt die Stadt über 
Einrichtungen zur Deckung des spezialisierten höheren Bedarfs und über 
eine gewisse Infrastruktur. Unter anderem gibt es ein Krankenhaus der Ma-
ximalversorgung, einen ICE-Haltepunkt und ein innerstädtisches ÖPNV-
Netz.  

Verkehr und Mobilität 

Aufgrund seiner Lage war Hanau bereits in der früheren Vergangenheit ein 
wichtiger Knotenpunkt zwischen der Mainregion und dem Kinzigtal. Diese 
Rolle verkörpert die sogenannte Brüder-Grimm-Stadt noch heute. So ist die 
Stadt mit dem Autobahn- und Schienennetz sowie der Binnenschifffahrt 
über drei Transport- und Verkehrswege erschlossen. Darüber hinaus befin-
det sich Hanau im Einzugsbereich des Frankfurter Flughafens, der als glo-
baler Knotenpunkt sowohl für den Personen- als auch den Güterverkehr gilt.  

Über die Autobahnen A3, A45 und A66, sowie das gut ausgebaute und leis-
tungsfähige regionale Straßennetz ist die Stadt nicht nur im Rhein-Main-
Gebiet, sondern auch darüber hinaus sehr gut vernetzt. Zusätzlich können 
regionale und überregionale Ziele über das Schienennetz erreicht werden. 
So halten beispielsweise zwei ICE-Linien am Hanauer Hauptbahnhof, die 
unter anderem Berlin und München, bzw. die Schweiz und Österreich zum 
Ziel haben. Mit dem trimodalen Mainhafen Hanau ist die Stadt zudem an 
die Binnentransportroute zwischen Rhein und Donau angeschlossen, wel-
che über den Main und den Rhein-Main-Donau-Kanal verbunden ist und 
eine europaweite Gütertransportachse vom Schwarzen Meer bis zur Nord-
see ergibt.  

Als Oberzentrum hat die Hanauer Innenstadt naturgemäß ein hohes Ver-
kehrsaufkommen. Die historische Entwicklung der Stadt und die Eingemein-
dung umliegender Stadtteile mit eigenen, unabhängigen Straßennetzen ha-
ben jedoch zu einer polyzentrischen Struktur geführt. Die Straßennetze der 
Stadtteile sind daher durch Hauptsammelstraßen, die sich auf dem Innen-
stadtring treffen, mit dem Stadtzentrum verbunden. Auf die wachsenden An-
forderungen des motorisierten Individualverkehrs hat sich Hanau durch eine 
Neuordnung der städtischen Verkehrsführung sowie dem Bau von 16 Park-
häusern und Parkflächen im Stadtzentrum eingestellt. Zudem erfolgte im 
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Zuge des Stadtumbauprozesses eine Neuordnung und Optimierung der 
städtischen Verkehrsführung. 

Der innerstädtische Individualverkehr wird durch einen gut ausgebauten 
ÖPNV entlastet, der neben dem Schienennetz mit acht innerstädtischen 
Bahnstationen, aus einem Liniennetz mit 12 Stadt- und 19 Regionalbusli-
nien besteht. Das Busliniennetz ist sternförmig angelegt und auf die zentra-
len Haltestellen Marktplatz und Freiheitsplatz ausgerichtet. Zukünftig sollen 
durch den Bau der Nordmainischen S-Bahn die Streckenkapazität auf der 
Schiene erhöht und dadurch Maintal und Hanau besser an die Metropole 
Frankfurt angebunden werden. Hierbei soll die S-Bahn auf zwei eigenen 
Gleisen im 15-Minuten-Takt zu Hauptverkehrszeiten verkehren, aktiver und 
passiver Lärmschutz eingesetzt und die Bahnhaltepunkte barrierefrei wer-
den. Derzeit befindet sich das Projekt, welches im Rahmen des Schienen-
ausbauplans „Frankfurt Rhein-Main Plus“ im Bundesverkehrswegeplan 
festgelegt ist, im Planfeststellungsverfahren. Mit einem Beginn der Arbeiten 
ist nicht vor 2021 zu rechnen.  

Aufgrund der geringen Flächenausdehnung Hanaus und der flachen Topo-
graphie im Stadtgebiet bietet sich zudem das Fahrrad als Verkehrsmittel für 
innerstädtische Wege an.  

Bildung 

Mit 54 Kitas und 27 Schulen sind in Hanau alle Schulformen vertreten. 14 
der Schulen sind öffentliche Grundschulen (Stadt Hanau-Faltblatt: Wissen 
& Bildung, 2019). Darüber hinaus gibt es zwei öffentliche Haupt- und Real-
schulen, zwei Gymnasien und zwei Gesamtschulen. Dass sie zu mehr als 
50 % von auswärtigen Schülerinnen und Schülern besucht werden weist 
auf die exponierte Stellung der Brüder-Grimm-Stadt als Bildungsstandort in 
der Region hin. Ein hervorzuhebendes Merkmal ist zudem das breitgefä-
cherte Ausbildungsangebot. So sind in Hanau fünf berufsbildende Schulen, 
unter anderem die Staatliche Zeichenakademie Hanau, ansässig. Zudem 
bietet die Brüder Grimm Berufsakademie Hanau ein ausgeprägtes Studien-
angebot für Kreativwirtschaft und Industrie. Die dualen Studiengänge für In-
novations- und Designmanagement sowie Produktgestaltung ermöglichen 
dabei neben der beruflichen auch eine akademische Qualifikation. 
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5.4 Raumordnerische Entscheidungen der Stadt  

und deren Auswirkungen  

Die Stadt Hanau hat in den letzten 20 Jahren eine positiv zu bewertende 
Entwicklung genommen. Die wachsenden Einwohner- und Beschäftigten-
zahlen, sowie das steigende Bruttoinlandsprodukt sind dabei nicht zuletzt 
auf die zahlreichen raumordnenden Maßnahmen zurückzuführen, die von 
Politik und Verwaltung beschlossen und durchgeführt wurden.  

Innenstadtumbau 

Ein wesentlicher Faktor für Hanaus positive Entwicklung war die Neugestal-
tung der Innenstadt, die in den letzten Jahren stattfand und 2008 mit einem 
„Wettbewerblichen Dialog“ begonnen wurde. Auf diesem Wege konnte ein 
Investor gefunden werden, der die vielfältigen Ziele und Projekte zusammen 
mit der Stadt realisieren wollte. Die erste Maßnahme wurde bereits 2011 
umgesetzt. In fußläufiger Entfernung zur Innenstadt eröffnete ein neues 
Multiplexkino.  

Prägend für die Struktur der Hanauer Innenstadt sind die großen Plätze. 
Daher war auch deren Umgestaltung wesentlicher Bestandteil des Innen-
stadtumbaus. 2013 wurde die Tiefgarage unter dem Marktplatz saniert. Der 
Marktplatz war durch den Wochenmarkt und Veranstaltungen bereits ein 
Anziehungspunkt in der Innenstadt. Mit dem Stadtumbau wollte man eine 
weitere Belebung in den Abendstunden erreichen. Dafür wurde neuer Raum 
für gastronomische Angebote, u.a. ein Restaurant mit lokalem Konzept und 
ein Café neu geschaffen. Für den Altstädter Markt, an dem sich das Gold-
schmiedehaus befindet, galt das Ziel, die Aufenthalts- und Verweilqualitäten 
zu stärken und neue Gastronomieflächen zu schaffen. Rund um den Platz 
an der niederländisch-wallonischen Kirche wurde Nachkriegsbauten abge-
rissen und neue Wohnhäuser gebaut, sowie die Parksituation neu geregelt. 
Allgemein wurde die Aufenthaltsqualität im Straßenraum verbessert.  

Freiheitsplatz/Forum Hanau 

Der Schwerpunkt des Innenstadtumbaus lag auf dem Freiheitsplatz. Hier 
wurde zum einen der zentrale Busbahnhof neugestaltet. Zum anderen ent-
stand das Forum Hanau, das 2015 eröffnet wurde. Das Einkaufszentrum 
bietet auf 22.250 m² Raum für mehr als 90 Geschäfte und rund 600 neue 
Arbeitsplätze. Mit 20.000 (Werktage) bis 30.000 (Samstage) Besuchern täg-
lich zieht es nicht nur Kunden aus Hanau selbst an, sondern ist auch für 
Menschen aus dem Umland und überregional attraktiv. Dem Forum Hanau 
schließt sich das Kulturforum an. An diesem zentralen Ort in der Hanauer 
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Innenstadt bietet es viel Raum für Kunst und Kultur. Unter anderem sind die 
Stadtbibliothek und das Stadtarchiv hier untergebracht. 

Flächenentwicklung und Konversionsflächen  

Durch den schrittweisen Rückzug der US-Armee aus seinen Stützpunkten 
im Hanauer Gemeindegebiet begann in den 1990er Jahren auf den verlas-
senen Kasernengelände ein Konversionsprozess, bei dem ein Schulzent-
rum, das Technische Rathaus, weitere Verwaltungs- und Versorgungsein-
richtungen, sowie Gewerbe- und Wohnflächen entstanden. 

Im Jahre 2008 begann eine zweite Phase der Konversion, als die US-Streit-
kräfte auch ihre übrigen Liegenschaften an die Kommune abtraten und sich 
vollständig aus Hanau zurückzogen. Die insgesamt zwölf ehemaligen Mili-
tärliegenschaften kommen auf eine Gesamtfläche von rund 340 ha (Stadt 
Hanau, 2017). Sieben Kasernen und Areale wurden bereits erfolgreich einer 
neuen Nutzung zugeführt. Dabei wurden 1250 neue Wohneinheiten und 
rund 1300 Arbeitsplätze geschaffen. Auch ein Naturreservat mit Przewalski 
Urpferden ist entstanden.  

Derzeit in der Planung und in Teilen bereits realisiert ist die Konversion von 
sieben weiteren Arealen. Die 39,8 ha große „Wolfgang Kaserne“ wurde 
durch die Ansiedlung der Fraunhofer-Projektgruppe für Wertstoffkreisläufe 
und Ressourcenstrategie IWKS in das Industrie- und Gewerbegebiet 
„Fraunhofer Science Park“ entwickelt (Stadt Hanau, 2019), in dem sich in 
Erweiterung des benachbarten Industrieparks Wolfgang forschende und 
entwickelnde Unternehmen der Materialtechnik ansiedeln können. Gelun-
gen ist neben der Verortung des zukünftigen Fraunhofer Institutes IWKS, 
das bis Ende 2019 seinen Neubau fertigstellt, die Ansiedlung der ALD Va-
cuum Technologies sowie der Informationstechnologie der Evonik. Bis 
Ende 2019 soll die Anlage um Büroflächen und ein Technikum erweitert 
werden.  

Weitere Grundstücke stehen nach wie vor für die Ansiedlung von Industrie 
und Gewerbe zur Verfügung. Eine Gewerbeansiedlung favorisiert die Stadt 
Hanau auch für die 6,1 ha große „Underwood Kaserne“ in Großauheim. 
Ebenfalls in diesem Stadtteil liegt die „Großauheim Kaserne“. Auf dem 38,5 
ha umfassenden Gelände werden ein Rechenzentrum und Photovoltaik 
Großflächen angelegt. Letztere sollen 2020 in Betrieb genommen werden. 
Im Norden der Stadt befindet sich die „Hutier Kaserne“, die an die Kasernen 
„Hessen-Homburg“, „Francois“ und „Yorkhof“ angrenzt. Ein Großteil der 
27,7 ha konnte bereits einer neuen Nutzung zugeführt werden. So ist sind 
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das neue Gefahrenabwehrzentrum der Stadt sowie das Büro- und Dienst-
leistungszentrum „Lamboy-Höfe“ und das Gewerbegebiet „Am Lam-
boywald“ auf dem Gelände angesiedelt. Im Stadtteil Lamboy befindet sich 
auch die „Cardwell Area“, für deren 1,78 ha der Bau von hundert Wohnein-
heiten in Form von Reihenhäusern, Doppelhaushälften und Mehrfamilien-
häusern geplant ist. Acht bestehende Mehrfamilienhäuser wurden als 
„Cardwell Wohnanlage“ bereits 2010 saniert und bieten 69 Wohneinheiten. 
Die „Old Argonner Kaserne“ im Stadtteil Großauheim/Wolfgang wird eben-
falls in ein neues Wohngebiet umgewandelt. Unter dem Namen „Lehrhöfer 
Park“ sollen bis zu 500 hochwertige Wohneinheiten entstehen. 200 von 
ihnen waren Anfang 2019 bereits realisiert. Zusätzlich wird ein 1 ha großes 
Gewerbegebiet auf dem Gelände angelegt. Nahezu vollständig zu einem 
Wohngebiet entwickelt wurde die gegenüberliegende „New Argonner Ka-
serne“. Bei der geplanten Konversion der Pioneer-Kaserne soll bis 2023 ein 
neuer Stadtteil mit mehr als 1.700 Wohneinheiten entstehen. Insgesamt 
sind gemäß Regionalplan Südhessen und RegFNP ca. 126 ha als Vorrang-
gebiet für Industrie- und Gewerbe und etwa 155 ha als Vorranggebiet Sied-
lung ausgewiesen. 

Gemeinschaftsunterkunft „Sportsfield Housing“ 

Im Jahr 2015 musste die Stadt Hanau eine große Zahl an Geflüchteten un-
terbringen. Bereits 2014 hatte sich für die Stadt aufgrund von steigender 
Flüchtlingszahlen und den erschöpften Kapazitäten der dezentralen Unter-
bringung die Frage gestellt, wie sie ihren Unterbringungsverpflichtungen 
nach dem Landesaufnahmegesetz weiter nachkommen sollte. Aus dieser 
Fragestellung ergab sich die Prüfung von Möglichkeiten zur Errichtung einer 
Gemeinschaftsunterkunft als „Erstaufnahmestelle“, die in ihrer Aufnahme-
kapazität deutlich größer als die bereits bestehenden Gemeinschaftsunter-
künfte sein sollte 

Letztendlich entschied sich die Stadt für das Gelände der ehemaligen 
„Sportsfield Housing“ gegenüber der Pioneer-Kaserne im Stadtteil Großau-
heim/Wolfgang. Ursprünglich als Wohnanlage für Familien von US-Solda-
ten gebaut, konnten die Gebäude mit einem vergleichsweise geringen Auf-
wand für die Unterbringung der Geflüchteten nutzbar gemacht werden. Die 
Hälfte der Anlage wurde von der Gemeinschaftsunterkunft abgetrennt und 
vom Land Hessen als Erstaufnahmeeinrichtung genutzt. Im Juni 2018 
wurde sie jedoch passivgestellt. 
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5.5 Kernthemen und Herausforderungen  

Stadtentwicklungs- und Bürgerbeteiligungsprozess „Zukunft Hanau“ 

Vor dem Hintergrund des nahen Großstadtstatus hat die Stadt Hanau im 
März 2019 den Stadtentwicklungs- und Bürgerbeteiligungsprozess „Zukunft 
Hanau“ angestoßen. Im Rahmen des Stadtumbaus hat man mit einem solch 
breiten Beteiligungsprozess bereits gute Erfahrungen gemacht. Nun soll auf 
diese Weise eine bewusste Auseinandersetzung mit den Chancen und Her-
ausforderungen der künftigen Entwicklung der Stadt erfolgen. Im Rahmen 
von „Zukunft Hanau“ haben sich insgesamt ca. 4.500 Menschen beteiligt 
und zu den Trends Demographischer Wandel, Digitalisierung, Gesundheit, 
Globalisierung/Urbanisierung, Individualisierung diskutiert und ihre Meinun-
gen und Vorschläge eingebracht.  

Regionales Entwicklungskonzept  

Die Stadt Hanau ist Teil des Regionalen Entwicklungskonzeptes für den 
Regierungsbezirk Darmstadt. Dieses Konzept dient als Masterplan und Ent-
scheidungsgrundlage für die Flächenausweisung im Regionalplan Südhes-
sen/Regionaler Flächennutzungsplan. Das Thema Wohnraum ist für die 
Stadt Hanau von zentraler Bedeutung. Durch die wachsende Bevölkerung 
und steigende Attraktivität stieg die Nachfrage nach Wohnraum stetig. Der 
Wohnungsmarkt, insbesondere für geförderten und günstigen Wohnraum, 
ist zunehmend angespannt. Das Regionale Entwicklungskonzept setzt als 
Zielvorgabe eine Dichte von mindestens 60 Wohnungen/ ha. Die internen 
Berechnungen der Stadt Hanau gehen davon aus, dass in den kommenden 
20 Jahren rund 7.000 neue Wohnungen gebaut werden können. In dieser 
Rechnung sind die rund 5.000 Wohnungen, die sich bereits in einer konkre-
ten Planung befinden, ausgenommen.  

Unterbringung Geflüchtete und Weiterentwicklung als Ankunftsstadt  

Der Wohnungsmarkt spielt auch in Bezug auf die Unterbringung von Ge-
flüchteten in der Stadt eine entscheidende Rolle. Ein Großteil der seit 2015 
in Hanau angekommenen Geflüchteten lebt noch immer in der kommunalen 
Gemeinschaftsunterkunft „Sportsfield Housing“, obwohl viele von ihnen 
rechtlich gesehen bereits in eigene Wohnungen ziehen dürften. Die gerin-
gen Fluktuationsraten des günstigen Mietpreissegments aufgrund steigen-
der Mieten erschwert jedoch einen Umzug. In der Anfangszeit des Ankom-
mens bietet die zentrale Unterbringung „Sportsfield Housing“ einige Vor-
teile, beispielsweise ein bestehendes Netzwerk und eine Bündelung und 
gute Erreichbarkeit von Angeboten. Allerdings ist die Selbstständigkeit der 
Geflüchteten eingeschränkt und es besteht die Gefahr einer langfristigen 



 

64 
 

Segregation und Isolation. Auch ist die Nutzung von „Sportsfield Housing“ 
nur für einen Zeitraum von zehn Jahren ausgelegt. Es müssen daher an-
dere Lösungen gefunden werden. Vor diesem Hintergrund beteiligt sich die 
Stadt Hanau mit dem Projekt „Ankunftsstadt Hanau. Ankommen in der Met-
ropolregion gestalten.“ an dem Programm „Stadtentwicklung und Migration“ 
der nationalen Stadtentwicklungspolitik.  

Entwicklung von Pioneer 

Auf dem Gelände der ehemaligen Pioneer-Kaserne und Triangle Housing 
entsteht ein neuer Stadtteil. Die städtische Gesellschaft BAUprojekt Hanau 
GmbH hat das Areal im August 2016 von der BImA erworben und ist damit 
das erste Mal bei der Konversion einer ehemaligen Militärliegenschaft als 
Käufer der Gesamtfläche aufgetreten. Für die Vermarktung des Geländes 
wurde die „LEG Hanau“ ins Leben gerufen, von der 90 % in Händen der 
DSK BIG Gruppe sind. Auch wenn der Hanau GmbH nur noch 10 % gehö-
ren hat sie ein gleichberechtigtes Stimmverhältnis und kann auf diese 
Weise Einfluss auf die Entwicklung des neuen Stadtteils nehmen. Insge-
samt sind auf dem Gelände der Pioneer und Triangle Housing rund 1.600 
Wohneinheiten für bis zu 5.000 Bewohnerinnen und Bewohner geplant 
(LEG Hessen Hanau, 2017).  

Wie im Fall der Triangle Housing soll teilweise der vorhandene Bestand 
(„Zehn Brüder“) genutzt, andere Teile aber zurückgebaut werden. Auf diese 
Weise sollen Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser, Geschosswohnungsbau 
und generationsübergreifende Wohnprojekte entstehen. Als oberstes Ziel 
wird dabei beschrieben, mit Miet- und Kaufangeboten eine möglichst breite 
Bewohnerschaft anzusprechen und damit unter dem Namen „Pioneer Park 
Hanau“ ein Quartier mit einer vielfältigen sozialen Mischung entstehen zu 
lassen. Der Stadtteil soll zudem Vorreiter im Bereich Klimaschutz, Mobilität 
und Digitalisierung werden.  

Klimaschutz  

Auch für die Stadt Hanau haben der Klimawandel und dessen Auswirkun-
gen auf den städtischen Raum und das städtische Leben, eine besondere 
Bedeutung. Durch ihre Lage in den Flussniederungen des Oberrheingra-
bens von Main und Rhein befindet sich die Stadt in einem der wärmsten 
Gebieten Hessens und gehört damit zu jenen Regionen, in denen sich die 
Jahresmitteltemperatur im Zeitraum 1981 bis 2010 mit 0,75 bis 1,1 °C Tem-
peratursteigerung, im Vergleich zu 1951 bis 1980, bereits am stärksten ver-
ändert hat. Solche klimatischen Entwicklungen lassen mit einem verstärk-
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ten Eintreten von Extremwetterereignissen und Hitzewellen, wie dem Hitze-
sommer 2018, rechnen. Ebenso wirken sich die steigenden Temperaturen 
negativ auf die Gesundheit der Menschen, die Umwelt und die Wirtschaft 
(etwa durch zu niedrige Pegelstände der Flüsse) aus. Mit der direkten Lage 
an Main und Kinzig ist das zunehmende Risiko von Hochwassern und Über-
schwemmungen deshalb auch ein relevantes Thema für die Stadt Hanau. 
Erste aktive Maßnahmen wurden daher bereits für den am Main gelegenen 
Stadtteil Großauheim im Rahmen des Projekts zur Klimaanpassung des 
Stadtteilentwicklungsprozesses initiiert. 

.
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5.6 Stärken und Schwächen  
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Zusammenfassung 

Der Status Quo des Main-Kinzig-Kreis (inkl. Hanau) und der Stadt Hanau 
werden in der folgenden Tabelle zusammenfassend gegenübergestellt.  

 Main-Kinzig-Kreis (inkl. Ha-
nau) 

Hanau 

Fläche  1.397 km² 76,4 km² 
Administrative Glie-
derung 

29 Kommunen (12 Städte, 17 
Gemeinden) 

10 Stadtteile 

Bevölkerung 417.000 98.000 
Bevölkerungsent-
wicklung 
(2011-2017) 

+3,7 % +9 % 

Natürliche Bevölke-
rungsentwicklung 
(Durchschnitt pro 1000 Ein-
wohner) 

-1,8 % +0,3 % 

Wanderungssaldo 
(Durchschnitt pro 1000 Ein-
wohner) 

+9,9 % + 16,8 % 

Durchschnittsalter 44,4 42,1 
Ausländeranteil 14,8 % 24,9 % 
BIP (in Milliarden €) 12,8  4,7 
BIP-Entwicklung 
(2008-2015) 

+16,8 % +9,8 % 

BIP pro Einwohner 31.433 € 51.393 € 
Beschäftigte (am 
Arbeitsort) 

133.194 47.396 

Beschäftigtenent-
wicklung (2013-2017) 

+12 % +6,5 % 

Pendlersaldo -29.014 11.791 
Arbeitslosenquote 4,1 % 7,0 % 
Raumordnerische 
Entscheidungen 

‐ Kreissitzverlegung nach 
Gelnhausen 

‐ unterschiedliche Zuständig-
keitspriorisierungen zwi-
schen Hanau und MKK 

‐ Innenstadtumbau 
‐ Höhere Attraktivität als Einzel-

handelsstandort 
‐ Flächenkonversion 
‐ weiterer Bevölkerungszuwachs 

durch neuen Wohnraum 
Aktuelle Kernthe-
men und Herausfor-
derungen 

‐ Förderprogramm „Ländli-
cher Raum“ 

‐ Förderung von Projekten 
und Initiativen zur Entwick-
lung ländlich geprägter Ge-
meinden 

‐ Hochwasserschutzmaß-
nahmen  

‐ Rückhaltebecken für Main 
und Kinzig 

‐ SuedLink 

‐ Zukunft Hanau 
‐ Berücksichtigung von Bürgerin-

teressen in Stadtentwicklungs-
prozessen 

‐ Regionales Entwicklungsprojekt  
‐ Vorgegebene Einwohnerdichte 

von 60 Wohneinheiten pro Hek-
tar 

‐ Ankunftsstadt Hanau 
‐ Unterbringung und Integration 

von Geflüchteten 
‐ Pioneer-Areal 
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‐ Gleichstromtrasse durch 
den MKK 

‐ Fluglärmproblematik 
‐ Bürgerinteressen berück-

sichtigen 
‐ Nordmainische S-Bahn 
‐ Elektrifizierung Niddatal-

bahn 
‐ Ausbau und Verbesserung 

des schienengebundenen 
ÖPNV 

‐ „Main Kinzig blüht“ 
‐ Förderung der Biodiversität 

in Besiedelungsgebieten 

‐ neuer Stadtteil mit bis zu 5.000 
Einwohnern 

‐ Klimafolgeanpassung  
‐ Förderung von kommunalen 

Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsprojekten 

Stärken ‐ Räumliche Lage 
‐ Naturräumliche Ausstattung 
‐ Verkehrsinfrastruktur 
‐ Naherholungsgebiet und 

Tourismusziel 
‐ Bildungsangebote 
‐ Wirtschaftswachstum 
‐ Bevölkerungsentwicklung 

‐ Räumliche Lage 
‐ Wirtschaftliche Ausrichtung 
‐ Administrative Einbindung 
‐ Bevölkerungsentwicklung 
‐ Beteiligungskultur 
‐ Verkehrsinfrastruktur 
‐ Wirtschaftswachstum 
‐ Versorgungs- u. Bildungsange-

bot 
Schwächen ‐ Haushaltsdefizite der Ge-

meinden 
‐ Disparitäten zwischen städ-

tisch und ländlich gepräg-
ten Gemeinden 

‐ Zuständigkeitskonflikte 

‐ Schutzschirmkommune 
‐ Angespannter Wohnungsmarkt 
‐ Mangelnde Sichtbarkeit 
 

Chancen ‐ Bündelung der Verwal-
tungsaufgaben 

‐ Finanzielle Entlastung bei 
Auskreisung Hanaus 

‐ Ausbau des Schienennetz 
‐ Entwicklung des Kreises 

entsprechend der Anforde-
rungen an den ländlichen 
Raum 

‐ Wirtschaftsstandort innovativ 
entwickeln 

‐ Kreisfreiheit 
‐ Regionale Synergieeffekte 
‐ Höhere Sichtbarkeit 
‐ Soziale Infrastruktur effizient 

entwickeln 
‐ Wohnraumentwicklung 

Risiken ‐ Einflussfaktor Fluglärm 
‐ Folgen des Klimawandels 
‐ Kreisangehörigkeit Hanaus 

als Entwicklungshemmnis 

‐ Kreisangehörigkeit als Entwick-
lungshemmnis 

‐ Folgen des Klimawandels 
‐ Finanzieller Aufwendung durch 

Auskreisung 
‐ Verwaltungsengpässe 
‐ Einflussfaktor Fluglärm 
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6. Szenarien für die Raumordnung des Main-Kinzig-Kreis 

Wie in den vorherigen Kapiteln erläutert, stellen sich die aktuelle Situation 
und die zukünftigen Herausforderungen für den Main-Kinzig-Kreis als viel-
fältig dar. Nach den in Kapitel zwei erläuterten Ansprüchen an eine moderne 
Raumordnung wird deutlich, dass hierbei der Ausgleich von verschiedenen 
Interessen zwischen verschiedenen Strukturräumen ein zentraler Aspekt 
bei der Bearbeitung der aktuellen und zukünftigen Herausforderungen sein 
muss. Aus diesem Grund möchte diese Studie anhand von zwei verschie-
denen Szenarien und einer anschließenden Diskussion darstellen, welchen 
Einfluss eine potentielle Veränderung der Raumordnung auf den Interes-
sensausgleich im Main-Kinzig-Kreis besitzt. Folgende Szenarien wird diese 
Studie diskutieren: 

Szenario 1: Die Stadt Hanau verbleibt im Main-Kinzig-Kreis 

Szenario 2: Die Stadt Hanau wird kreisfreie Stadt 

Im Verlauf wird zuerst das Szenario „Die Stadt Hanau verbleibt im Main-
Kinzig-Kreis“ vorgestellt. Danach wird das Szenario „Die Stadt Hanau wird 
kreisfrei“ erläutert. Als Abschluss wird eine Diskussion der Szenarien die-
nen, in denen die wesentlichen Unterschiede für die Bearbeitung der beste-
henden und zukünftigen Szenarien herausgearbeitet werden.  

Auch wenn noch einige weitere potentielle Szenarien für eine Veränderung 
der Raumordnung des Main-Kinzig-Kreises denkbar wären, wird sich diese 
Studie auf die zwei genannten Szenarien beschränken. 
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6.1 Szenario 1: Die Stadt Hanau verbleibt im Main-Kinzig-Kreis 

Dieses Szenario behandelt den Fall, dass Hanau als Sonderstatusstadt in-
nerhalb des Main-Kinzig-Kreises verbleibt. Insofern gibt es keine formalen 
oder verwaltungstechnischen Veränderungen, die vorab erläutert werden 
müssen. Die Organisation und Verteilung der Verwaltung innerhalb des 
Kreises wird ebenfalls unverändert so bestehen bleiben. Somit lässt sich 
die Vorstellung dieses Szenarios hierbei mit dem Verweis auf den Status 
Quo, beschrieben in den Kapiteln 4 und 5, verkürzen. 

Festzuhalten ist, dass sich die bisher beschriebenen Unterschiede in den 
Herausforderungen und Lösungsansätzen weiter verschärfen werden, da 
die raumstrukturellen Unterschiede ohne eine gezielte Fokussierung nicht 
bearbeitet werden können. Die genannten zukünftigen Themenfelder und 
strukturellen Veränderungen durch z.B. die Digitalisierung, den demogra-
phischen Wandel oder des Klimawandels müssen jedoch angenommen und 
gestaltet werden. Die Dringlichkeit der raumordnerischen Reaktion auf 
diese Entwicklungen sollten an dieser Stelle deshalb betont werden. 

Aus der Beschreibung des Status Quo und der zukünftigen Themenfelder 
kann zudem abgeleitet werden, dass ein Szenario „Erhalt des Status Quo“ 
nicht zu erreichen ist. Diese Studie geht davon aus, dass mit den zukünfti-
gen Herausforderungen für den Main-Kinzig-Kreis auch Veränderungen der 
Verwaltungsstrukturen einhergehen müssen und werden. Die bisherige 
Entwicklung des Main-Kinzig-Kreis zeigt, dass solche Veränderungen, wie 
z.B. die Verlegung des Kreissitzes, auch stets stattgefunden haben.  

Es wird in dem Szenario „Die Stadt Hanau verbleibt im Main-Kinzig-Kreis“ 
unabdingbar sein, zukünftige Handlungsfelder zu identifizieren und zwei Ka-
tegorien zu bilden. Zum einen müssen Themen erkannt werden, die ver-
stärkt durch Schnittstellen und Kooperationen zwischen der Kreisverwal-
tung und der Stadt Hanau bearbeitet werden müssen. Zum anderen sind 
Herausforderungen zu bewältigen, bei denen eine Fokussierung der Groß-
stadt Hanau, der Mittelzentren und des ländlichen Raums notwendig wer-
den. Dafür müssen gezielte Strukturen in den Verwaltungen aufgebaut wer-
den. Diese müssen dabei im Hinblick auf die anzuwenden Strategien und 
Instrumente zielgerichtet für die jeweiligen raumstrukturellen Herausforde-
rungen abgestimmt werden. 
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Der Main-Kinzig-Kreis und die Stadt Hanau müssen sich in diesem Szenario 
ihrer spezifischen Anforderungen und der Notwendigkeit spezifischer Lö-
sungen bewusst werden. Themen wie z.B. die Sozialpolitik, Wirtschaftsför-
derung, Tourismus, Versorgung oder Wohnraum müssen unterschiedlich 
gestalten werden. Nur durch eine Profilierung und Fokussierung können 
diese Themen in Zukunft für Hanau und den Kreis erfolgreich bearbeitet 
werden. 

Die bisherige divergierende Entwicklung der Großstadt Hanau, der Mittel-
zentren im Kreis und des ländlichen Raums konnte durch den Landkreis in 
seinen aktuellen und vergangenen Strukturen nicht gemindert werden. Die 
Zentralisierungstendenzen durch die Stadt Hanau sind selbst durch die Ver-
lagerung des Kreissitzes nach Gelnhausen nicht abgeschwächt worden. Es 
wird dadurch deutlich, welche Dynamik die raumordnerische Entwicklung 
besitzt. Nur durch Konzentration des Verwaltungshandelns auf gestaltbare 
Rahmenbedingen und Prozesse kann diese Entwicklung nach den ge-
wünschten Zielen gestaltet werden.  

Die bisherige Raumordnungspolitik des Main-Kinzig-Kreises zeigt eine 
deutlich fehlende Fokussierung auf spezifische Herausforderungen in un-
terschiedlichen Regionen. Eine z.B. auf Ausgleich bedachte Wirtschaftspo-
litik des Kreises wird sowohl die Stärken der Stadt Hanau, als auch die Stär-
ken des restlichen Kreises dem Ausgleich unterordnen oder den wirtschaft-
lichen Prozessen überlassen. Die Chancen und Potentiale der verschiede-
nen Teilräume, insbesondere für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main 
und das gesamte Land Hessen, werden so nicht in vollem Umfang genutzt. 

Aus diesem Grund kann dieses Szenario wie folgt zusammengefasst wer-
den. Eine Anpassung der Zusammenarbeit im Main-Kinzig-Kreis ist notwen-
dig und erforderlich, um durch Profilierung und Fokussierung den aktuellen 
und zukünftigen Herausforderungen begegnen zu können. Dies ist durch 
eine spezifische Aufgabenteilung und Koordination zu erreichen. Der Inte-
ressenausgleich zwischen der Großstadt Hanau, den Mittelzentren und 
dem ländlichen Raum muss durch gezielte Entwicklung von Ansätzen und 
Lösungen erfolgen, ohne die Potentiale der jeweils anderen Strukturräume 
zu schwächen.  
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6.2 Szenario 2: Die Stadt Hanau wird kreisfrei 

Das Szenario „die Stadt Hanau wird kreisfrei“ ist in seinen Folgen und Aus-
wirkungen in zwei Teilbereiche zu unterscheiden. Zum einen werden sich 
sozioökonomische Kennzahlen auf Kreis- und Stadtebene verändern und 
zum anderen wird der Verwaltungsaufbau für den Kreis und die Stadt neu- 
oder umgebaut werden müssen. Diese Studie beschäftigt sich im Folgen-
den mit den wichtigsten Veränderungen in den sozioökonomischen Kenn-
zahlen und Veränderungen im Verwaltungsaufbau. 

Sozioökomische Veränderungen durch die Kreisfreiheit 

Räumliche Grenzen MKK und Hanau 

Durch die von Hanau angestrebte Kreisfreiheit verlagern sich Teile der süd-
westlichen Grenze des Main-Kinzig-Kreises. Die Gesamtfläche des Kreises 
wird dabei um 76,5 Quadratkilometer reduziert. Der derzeit viertgrößte 
Landkreis in Hessen wird mit der verbleibenden Flächenausdehnung von 
1.321 km² lediglich hinter den Kreis Fulda zurückfallen. Eine Auskreisung 
macht sich auch in Bezug auf die Flächenverteilung im Landkreis bemerk-
bar. So machen die 22,4 Quadratkilometer baulich genutzter Flächen der 
Stadt Hanau knapp 10 % der bebauten Flächen im Landkreis aus (FNP 
2010). 

Derzeit ist die Stadt Hanau ein wichtiges Bindeglied zwischen der Metropo-
lregion Frankfurt-Rhein-Main und dem Main-Kinzig-Kreis. Mit der Kreisfrei-
heit der Brüder-Grimm-Stadt verbleiben mit Maintal, Großkrotzenburg, 
Bruchköbel, Rodenbach, Erlensee, Neuberg, Langenselbold, Ronneburg, 
Hammersbach, Nidderau, Schöneck und Niederdorfelden zwölf Gemeinden 
im Landkreis, die dem Regionalverband FrankfurtRheinMain angehören. 
Da sich die gemeindeübergreifende Planung des Verbandes an den Anfor-
derungen und Bedürfnissen einer Metropolregion orientiert, werden die be-
nannten Gemeinden und damit ein bedeutender Teil des Kreises auch wei-
terhin vom Einfluss des Ballungsgebiets profitieren. Im Rahmen der Aus-
kreisung der Stadt Hanau wäre eine Gebietserweiterung des Regionalver-
bands denkbar und notwendig, um eine Entwicklungsachse für den Bal-
lungsraum Frankfurt/Rhein-Main in Richtung Fulda zu stärken. 

Die Kreisfreiheit Hanaus hätte insbesondere auf die benachbarte Gemeinde 
Großkrotzenburg, die zwischen dem bayrischen Kahl am Main und dem Ha-
nauer Stadtteil Großauheim liegt, einen besonderen Einfluss. Die Auskrei-
sung Hanaus würde dazu führen, dass Großkrotzenburg als eine Art „En-
klave“ des Main-Kinzig-Kreises im Hanauer Stadtgebiet lokalisiert wäre. Die 
Situation Großkrotzenburgs muss daher bei der Frage nach der Kreisfreiheit 
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Hanaus mitgedacht werden, auch wenn die Auskreisung Hanaus natürlich 
nicht zu einer Form der räumlichen Abtrennung von Großkrotzenburg führt. 
Zusammenarbeit und Kooperationen zwischen Großkrotzenburg und der 
Stadt Hanau müssten durch den restlichen Kreis koordiniert und vermittelt 
werden. 

In der Gemeinde selbst wird das Thema kontrovers diskutiert, insbesondere 
in Hinblick auf die Möglichkeit einer Eingemeindung Großkrotzenburgs in 
die Stadt Hanau. Während in der lokalen Politik die Meinung verbreitet ist, 
Großkrotzenburg solle seine Eigenständigkeit innerhalb des Kreises behal-
ten, ein Anschluss an Hanau erzeuge keine Vorteile für die Gemeinde, ha-
ben sich Initiativen gebildet, die einer Eingemeindung positiv gegenüberste-
hen. So setzt sich etwa die „Initiativgruppe für ein zukunftssicheres Groß-
krotzenburg“ für eine verstärkte Zusammenarbeit mit Hanau ein und 
schließt dabei einen vollständigen Anschluss Großkrotzenburgs an die 
Nachbarstadt als Ergebnis dieser Kooperation nicht aus. 

Bevölkerungskennzahlen 

Ohne die rund 98.000 Bewohner der Stadt Hanau schrumpft die Bevölke-
rungszahl des Main-Kinzig-Kreis von derzeit 417.000 Einwohnern und Ein-
wohnerinnen um knapp ein Viertel. Es ist zu erwarten, dass die Kreisfreiheit 
der Brüder-Grimm-Stadt auch die zukünftige Bevölkerungsentwicklung des 
Landkreises beeinflussen wird. So sind 64 % des Bevölkerungswachstums 
im Main-Kinzig-Kreis seit 2011 auf die Einwohnerentwicklung der Stadt Ha-
nau zurückzuführen.  

Auch die Altersstruktur der Bevölkerung im Main-Kinzig-Kreis wird sich mit 
Hanaus Kreisfreiheit leicht verschieben. Für den Landkreis wird der Anteil 
der unter  
19-Jährigen im Jahre 2025 auf 15 % geschätzt, während die Altersgruppe 
in Hanau knapp ein Fünftel der Gesamtbevölkerung ausmachen soll. 
Gleichzeitig wird mehr als ein Viertel der Bevölkerung im Landkreis älter als 
64 Jahre sein. Dementsprechend kann auf Grundlage der Prognosewerte 
für 2025 davon ausgegangen werden, dass der Altersdurchschnitt im Land-
kreis bei 47 Jahren liegt, wenn Hanau ausgekreist wird. Für die dann kreis-
unabhängige Stadt wird dagegen für 2025 ein Altersschnitt von 44,3 Jahren 
geschätzt. 
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Abbildung 10: Bevölkerungszahlen nach Altersgruppen (Prozentualer Anteil der Bevölkerungsgruppe 
an der Gesamtmenge). Eigene Darstellung nach Daten von www.wegweiser-kommune.de 

Der Ausländeranteil im Main-Kinzig-Kreis lag 2018 bei 15,4 % und in der 
Stadt Hanau bei  25,7 %. Dabei wohnten ca. 38 % der Bewohner des 
Main-Kinzig-Kreises mit einer ausländischen Staatsbürgerschaft in der 
Stadt Hanau. Die anderen ca. 62 % verteilten sich über die restlichen Ge-
meinden des Main-Kinzig-Kreises. Bei einer Auskreisung der Stadt Hanau 
würde somit durch den signifikanten Ausländeranteil der Stadt der Anteil der 
Bewohner des Main-Kinzig Kreis mit einer ausländischen Staatsbürger-
schaft von 15,4 % auf 12,4 % sinken.  

Nach der Auskreisung Hanaus wäre Maintal mit einer Bevölkerung von rund 
39.000 die bevölkerungsreichste Stadt im restlichen Kreis. Zusammen mit 
der Lage zwischen Frankfurt, Hanau und dem Main-Kinzig-Kreis ist Maintal 
dadurch prädestiniert Kooperationen zwischen den beiden kreisfreien Städ-
ten und dem Landkreis zu initiieren und zu moderieren. Als Tor zu der Met-
ropolregion Frankfurt am Main und der Großstadt Hanau kann die Stadt so-
mit für den Interessensausgleich zwischen dem Ballungsraum, den Mittel-
zentren, dem ländlichen Raum und somit für gesamte die Entwicklungs-
achse Frankfurt-Fulda großes Potential bieten. 

Wirtschaftliche Kennzahlen 

Die Kreisfreiheit Hanaus wird sich auf die wirtschaftliche Statistik des Main-
Kinzig-Kreises auswirken. Die gesamte Wirtschaftsleistung des Main-Kin-
zig-Kreises im Jahr 2015 von 12.881 Mio. Euro zeigt folgende Verteilung. 
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Die Stadt Hanau erwirtschaftete in 2015 4.761 Mio. Euro, der restliche Kreis 
8.120 Mio. Euro. Verglichen mit den Bevölkerungskennzahlen zeigt sich, 
dass Hanau einen überdurchschnittlichen Pro-Kopf Anteil an der Wirt-
schaftsleistung des Kreises ausmacht. Dabei ist festzuhalten, dass sich 
diese Entwicklung in der bestehende Kreisstruktur vollzogen hat. 

Für den verbleibenden Main-Kinzig-Kreis ist bei einer administrativen Tren-
nung von der Stadt Hanau keine wirtschaftliche Rezession zu erwarten. Be-
achtet man das Wirtschaftswachstum in der Vergangenheit, so wuchs das 
BIP des Main-Kinzig-Kreis von 2008 bis 2015 um bis zu 16,1 %, was nur zu 
23 % auf die Wirtschaft der Stadt Hanau zurückzuführen ist, deren Brutto-
inlandsprodukt im gleichen Zeitraum nur um 9,8 % zulegen konnte. Diese 
Wachstumsraten zeigen, dass der restliche Main-Kinzig-Kreis ein hohes 
Potential besitzt, sich als Wirtschaftsraum ohne Hanau erfolgreich zu profi-
lieren.  

Kaufkraft 

Mit einer Kaufkraft von 22.263 € pro Kopf und einem Kaufkraftindex in Höhe 
von 95,5 im Jahre 2018 liegt Hanau im unteren Drittel des gesamten Main-
Kinzig-Kreises und 9,6 Punkte unter dem hessischen Durchschnitt. Auch 
der Main-Kinzig-Kreis liegt mit einem Kaufkraftindex von 103,8 (24.220 €) 
unter dem hessischen Durchschnitt von 105,1. Den Spitzenwert erzielt die 
Gemeinde Biebergemünd mit 30.567 € pro Kopf (Index 130,9).  

Arbeitslosenquote und Beschäftigte 

Die Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten am Arbeitsort 
hat sich sowohl im Main-Kinzig-Kreis als auch in Hanau konstant erhöht und 
reiht sich damit dem hessenweiten Trend ein. Seit 2010 stieg die Anzahl im 
Kreisgebiet um 22.795 auf insgesamt 133.194 im Jahre 2017. Im gleichen 
Zeitraum war in Hanau ein Plus von 5.703 sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigten zu verzeichnen und lag damit 2017 bei 47.396.  

Das Pendlersaldo der Stadt Hanau ist mit 11.791 Einpendlern positiv, wo-
gegen aus dem Landkreis 29.014 Auspendler täglich zu verzeichnen sind. 
Beide Salden haben sich in den letzten Jahren verstärkt, sodass seit 2010 
Hanau einen Einpendlerzuwachs von 6,4% und der Landkreis ein Auspend-
lerplus von 22,8% aufweisen.  

Hinsichtlich der Arbeitslosenzahlen lässt sich dabei herausstellen, dass sich 
die Kennzahl für den Main-Kinzig-Kreis von 4,1 % nach einer Auskreisung 
neu berechnen würde. Die Kreisfreiheit der Stadt Hanau, mit einer Arbeits-
losenquote von 7,0%, würde in einem Absinken der Arbeitslosenquote auf 
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etwa 2,0 – 2,5 % für den restlichen Kreis resultieren. Zudem unterscheidet 
sich das Verhältnis der Personen im SGB II und SGB III-Bezug zwischen 
Hanau und dem MKK gravierend. Wie in allen größeren Kommunen weist 
Hanau einen höheren Anteil an Langzeitarbeitslosen auf. Gerade im Be-
reich der Langzeitarbeitslosigkeit möchte die Stadt Hanau mit dem „Ha-
nauer Modell“ gezielt Maßnahmen ergreifen, um diese Quote zu senken. 
Eine detaillierte Beschreibung der geplanten Maßnahmen im Sozialwesen 
folgt im weiteren Verlauf dieses Kapitels. 

Kommunaler Finanzausgleich 

Der Kommunalen Finanzausgleich 2016 (KFA) des Landes Hessen ist mit 
dem Landesentwicklungsplan (LEP) des Bundeslands verbunden. Indem 
sich der KFA 2016 an der Raumordnung orientiert, wertet er den Landes-
entwicklungsplan als strategisches Instrument zur räumlichen Planung der 
Regionen auf.  

Die Auskreisung Hanaus wird Einfluss auf die Verteilung der finanziellen 
Mittel durch den Kommunalen Finanzausgleich nehmen. Beispiele für eine 
Änderung im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs sind die Einwoh-
nergewichtung für den Main-Kinzig-Kreis und die Erhöhung der Anzahl der 
kreisfreien Städte in Hessen. Durch die Erhöhung der Anzahl der kreisfreien 
Städte wird die Verteilung der Schlüsselmasse neu vorgenommen werden 
müssen. Durch die Auskreisung der Sonderstatusstadt Hanau wird die Ein-
wohnergewichtung des restlichen Kreises von 75 % auf 100 % steigen. Dies 
hat wiederum Einfluss auf die vertikale und horizontale Ermittlung der KFA-
Masse. Welche konkreten Änderungen sich durch diese Beispiele und die 
zahlreichen anderen Faktoren ergeben werden, kann zum jetzigen Zeit-
punkt noch nicht abschließend abgeschätzt werden. Hierfür werden Berech-
nungen des hessischen Finanzministeriums notwendig sein. 

Veränderungen in der Verwaltung durch die Kreisfreiheit 

Die Stadt Hanau war von 1886 bis 1974 kreisfrei. Nach der am 1. Juli 1974 
ausgeführten Fusion der damaligen drei Landkreise Hanau, Gelnhausen 
und Schlüchtern aufgrund einer Gebietsreform, entstand der Landkreis 
Main-Kinzig-Kreis mit Sitz der Kreisverwaltung in Hanau. Allerdings wurde 
die Kreisverwaltung 31 Jahre später am 1. Juli 2005 nach Gelnhausen ver-
legt. Hanau war somit erstmals in der Geschichte weder Kreisstadt noch 
kreisfrei, behielt jedoch als Stadt mit Sonderstatus einige Sonderrechte. Die 
Stadt ist weiterhin im Main-Kinzig-Kreis eingebunden, erledigt dennoch eine 
Vielzahl an Aufgaben, welche in der Verantwortung von Landkreisen liegt. 
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Die Stadt hat eine eigene Bauaufsicht, ist Schulträger, verantwortlich für 
Jugendhilfe und es gibt eine Zulassungsbehörde.  

Sozialwesen 

Im Falle einer Kreisfreiheit muss Hanau zusätzliche Aufgaben übernehmen. 
Die ehemalige Zersplitterung der Zuständigkeiten, die in den Regelungsbe-
reich der Sozialgesetzbücher fallen, würde aufgehoben werden. Der Be-
reich Sozialplanung wird neu aufgestellt und somit sichergestellt, dass eine 
ganzheitliche und nachhaltige Steuerung in der Sozialpolitik möglich sein 
wird. Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger können dann, themen- und 
bereichsübergreifend, aus einer Hand und bürgernäher erbracht werden. 

Einen Eckpfeiler bildet hierbei auch das innovative und hessenweit einma-
lige „Haus rund um das Erwerbsleben“ auf dessen Einrichtung sich die Stadt 
Hanau und die Bundesagentur für Arbeit am 20.09.2018 in einem Letter of 
Intent gemeinsam verständigt haben.   

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II wird nach einer 
Auskreisung in Form eines Jobcenters (als gemeinsame Einrichtung der 
Bundesagentur für Arbeit und der Stadt Hanau nach § 44b SGB II) gewähr-
leistet werden. In Hanau lebten Ende 2018 10.254 Menschen mit Anspruch 
auf Leistungen nach SGB II, davon waren 6.902 erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte, die in 4.882 Bedarfsgemeinschaften lebten. Dies entspricht 44 
% der Arbeitslosen des gesamten Main-Kinzig-Kreises. Bei gleichbleiben-
den Arbeitslosenzahlen und Bezuschussungen des Bundes, belaufen sich 
die Aufwendungen hierfür auf ca. 19,5 Mio. € jährlich. 

Örtliche Träger der Sozialhilfe (Sozialgesetzbuch XII) sind die kreisfreien 
Städte und Landkreise. Die Sachbearbeitung soll hierbei im „Haus rund um 
das Erwerbsleben“ angesiedelt werden. Bereits zum 01.01.2020 werden, 
unabhängig von der Kreisfreiheit Hanaus, im Rahmen der Gesetzesände-
rungen durch das Bundesteilhabegesetz bezüglich der Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen, Aufgaben vom Kreis an die Stadt übergehen.     

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 06.03.2012 möchte 
die Stadt Hanau einen Pflegestützpunkt einrichten, um Aufgaben in der 
Pflege, die sie teilweise bereits freiwillig erbringt, auch räumlich enger ver-
zahnen zu können. Weiterhin soll eine kommunale Arbeitsmarktförderung 
geschaffen werden, wodurch eine zielgenauere Verteilung und Verwen-
dung der Mittel erreicht werden soll. 

Die Versorgung gemäß Asylbewerberleistungsgesetz und die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen und anderen ausländischen Personen fallen mit der 
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Auskreisung in den Zuständigkeitsbereich von Hanau. Die Stadt ist bereits 
jetzt verpflichtet, 20 % der dem Landkreis zugewiesenen Geflüchteten im 
Stadtgebiet zu versorgen. Seit Mitte 2015 betreibt die Stadt hierfür in Eigen-
regie eine Gemeinschaftsunterkunft mit einer Kapazität von 1.300 Perso-
nen. 

Abfallentsorgung 

Hanau müsste nach der Auskreisung den für das Abfallaufkommen der 
Stadt ableitbaren Kostenanteil für die Deponienachsorge übernehmen.  

Schulwesen 

Hanau und der Main-Kinzig-Kreis verfolgen einen gemeinsamen Schulent-
wicklungsplan für die fünf beruflichen Schulen im Landkreis und in Hanau. 
Zusätzlich gibt es zwischen Stadt und Kreis eine Kooperationsvereinbarung 
über die Beschulung von Schülerinnen und Schülern aus dem Main-Kinzig-
Kreis an Gymnasien der Stadt Hanau, welche unabhängig von einer mögli-
chen Kreisfreiheit ihre Gültigkeit behalten wird. 

Amt für Umwelt- und Naturschutz 

Als kreisfreie Stadt wird Hanau die Zuständigkeit für Aufgaben der Unteren 
Wasserbehörde, der Unteren Bodenschutzbehörde, der Immissionsschutz-
behörde und des Schornsteinfegerwesens, der bereits bestehenden Unte-
ren Naturschutzbehörde, sowie der Unteren Forstbehörde innerhalb der Or-
ganisationseinheit „Amt für Umwelt- und Naturschutz“ bündeln. Die bishe-
rige Abteilung Technischer Umweltschutz wird in diesem Zuge aufgelöst 
und die dort Beschäftigten in die neue Behördenstruktur übernommen. 
Durch Übernahme dieser Aufgaben ist die Stadt Hanau dazu berechtigt, 
formale Maßnahmen anzuordnen und Entscheidungen zu treffen. Geneh-
migungsverfahren der Bauaufsicht und der Unteren Naturschutzbehörde, 
sowie Ausstellungsverfahren von Bebauungsplänen können dadurch ver-
kürzt und Arbeitsabläufe effektiver gestaltet werden. Das neue Amt ist ge-
meinsam mit der Bauaufsicht und der Stadtplanung im Technischen Rat-
haus untergebracht, was behördenübergreifende Abstimmungen vereinfa-
chen soll. 

Gemeinsame Leitstelle Katastrophenschutz und Rettungsdienst 

Hanau strebt auch bei Kreisfreiheit eine gemeinsame Leitstelle mit dem 
Main-Kinzig-Kreis für den Katastrophenschutz und den Rettungsdienst an. 
Die Stadtverordnetenversammlung hat den Magistrat am 29.10.2018 damit 



 

79 
 

beauftragt, mit dem Main-Kinzig-Kreis eine gemeinsame Leitstelle einzu-
richten. Hierfür soll nach Absprache mit dem Gefahrenabwehrzentrum 
Gelnhausen eine Kooperationsvereinbarung getroffen werden, die auch auf 
den Rettungsdienstbereich ausgeweitet werden soll.  

KFZ-Zulassungsbehörde 

In Hanau ist eine von drei Zulassungsstellen des Main-Kinzig-Kreises ver-
ortet. Unabhängig von einer möglichen Auskreisung Hanaus, wird die Stadt 
die Aufgaben der Zulassungsbehörde am 01.01.2021 übernehmen. Die 
Stadt Hanau hat dem Landkreis angeboten, die Aufgaben als Zulassungs-
behörde auch weiterhin für Bürger aus dem Kreis wahrzunehmen. Dies 
wurde von Seiten des Kreises abgelehnt, ebenso die Übernahme von Per-
sonal oder die Überlassung der Räumlichkeiten. Somit muss Hanau bis zu 
diesem Zeitpunkt ein eigenes Amt für Zulassungen mit Personal und Räum-
lichkeiten aufbauen, während der Kreis seine Zulassungsstelle weiterbetrei-
ben wird. 

Zusammenfassung 

Die hier vorgestellten Verschiebungen der sozioökonomischen Kennzahlen 
und notwendigen verwaltungstechnischen Veränderungen stellen lediglich 
eine Auswahl dar.  

Die Veränderungen von sozioökonomischen Kennzahlen können nur auf 
Basis des Status Quo adäquat erfasst werden. Eine Prognose für bspw. 
Veränderung der Steuereinnahmen oder Änderungen des kommunalen Fi-
nanzausgleichs liegen außerhalb des Umfangs dieser Studie. Eine finanzi-
elle Folgeabschätzung ist in dem internen Konzept der Stadt Hanau bereits 
erfolgt. Des Weiteren lässt der Main-Kinzig-Kreis aktuell mit einer eigenen 
Studie die finanziellen Auswirkungen untersuchen. 

In ähnlicher Weise verhält es sich mit den notwendigen verwaltungstechni-
schen Veränderungen und Neugründungen. Die Stadt Hanau hat ein um-
fangreiches internes Konzept zu dieser Thematik erstellt, in der alle Aspekte 
einer Auskreisung bzw. Kreisfreiheit Hanaus dargestellt werden. Im Rah-
men der vorliegenden Studie der ProjektStadt ist eine vollständige Vorstel-
lung der Ergebnisse des internen Konzepts Hanaus nicht vorgesehen und 
nicht zielführend. 
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6.3 Diskussion der Szenarien 

Nachdem nun beide Szenarien in ihren Auswirkungen vorgestellt wurden, 
beschäftigt sich diese Studie im Folgenden mit der Diskussion der beiden 
Szenarien und den Folgen für die Raumordnung. Dafür werden zum einen 
die Szenarien danach bewertet, inwieweit sie den aktuellen Ansprüchen zur 
Schaffung von gleichwertigen Lebensverhältnissen und den Anforderungen 
an eine moderne Raumordnung entsprechen. 

Zu Beginn sollte dabei festgehalten werden, dass der aktuelle Status Quo 
den Main-Kinzig-Kreises und die Stadt Hanau, auf regionaler- und gesamt-
städtischer Ebene, als durchaus prosperierenden Landkreis und Großstadt 
ausweist. Die Kennzahlen im Bereich Bevölkerungsentwicklung und Wirt-
schaft (siehe Kapitel 4 und 5) zeigen, dass sich der Kreis und die Stadt in 
den letzten Jahren positiv entwickelt haben. Umso kleinräumlicher man den 
Main-Kinzig-Kreis betrachtet, umso deutlicher zeigen sich jedoch die regio-
nalen Differenzen. 

Unterschiedliche Herausforderungen - unterschiedliche Interessen 

So zeigt sich beispielsweise bei den Beschäftigungszahlen, dass grund-
sätzlich mit einer Arbeitslosenquote von 4,1 % (inklusive der Stadt Hanau) 
der Main-Kinzig-Kreis eine niedrige Arbeitslosigkeit aufweist. Wie bereits 
erläutert, wird diese Zahl dabei aber durch die Arbeitslosenquote der Stadt 
Hanau von 7,0 % verzerrt. Rechnet man diese aus der Quote für den Main-
Kinzig-Kreis raus, liegt deshalb die Arbeitslosenquote des Main-Kinzig Krei-
ses dann bei rund 2,0-2,5 %. Je nach zugrunde liegender Definition kann 
mit dieser Arbeitslosenquote bereits von Vollbeschäftigung gesprochen 
werden.  

Aus diesen strukturellen Unterschieden ergeben sich unterschiedliche Ziel-
setzungen im Bereich Arbeitsmarkt. Während die Großstadt Hanau mit ei-
ner höheren Arbeitslo-
sigkeit und einem ho-
hen Anteil an Langzeit-
arbeitslosen umgehen 
muss, gibt es für den 
Main-Kinzig-Kreis in diesem Themenfeld nur wenig Handlungsbedarf. Ha-
nau wird sich in Zukunft gezielt um die Qualifikation und Weiterbildung der 
Langzeitarbeitslosen bemühen müssen, um diese langfristig wieder in der 
Arbeitsmarkt integrieren zu können. Dieses Ziel benötigt gezielte Verwal-
tungsstrukturen und –prozesse, die in dieser Form für die restlichen Kom-
munen des Main-Kinzig-Kreises nicht notwendig sind. 

Die Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt sind 
eine der zentralen Unterschiede zwischen der 
Großstadt Hanau und dem Main-Kinzig-Kreis. 
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In ähnlicher Weise gestaltet sich der Unterschied im Bereich Fachkräfte. 
Zum einen unterscheiden sich die Branchen, die Fachkräfte benötigen. 
Während die Stadt Hanau gerade als starker Standort für Materialtechnik in 
diesem Bereich Fachkräfte benötigt, ist die Nachfrage im Main-Kinzig-Kreis 
breiter gestreut. Hier spielen die Logistik und mittelständische Zulieferbe-
triebe, aber auch grundsätzliche Bereiche wie die ärztliche Versorgung eine 
viel größere Rolle. 

Zum anderen unterscheiden sich die notwendigen Maßnahmen, um den 
Fachkräftemangel zu bewältigen. Während der Main-Kinzig-Kreis durch 
Programme zur Steigerung der Profilierung als Arbeits- und Wohnort im 
ländlichen Raum beitragen muss, wird Hanau sich stärker auf die Schaffung 
von Wohnraum und 
die Profilierung als 
moderne und le-
benswerte Groß-
stadt fokussieren müssen. Die Profilierung beider ist somit mit einer unter-
schiedlichen Zielsetzung verbunden, die nur parallel funktionieren kann. 
Eine enge Kooperation ist dabei durchaus sinnvoll.  

Auch das Thema Versorgung gestaltet sich im Main-Kinzig-Kreis und der 
Stadt Hanau in seinen Herausforderungen sehr unterschiedlich. Wie bereits 
in den vorherigen Kapiteln erläutert, hat der ländliche Raum mit Abwande-
rungstendenzen zu kämpfen. Gerade die Innenstädte kleinerer Gemeinden 
sind immer stärker von leerstehenden Ladenflächen betroffen. Auch das 
Thema ärztliche Versorgung in ländlichen Regionen zeigt sich immer ange-
spannter. Der Kreis wird diese Herausforderung nur durch gezielte Pro-
gramme zur Attraktivitätssteigerung und Revitalisierung von innerstädti-
schen gewerblichen Flächen angehen können. 

Die Stadt Hanau hingegen kann in diesem Bereich keine ähnliche Problem-
beschreibung teilen. Durch die vollzogene großmaßstäbige Innenstadtent-
wicklung konnte Hanau wieder an Attraktivität für den Einzelhandel gewin-
nen und als Stadt mit 
100.000 Einwohner ist die At-
traktivität für Ärzte und Pra-
xen grundsätzlich gegeben. 
Somit muss Hanau keine ge-
zielte Attraktivitätsprofilierung betreiben. Stärker im Fokus der Stadt sollte 
die gezielte Steuerung der Ansiedlung einer sinnvollen Mischung von ver-
schiedenen Gewerbetreibenden und Ärzten sein.  

Profilierung als Standort ist ein notwendiges Instrument 
im globalen Wettbewerb um Unternehmen und Fach-
k äft

Die Herausforderungen für die Nahversorgung 
und den Einzelhandel erfordern spezifische lo-
kale Lösungen für die Großstadt Hanau, die 
Mittelzentren und den ländlichen Raum. 



 

82 
 

Für das Themenfeld Verkehr und Mobilität können ebenfalls grundsätzlich 
unterschiedliche Herausforderungen identifiziert werden. Wie bereits in den 
vorherigen Kapiteln erläutert, ist die Stadt Hanau im Bereich motorisierter 
Individualverkehr viel stärker von Einpendlern bzw. durch den Zielverkehr 
geprägt, als der Rest des Main-Kinzig-Kreises. Die Mittelzentren und der 
ländlichen Raum im Kreis sind hingegen in hohem Maße durch Auspendler 
bzw. Quellverkehr geprägt. Dieser unterschiedlichen Ausgangssituation 
muss mit unterschiedlichen Lösungen begegnet werden. Auch der Bereich 
des schienengebundenen Nahverkehrs zeigt andere Schwerpunktsetzun-
gen zwischen Kreis und Stadt. Der Kreis hat sich in den letzten Jahren sehr 
stark auf den Ausbau der ICE-Trasse zwischen Hanau und Fulda kon-
zentriert, während Hanau das Thema der nordmainischen S-Bahn in den 
Fokus setzt. 

Als weiteres Beispiel für raumstrukturelle Unterschiede bietet sich das 
Thema Hochwasserschutz an. Hier zeigen sich zwar keine grundsätzlichen 
unterschiedlichen Lösungen, jedoch eine unterschiedliche räumliche Ziel-
setzung. Das Thema Hochwasser betrifft mit den Flüssen Main und Kinzig 
zwar den gesamten Main-Kinzig-Kreis, jedoch ist bei Hochwasser der La-
geschwerpunkt aufgrund des Zusammenflusses der beiden Flüsse meist in 
Hanau zu verorten. Die Bekämpfung dieser Lage findet dabei aus dem Ge-
fahrenabwehrzentrum in Gelnhausen statt. Aus raumordnerischer Sicht ist 
diese Konstellation in den Punkten Effizienz und Reaktionsschnelligkeit 
nicht optimal. Auch die Koordination der verschiedenen Werksfeuerwehren 
und der Freiwilligen Feuerwehr bei Großbränden in Hanau ist in diese 
Weise nicht optimal geregelt. 

Diese nicht vollständige Auswahl an Themenfelder zeigt deutlich, dass zwi-
schen dem Main-Kinzig-Kreis und der Stadt Hanau Unterschiede in Hand-
lungsbedarfen und den notwendigen Lösungen liegen. Dabei gilt es selbst-
verständlich, auch die Möglichkeiten von Kooperationen auszuloten. Je-
doch sind in den Themenfelder Aspekte vorhanden, die durch Kooperatio-
nen oder Interessenausgleich nicht zu bewältigen sind. Beispielsweise ist 
nicht davon auszuge-
hen, dass die Langzeit-
arbeitslosigkeit durch 
fehlende Qualifikation, 
in der Stadt Hanau auf-
grund einer Profilierungskampagne des Main-Kinzig-Kreises abgebaut wird. 
Auch wird der Leerstand von Wohnraum im ländlichen Raum nicht durch 
eine gedrosselte Bautätigkeit in Hanau sinken. 

Interessenausgleich, Kooperation und Fokussie-
rung werden langfristige Prosperität von kreisfreier 
Stadt und Kreis sichern. 
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Um Interessen in bestimmen Themenfeldern auszugleichen, können Ko-
operationen von Landkreis und kreisfreier Stadt zielführender sein. Dies 
ergibt sich daraus, dass durch die Trennung der Verwaltungen eine Fokus-
sierung auf die eigenen und unterschiedlichen Herausforderungen Vorrang 
haben muss. Die Kooperation ist dabei stärker in einen Abstimmungspro-
zess zwischen gleichen Institutionen zu sehen. 

Chancen einer Auskreisung der Stadt Hanau für Kooperationen 

Die aktuellen Strukturen im Main-Kinzig-Kreis zeigen, dass bisher ebenfalls 
keine formalisierte Kooperation zwischen unterschiedlichen Interessen von 
Hanau und dem Rest oder zwischen verschiedenen Kommunen insgesamt 
stattgefunden hat. Das Thema Abzug der US-Streikräfte, Konversionsflä-
chen und grundsätzliche Gewerbeflächenentwicklung wäre für eine forma-
lisierte Arbeitsgruppe auf Kreiseben prädestiniert gewesen. Dort hätten In-
teressen zwischen verschiedenen Akteuren, Kommunen und Strukturräu-
men diskutiert und in einen sinnvollen und für alle Beteiligten positiven Inte-
ressenausgleich überführt werden können. 

Zudem zeigt die deutlich prosperierende Entwicklung der Stadt Hanau im 
Vergleich zu Teilen des restlichen Landkreises, dass eine divergierende 
Entwicklung, verbunden mit der Aneignung von Versorgungsfunktionen 
durch die Stadt, nicht durch die Einbindung in den Kreis abgefedert werden 
konnte. Dies lässt sich dadurch erklären, dass viele Zentralisierungspro-
zesse außerhalb der Steuerung von Kommunen liegen. Die Ansiedlung von 
Unternehmen, der Zuzug von Bevölkerung und Arbeitsplätzen oder die Ab-
wanderung von Einzelhändlern kann nur in geringem Maße durch kommu-
nale Maßnahmen erreicht oder verhindert werden. Vielmehr gilt es eine ge-
zielte Profilierung voranzutreiben, um durch die Verbesserung von Stand-
ortfaktoren die Attraktivität zu erhöhen. 

Die Auskreisung der Stadt Hanau würde notwendig machen, dass gewisse 
Handlungsfelder stärker als bisher in formellen Kooperationen bearbeitet 
werden müssen und ein Interessenausgleich stattfinden kann. Da erst durch 
die Auskreisung zwei starke Partner auf Augenhöhe ihre unterschiedlichen 
Interessen formulieren 
und aushandeln müss-
ten. Des Weiteren wer-
den dadurch aber auch 
Handlungsfelder getrennt, bei denen durch die Fokussierung auf die spezi-
fischen Herausforderungen von Stadt und Kreis ein Interessenausgleich 
nicht mehr nötig ist.  

Auskreisung macht formelle Kooperationen not-
wendig und ermöglicht so den Interessenausgleich.  
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Als Beispiel kann hier das Thema Wohnraumversorgung dienen. Wie be-
reits erläutert ist die Interessenlage hierbei teilweise sehr unterschiedlich. 
Während die Stadt Hanau durch Neubau die hohe Nachfrage an Wohnraum 
bedienen kann, kann sich der Kreis den Themen Leerstand im ländlichen 
Raum und Entwicklung der Attraktivität der Mittelzentren als Wohnort an-
nehmen. Die Stadt Hanau muss sich als hochverdichtete Großstadt auf den 
Geschosswohnungsbau für ein urbanes Bevölkerungsmilieu konzentrieren. 
Der Main-Kinzig-Kreis wird den Abbau des Leerstands im ländlichen Raum 
durch Förderprogramme unterstützen müssen. Die Entwicklung des Wohn-
raums in den Mittelzentren kann stärker der potentiellen Zielgruppe ange-
passt werden, wie z.B. die Ausweisung von Einfamilienhausstandorten, 
aber auch der Geschosswohnungsbau in den Innenstädten der Mittelzen-
tren. 

Eine solch differenzierte Problembearbeitung benötigt eine Verwaltung, die 
sich auf die gestellten Anforderungen spezialisiert und fokussiert. Die Über-
lagerung verschiedener Lösungen für unterschiedliche raumstrukturelle 
Themen kostet im kommunalen Handeln Ressourcen, die einer effizienten 
Bearbeitung im Wege stehen.  

Dies zeigt sich auch an den bereits bestehenden Förderprogrammen im 
Main-Kinzig-Kreis. Während sich die politischen Förderprogramme des 
Kreises vorrangig an den strukturellen Bedürfnissen des ländlichen Raums 
orientieren und sich durch das Förderprogramm LR und die Förderung tou-
ristischer Infrastruk-
tur Spessart&Kinzig-
tal vielmehr darin en-
gagiert, vorhandene 
Grundstrukturen und 
die Grundversorgung im ländlichen Raum zu stärken und auszubauen, 
muss die Stadt Hanau den strukturellen Anforderungen und Herausforde-
rungen des Raums einer Städtegesellschaft entgegenkommen.  

Daher ist das kommunalpolitische Interesse Hanaus an den Anforderungen 
des Demographischen Wandels, der Digitalisierung, der Gesundheit im 
Stadtleben, der Aus- und Weiterbildung, der Globalisierung/Urbanisierung, 
der Individualisierung, dem Klimawandel und der sozial- und strukturellen 
Ungleichheit als Kernthemen orientiert, um als Stadt anschlussfähig und at-
traktiv für die Bevölkerung und Zuwanderung zu bleiben. Die politischen In-
teressen zwischen dem ländlichen- und städtischen Raum müssen deshalb 
ebenso allgemein-strukturell, wie auch insbesondere in Bezug auf Hanau 
und den Main-Kinzig Kreis und ihrer jeweiligen Bedarfssituation und dem 
Handlungsinteresse unterschieden werden. 

Die Förderprogramme des Main-Kinzig-Kreises kon-
zentrieren sich auf die Entwicklung des ländlichen 
Raums. Die Stadt Hanau benötigt Entwicklungsim-
pulse, angepasst für eine moderne Großstadt. 



 

85 
 

Als größte Stadt und Oberzentrum des Main-Kinzig Kreises unterscheiden 
sich die politischen Interessen Hanaus zugleich auch von denjenigen der 
ländlichen Gemeinden des Main-Kinzig Kreises. Gerade durch die gesell-
schaftsstrukturelle und räumliche Verschiedenheit zwischen dem städti-
schen- und ländlichen Raum sieht sich die Stadt Hanau mit unterschiedli-
chen Aufgaben konfrontiert als bspw. der östliche Teil des Main-Kinzig Krei-
ses. Dadurch bedingt sich ebenso auch eine unterschiedliche Bedarfssitu-
ation und somit auch ein unterschiedliches kommunalpolitisches Interesse, 
welches sich in den genannten Förderprogramm des Main-Kinzig Kreises 
finden lässt.  

Die angestrebte Kreisfreiheit Hanaus fügt sich in die neuen raumordneri-
schen Pläne des Landes ein. Gewissermaßen nimmt sie diese sogar „vor-
weg“. Die Argumentation der vorliegenden Studie „Raum im Wandel“ wird 
somit durch den Bericht der Expertenkommission der hessischen Landes-
regierung unterstützt.  

Dabei macht es eine globalisierte Gesellschaft jedoch auch notwendig, dass 
sich trotz verschiedener Interessen und Bedarfssituationen diese Globali-
sierungsthemen überregional auswirken und sich Schnittpunkte herausstel-
len, sodass sich auf einer interregionalen Ebene produktive und konstruk-
tive Synergien und Kooperationen ergeben müssen. So siedeln sich die In-
teressen der Stadt Hanaus und des Main-Kinzig Kreises auf interregionaler 
Ebene zwar auch nebeneinander an, jedoch müssen sie sich zwangsläufig 
in der praktischen Ausgestaltung voneinander unterscheiden, um den struk-
turell verschiedenen Bedarfsanforderungen und Herausforderungen einer 
zukunftsfähige Land- oder Stadtgesellschaft gerecht zu werden. 

  



 

86 
 

7. Handlungsempfehlung 

In den bisherigen Kapiteln wurden sowohl die Ausgangslage für die zukünf-
tige Entwicklung des Main-Kinzig-Kreises, als auch zwei mögliche Szena-
rien vorgestellt und diskutiert. Nach Einschätzungen dieser Studie ist die 
daraus abzuleitende Handlungsempfehlung für die Zukunft Hanaus und des 
Main-Kinzig-Kreises, eine Auskreisung der Stadt Hanau.  

Bei Abwägung zwischen den Potentialen und Herausforderungen einer sol-
chen raumordnerischen Entscheidung überwiegen die Potentiale und 
Chancen für den Kreis und die Stadt. Selbstverständlich ist zu beachten, 
dass diese Studie aus einer raumordnerischen Perspektive ihre Empfeh-
lung ausspricht. Aspekte wie die organisatorische Umsetzung, die verän-
derten finanziellen Rahmenbedingen, die kommunal und volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen werden an anderer Stelle untersucht und nach ihrem 
Einfluss bewertet. Der langfristige Einfluss einer „prozessorientierten“ 
Raumordnung und den damit verbunden Veränderungen in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft sollten jedoch keineswegs als marginal einge-
schätzt werden. 

Die Stadt Hanau ist seit 2005 nicht mehr Kreissitz des Landkreises. Somit 
ist eine vollständige Verlagerung der Kreisverwaltung nicht notwendig. Zu-
dem bietet der Status Hanaus als Sonderstatusstadt den Vorteil, dass be-
reits einige Funktionen einer kreisfreien Stadt in Hanau angesiedelt sind. 
Aus diesem Grund kann die Auskreisung der Stadt als verwaltungstech-
nisch weniger aufwendig eingeschätzt werden. 

Vorreiter einer modernen Raumordnung  

Wie aus den bisherigen Ausführungen deutlich wird, ist der Status Quo der 
Raumordnung in Deutschland durch die Kommission „Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ der Bundesregierung und in Hessen durch die Experten-
kommission „Zentrale Orte und Raumstruktur“ bereits Teil der politischen 
Debatte. Die Vorschläge dieser Initiativen zeigen sehr deutlich, dass ge-
wisse raumordnerische Strukturen für das Ziel der Schaffung von gleich-
wertigen Lebensverhält-
nissen nicht oder nur noch 
in Teilen geeignet sind. 
Auch der gesellschaftliche 
Diskurs greift, stärker unbewusst, genau diesen Themen auf. Die Diskussi-
onen zum Thema Wohnraum in Städten und auf dem Land, die abneh-
mende Versorgungsleistung im ländlichen Raum und fortschreitenden Zent-
ralisierung von Funktionen sind nicht auf eine wissenschaftliche Auseinan-
dersetzung beschränkt. Sie diktieren in Teilen Entscheidungen wie z.B. 

Es sind neue raumordnerische Strukturen erfor-
derlich, um „Gleichwertige Lebensverhältnisse“ 
zu gewährleisten. 
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Wohnort- oder Berufswechsel und somit konkrete Lebensentwürfe. Somit 
kann der Einfluss von raumordnerischen Strukturen und deren Einfluss auf 
die Entwicklung von Regionen, Städten und Quartieren nicht wichtig genug 
gesehen werden. 

Den sich stetig verändernden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rah-
menbedingen kann nur dann Rechnung getragen werden, wenn der Status 
Quo nicht als gesetzt und unveränderbar angesehen wird. Die aktuell dis-
kutierten Megatrends wie z.B. Digitalisierung, Zentralisierung, der Kampf 
gegen den Klimawandel und die sich verändernden Mobilität wird Raum-
strukturen in einem Maße auf die Probe stellen, das neue Lösungen, neue 
Kooperationen, neue Verwaltungseinheiten, neues Handeln und eine neue 
Raumordnung unvermeidbar werden.  

Aus diesem Grund sieht diese Studie die Handlungsempfehlung die Stadt 
Hanau in die Kreisfreiheit zu entlassen nicht ausschließlich als notwendigen 
Schritt für Hanau, sondern vielmehr als gebotenen Schritt für den Main-Kin-
zig-Kreis. Die Chance, durch diesen Schritt eine zentrale Rolle in der Aus-
weitung des Ballungsraums Frankfurt/Rhein-Main zu spielen, aktiv die Wei-
terentwicklung der Mittelzentren wie z.B. Gelnhausen, Schlüchtern oder 
Bad Orb zu betreiben und gegen den Funktionsverlust im ländlichen Raum 
zu kämpfen, kann durch die Auskreisung gelingen.  

Die politische Diskussion um den Bericht der Expertenkommission „Zentrale 
Orte und Raumstruktur“ zeigt exemplarisch, dass sich die Aufmerksamkeit 
verstärkt auf Regionen um die großen Metropolregionen in Deutschland 
richten wird, da 
hier die Potenti-
ale für zukünftige 
Entwicklung der Metropolen liegen. Der Main-Kinzig-Kreis kann mit der Aus-
kreisung der Stadt Hanau Vorreiter einer neuen Raumordnung werden. 
Diese neue Raumordnung wird im Folgenden als „Neue Vision für den 
Raum“ vorgestellt.   

  

Das Umland der jeder Metropolregion bietet bundesweit 
Potential für eine moderne Raumordnung. 
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8. Eine neue Vision für den Raum 

„Raumordnung und Landesplanung würden realitätsgerechter und 
glaubwürdiger, wenn sie die Gestaltung ihrer Instrumente den diffe-
renzierten raumstrukturellen Situationen anpassen würde.“ 

(Gutachterliche Stellungnahme für ein Konzept zu künftigen Festlegung 
zentraler Orte im Rhein-Main-Gebiet unter besonderer Berücksichtigung 
der Mittelzentren 2019) 

Der Raum ist im Wandel. Dies zeigt sich in allen Bereichen des täglichen 
Lebens. Die Gesellschaft verändert sich und mit ihr die Ansprüche an die 
Raumstrukturen, die Politik, Wirtschaft und Gesellschaft bestimmen. 

Mit der Kreisfreiheit der Stadt Hanau kann der Main-Kinzig-Kreis Vorreiter 
einer Entwicklung sein, durch die Mittelzentren einen enormen Bedeutungs-
zuwachs erfahren werden. Die Stadt Hanau wird durch die Kreisfreiheit in 
Ihrer Entwicklung zur Großstadt im Rhein-Main-Gebiet größere Potentiale 
für den Ballungsraum, den Main-Kinzig-Kreis und die eigenen Bewohner 
entfalten. 

 

8.1 Chancen für Mittelzentren 

Die raumordnerische Bedeutung der Mittelzentren im Main-Kinzig-Kreis 
kann nicht wichtig genug eingeschätzt werden. Städte wie Gelnhausen, 
Schlüchtern, Bad Orb oder Wächtersbach müssen in immer stärkeren Maße 
Versorgungsfunktionen für ihren Einzugsbereich zur Verfügung stellen. Die 
Herausforderungen des ländlichen Raums im Kreis können nur durch starke 
Mittelzentren bewältigt werden. Der Funktionsverlust in ländlichen Gebieten 
ist Realität und muss kompensiert werden.  

Die Auskreisung der Stadt Hanau ermöglicht den Mittelzentren einen sehr 
viel größeren Handlungsspielraum, um sich selbst und den ländlichen 
Raum zu stärken. Der 
Aneignung zentralörtli-
cher Funktionen in die 
Oberzentren des Bal-
lungsraum Rhein-Mains 
wie Frankfurt am Main, Offenbach am Main oder Hanau entgegenzuwirken, 
kann nur gelingen, wenn man sich auf das eigene Profil und die eigenen 
Herausforderungen konzentriert.  

Die Auskreisung Hanaus bietet den Mittelzentren 
im Main-Kinzig-Kreis den notwendigen Handlungs-
spielraum, um die eigene Profilierung zu stärken. 
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Die Stadt Hanau als Oberzentrum als Teil des Main-Kinzig-Kreises zu be-
lassen, würde diese Chance verspielen. Die dort zu bearbeitenden Groß-
stadtthemen sind ein Hindernis in der Entwicklung eines Landkreises mit 
vielen gleichwertigen Mittelzentren und einem umgebenden ländlichen 
Raum. Vielmehr sollten die Mittelzentren in Kooperation eine Entwicklungs-
achse für die Metropolregion Frankfurt am Main in Richtung Fulda bilden 
und sich gleichzeitig dem Regionalverband RheinMain anschließen. 

Mit diesem Schritt werden die Mittelzentren und damit der gesamte Main-
Kinzig-Kreis in seiner Funktion und seinem Potential gestärkt. Mit der Ver-
kehrsanbindung durch die A66 und die ICE-Trasse besitzen die Mittelzen-
tren bereits jetzt einen strukturräumlichen Vorteil. Mit einer eigenständigen 
Profilierung wird dieser Vorteil zu einer Chance, wieder Versorgungsfunkti-
onen aus den Oberzentren zurückzugewinnen.  

 

8.2 Hanau als Großstadt im Rhein-Main-Gebiet 

Die Stadt Hanau hat sich in den letzten Jahren zu einer Großstadt mit wich-
tiger Funktion im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main entwickelt. Die groß-
maßstäbigen Innenstadtentwicklungen sind Auslöser und Kennzeichen die-
ser Entwicklung. Der starke Bevölkerungszuwachs und die positive wirt-
schaftliche Entwicklung zeugen und prägen diesen Bedeutungsgewinn.  

Mit dieser Entwicklung zeigen sich aber auch neue Herausforderungen. Das 
Thema Wohnraumversorgung und steigende Mieten und geringe Leer-
stände im gewerblichen Immobiliensektor sind dabei nur ein Aspekt. Hanau 
ist durch sein infrastrukturelles und kulturelles Angebot ein gefragter Ent-
lastungsraum für die Stadt Frankfurt am Main geworden. Gleichzeitig führt 
diese Entwicklung dazu, dass Hanau immer stärker Funktionen aus den 
Mittelzentren des Main-Kinzig-Kreis anziehen wird.  

Dieser aktuellen und zu erwartenden weiteren Entwicklung müssen raum-
ordnerischen Maßnahmen folgen. Ohne Veränderungen des Status Quo 
wird sich die Stadt Hanau weiterhin auf Kosten der Mittelzentren im Main-
Kinzig-Kreis zentralörtliche Funktionen aneignen, um den Entlastungsströ-
men aus dem Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main gerecht zu werden. 

Als Großstadt im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main wird Hanau in immer 
stärkeren Maße mit 
Herausforderungen 
konfrontiert, die nur mit 
Maßnahmen und Stra-
tegien von eigenständigen Kommunen bewältigt werden können. Die Kreis-
freiheit würde der Stadt Hanau diesen notwendigen Handlungsspielraum 

Nur als kreisfreie Großstadt und Oberzentrum kann 
Hanau seinen Beitrag für die zukünftige Entwick-
lung der Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main leis-
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ermöglichen. Sie könnte eine gezielte Entwicklung als Großstadt und Ober-
zentrum steuern und das eigene Profil stärken, unabhängig von der weite-
ren Entwicklung des Main-Kinzig-Kreis. Nur so kann sie in der interkommu-
nalen Zusammenarbeit der Kommunen im Ballungsraum Frankfurt/Rhein-
Main einen substantiellen Beitrag leisten.  

Die zu beobachteten Zentralisierungstendenzen gebieten es, dass neben 
der Stadt Frankfurt am Main weitere Oberzentren wie z.B. Offenbach am 
Main oder Hanau zentralörtliche Funktionen für die Metropolregion über-
nehmen. Das Thema der Flächenknappheit und bevorstehender Nutzungs-
konflikte kann nur im Verbund gelöst werden. Dafür benötigt der Ballungs-
raum Frankfurt/Rhein-Main eine handlungsfähige und kreisfreie Stadt Ha-
nau.  

 

8.3 Zentrale Vision 

Durch die Auskreisung Hanaus werden die Mittelzentren und der ländliche 
Raum im Main-Kinzig-Kreis gestärkt. Ohne die Notwendigkeit in der ge-
meinsamen Entwicklung Kompromisse eingehen zu müssen oder Themen 
aufgrund von unterschiedlichen Interessen erst gar nicht zu behandeln, bie-
tet die Auskreisung die Möglichkeit, zwei starke Partner in der Region her-
vorzubringen. Die Konzentration auf das eigene, dann homogenere Profil 
und die damit verbun-
denen Profilierungs-
möglichkeiten wird pro-
aktiv weiteren Funkti-
onsverlusten der Mittelzentren und des ländlichen Raums entgegenwirken. 
Damit kann den spürbaren Zentralisierungstendenzen entgegengewirkt 
werden. Zudem bietet die Etablierung von zwei starken Partnern in der Re-
gion das Potential für zahlreiche Kooperationsmöglichkeiten, bei denen auf 
Augenhöhe und ohne gegenseitige Abhängigkeiten zusammengearbeitet 
werden kann und muss. 

Die eingangs vorgestellten zehn Thesen bilden als Dekalog für die Zukunft 
des Main-Kinzig-Kreis den Abschluss dieser Studie. 

 

Zwei Partner auf Augenhöhe bieten Potential für 
eine erfolgreiche Kooperation in der Region. 
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8.4 Dekalog 

1. Mit der Auskreisung der Stadt Hanau aus dem Main-Kinzig-Kreis ist langfristig (Horizont 
2040) die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in der Region möglich. 

2. Die aktuellen und zukünftigen Herausforderungen des Main-Kinzig-Kreises und der Stadt 
Hanau unterscheiden sich signifikant. 

3. Je stärker sich die Anforderungen und Herausforderungen des Raumes zwischen den Ge-
meinden eines Landkreises unterscheiden, desto weiter sind auch die Gemeindeinteres-
sen voneinander entfernt. Die Aushandlung von Schnittstellen und eine darauf aufbauende 
Entscheidungsfindung werden erschwert. 

4. Durch die Auskreisung würde die Übereinstimmung von politischem und administrativem 
Verwaltungsbereich mit der raumstrukturellen Lebenswirklichkeit hergestellt. Damit würde 
eine fokussierte Problembearbeitung  und Gestaltung der Zukunft unterstützt. 

5. Solange die Stadt Hanau Teil des Main-Kinzig-Kreises ist, besitzt diese eine zu starke 
statusgefährdende Konkurrenz für die Mittelzentren im Kreis. Die Auskreisung der Stadt 
Hanau bietet den Mittelzentren im Main-Kinzig-Kreis die einmalige Chance, aktiv die 
grundlegenden Funktionen der Mittelzentren exemplarisch für das Land Hessen zu stärken 
und mitzugestalten. 

6. Die aktuelle Struktur der Mittelzentren in Hessen und dem Main-Kinzig-Kreis entspricht 
nicht den angestrebten raumordnerischen Strukturen des Landes Hessen. Von einer lang-
fristigen Anpassung der Förderlandschaft für Mittelzentren durch die Landesregierung ist 
auszugehen. Der Main-Kinzig-Kreis könnte sich als Pilot für die Umsetzung eines zentral-
örtlichen Kooperationsraumes profilieren.  

7. Eine neue Entwicklungsachse Frankfurt-Fulda funktioniert ausschließlich mit starken Mit-
telzentren, die sich dem Regionalverband FrankfurtRheinMain durch eine Gebietserweite-
rung anschließen. 

8. Die Verlegung des Kreissitzes nach Gelnhausen im Jahr 2005 zeigt eine weitsichtige the-
matische Schwerpunktverschiebung in den ländlichen Raum und nimmt die Auskreisung 
der Stadt Hanau strategisch vorweg. Gleichzeitig beweist die konsequente Ausrichtung der 
Stadt Hanau in den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main eine thematische Schwerpunkt-
verschiebung in Richtung Großstadt in der Metropolregion. 

9. Ein Verbleiben der Stadt Hanau im Main-Kinzig-Kreis würde zwingend eine intensive Neu-
ausrichtung der Prioritätensetzungen des Kreises sowie der Kooperationsstrukturen zur 
Bewältigung der sich weiter auseinander entwickelnden Herausforderungen erfordern. 

10. Der Kreisaustritt der Stadt Hanau als eine der Großstädte Hessens ist intrinsisch und raum-
ordnerisch richtig. Aufgrund der Wachstumsprognosen anderer hessischer Sondersta-
tusstädte (Flächenverfügbarkeit) sind explizit bis 2050 keine weiteren Kreisaustritte zu er-
warten.  
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